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Vorwort

Übergängen im Lebenslauf wird derzeit im wissenschaftlichen Kontext, in der Gesellschaft 
und im bildungspolitischen Diskurs eine hohe Relevanz zugeschrieben. Verschiedene 
Forschungsvorhaben, Praxisprojekte und Programme setzen an den verschiedenen 
institutionellen Übergängen insbesondere im formalen Bildungssystem an. Dabei ist das 
Ziel jeweils die verschiedenen Bildungsphasen, die Arbeitsweisen und Anforderungen der 
daran beteiligten Institutionen besser aufeinander abzustimmen, um in den individuel­
len Lebensverläufen möglichst bruchfreie Übergänge zu ermöglichen. Die Koordination 
dieser Abstimmungsprozesse wurde in den letzten Jahren vermehrt von den Kommunen 
im Rahmen eines kommunalen Übergangsmanagements übernommen. Der vorliegen­
de Praxisband bietet konzeptionelle Grundlagen und konkrete Hinweise zur Gestaltung 
des Übergangsmanagements von der Grundschule zur weiterführenden Schule. Die dar­
in vorgestellten Erkenntnisse basieren auf den Erfahrungen des Projekts Schulen im Team 
– Übergänge gemeinsam gestalten, einem Kooperationsprojekt der Stiftung Mercator, des 
Instituts für Schulentwicklungsforschung an der TU Dortmund und des Ministeriums 
für Schule und Bildung NRW. Im Rahmen des Projekts haben von 2011 bis 2016 acht 
Kommunen (Bochum, Essen, Duisburg, Dortmund, Hagen, Mülheim an der Ruhr, Kre­
feld und Oberhausen) erste Schritte in Richtung eines kohärenten Kommunalen Über­
gangsmanagements von der Grundschule in die weiterführende Schule eingeschlagen. 
Insgesamt 165 Schulen in 29 Netzwerken haben gemeinsam Methoden und Strategien zur 
Übergangsgestaltung erarbeitet und wurden dabei von den Regionalen Bildungsbüros der 
Kommunen unterstützt. Das Projekt wurde während der gesamten Laufzeit durch das In­
stitut für Schulentwicklungsforschung der TU Dortmund wissenschaftlich begleitet.

Der Praxisband richtet sich an alle Akteure, die schulische Netzwerke zur Übergangs­
gestaltung koordinieren und begleiten und in diesem Zuge das Übergangsmanagement in 
der Kommune verankern möchten. Der Band bietet grundlegende Informationen über die 
Bedeutung eines kohärenten kommunalen Übergangsmanagements und darauf aufbau­
end Anregungen für politische und strategische Entscheidungen. Zusätzlich dient er dazu, 
schulische Akteure (Schulleitungen, Lehrkräfte in den Übergangsklassen) über die beson­
deren Herausforderungen am Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schu­
le und erprobte Gestaltungsmöglichkeiten zu informieren. Auch wenn der Band einen ex­
pliziten Schwerpunkt auf den Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule 
legt, lassen sich viele der Erkenntnisse auf andere Übergangsphasen und das Management 
schulischer Netzwerke im Allgemeinen übertragen.

Um allen genannten Zielgruppen gerecht zu werden, ist der Band in vier Teile geglie­
dert, die sich zwar aufeinander beziehen, aber auch unabhängig voneinander gelesen wer­
den können. Der erste Teil gibt einen Überblick über den bildungspolitischen Kontext 
und die Konzeption des kommunalen Übergangsmanagements und nimmt die Herausfor­
derungen und Unterstützungsmöglichkeiten am Übergang von der Grundschule zur wei­
terführenden Schule genauer in den Fokus. Der zweite Teil stellt sechs wissenschaftlich 
abgeleitete zentrale Handlungsfelder für das kommunale Übergangsmanagement vor und 
illustriert diese anhand von konkreten Umsetzungsbeispielen der Kommunen im Pro­
jekt Schulen im Team. Im dritten Teil werden Ansätze zur Initiierung und Begleitung von 
Schulnetzwerken am Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule vorge­
stellt. Dabei werden die Unterstützungsleistungen der Regionalen Bildungsbüros in vier 
verschiedenen theoretisch abgeleiteten Dimensionen systematisiert: Autonomieunterstüt­
zung, Kompetenzunterstützung, Unterstützung durch soziale Einbindung und Unterstüt­
zung durch Verdeutlichung der inhaltlichen Relevanz. Der letzte Teil widmet sich den 
konkreten pädagogischen Gestaltungsmöglichkeiten am Übergang von der Grundschule 
in die weiterführende Schule. Dafür wird zunächst ein auf theoretischen Annahmen beru­
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hendes Qualitätsraster zur Übergangsgestaltung vorgestellt, das Qualitätskriterien in den 
vier Themenfeldern Lernkultur, Diagnose, Beratung sowie Curriculum und Unterrichts­
standards beschreibt. Zudem werden die zur Bearbeitung der Qualitätskriterien geeigne­
ten Methoden und Strategien präsentiert, die von den schulischen Netzwerken im Projekt 
Schulen im Team erarbeitet wurden.

Der Band basiert auf einer Zusammenschau der im Projekt gesammelten Erfahrungen 
und wissenschaftlichen Erkenntnisse und fasst diese in idealtypischer Weise zusammen. 
Es handelt sich daher nicht um ein bereits erprobtes und wissenschaftlich evaluiertes Ge­
samtkonzept, das von kommunalen und schulischen Praktikern ohne weitere Anpas­
sungsleistungen übertragen werden kann. Vielmehr bietet der Band Orientierungspunkte 
und Herangehensweisen, die auf die jeweilige kommunale Situation adaptiert werden 
müssen. Er soll Kommunen, die sich auf den Weg in Richtung eines kommunalen Über­
gangsmanagements machen, wertvolle Anregungen liefern und bereits fortgeschrittenen 
Kommunen und Schulen eine Folie zur Reflexion ihrer eigenen Praxis bieten. 

Ohne die Unterstützung der Projektpartner Stiftung Mercator und Ministerium für 
Schule und Bildung sowie des wissenschaftlichen Konsortiums wäre dieser Praxisband 
nicht möglich gewesen. Ganz besonderer Dank gilt allerdings den Regionalen Bildungs­
büros in Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Hagen, Krefeld, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen, den Schulleitungen und Kollegien der Projektschulen und insbesondere 
den engagierten Lehrkräften in den Schulnetzwerken, die alle maßgeblich zum Erfolg des 
Projekts Schulen im Team – Übergänge gemeinsam gestalten beigetragen haben und ihre 
Erfahrungen und Ergebnisse in diesen Praxisband eingebracht haben.

Vorwort
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Teil I 
Grundlagen des kommunalen Übergangsmanagements

Wenn von Übergängen im Lebenslauf gesprochen wird, ist damit eine institutionelle Rah­
mung von Übergängen von einer Institution in eine andere, aber auch eine durch die 
Lebenslagen und das biografische Handeln jedes Einzelnen hervorgerufene Übergangs­
situation gemeint (Schröer, Stauber, Walther, Böhnisch & Lenz, 2013). Ziel des Über­
gangsmanagements ist es, jedem Einzelnen möglichst bruchfreie Übergänge zwischen 
Bildungsinstitutionen zu ermöglichen, um so die individuelle Entfaltung des Bildungspo­
tenzials und entsprechend mehr Bildungsgerechtigkeit zu befördern. Ein bedarfsgerech­
tes kommunales Übergangsmanagement muss sich demnach an den Übergangsheraus­
forderungen orientieren, die sich vor Ort ergeben. Anstelle von zentralisierten Vorgaben 
zur Übergangsgestaltung auf Bundes- oder Landesebene soll ein dezentrales Übergangs­
management rücken, das die individuellen Bedarfe der Menschen in einem räumlich be­
grenzten Kontext (beispielsweise einer Kommune) berücksichtigt. Dabei werden sowohl 
pädagogische als auch bildungsökonomische und institutionelle Rahmenbedingungen in 
der Kommune und ihren einzelnen Bildungsinstitutionen bearbeitet.

Im Folgenden wird zunächst das Übergangsmanagement in einen bildungspolitischen 
Kontext gesetzt. Darauf aufbauend wird das kommunale Übergangsmanagement im All­
gemeinen kurz umschrieben, bevor dann konkret auf die Herausforderungen des Über­
gangs von der Grundschule zur weiterführenden Schule eingegangen wird. Abschließend 
wird ein Ansatz für die kommunal koordinierte Übergangsgestaltung in schulischen Netz­
werken vorgestellt, der im Projekt Schulen im Team verfolgt wurde. 

1.	 Bildungspolitischer Kontext des kommunalen 
Übergangsmanagements

In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Lissabon im März 2000 wurde 
festgehalten, dass sich Europa unbestreitbar auf dem Weg in das Zeitalter des Wissens be­
findet, mit allen daraus folgenden Konsequenzen für das kulturelle, wirtschaftliche und 
soziale Leben. Der erfolgreiche Wandel zu einer wissensbasierten Wirtschaft und Gesell­
schaft geht einher mit der Orientierung zu lebenslangem Lernen. Das bedeutet nicht nur, 
dass sich Einzelne den Veränderungen anpassen, sondern auch, dass sich Handlungsmus­
ter europäischer Bildungssysteme ändern müssen (Kommission der Europäischen Ge­
meinschaft, 2000). In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Feira im Juni 
2000 werden demnach „die Mitgliedstaaten, der Rat und die Kommission [...] aufgefor­
dert, in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen kohärente Strategien und praktische 
Maßnahmen zu erarbeiten, um die lebenslange Weiterbildung für alle zu ermöglichen, die 
Einbeziehung der Sozialpartner zu fördern, sämtliche Möglichkeiten öffentlicher und pri­
vater Finanzierung auszuschöpfen und mehr Menschen im Rahmen einer Strategie der 
lebenslangen Weiterbildung Zugang zu den Hochschulen zu verschaffen“ (Europäischer 
Rat, 2000, Ziffer 33). Damit einher geht auch, die Region als Handlungsort stärker in den 
Fokus zu setzen. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2000) setzt in ihrem 
Memorandum über lebenslanges Lernen auf das räumliche Näherbringen des Lernens für 
die Lernenden. „Regionale und lokale Entscheidungsstrukturen haben [...] an Einfluss ge­
wonnen, bedingt durch den erhöhten Bedarf an Entscheidungsfindung und Dienstleis­
tungsangeboten ‚vor Ort‘. [...] Die meisten Menschen, von der Kindheit bis ins höhere 
Alter, lernen lokal“ (ebd. S. 22). Es sind vor allem die lokalen und regionalen Behörden, 
die die Infrastruktur für den Zugang zum lebenslangen Lernen bereitstellen. Daher hält 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2000) es für unerlässlich, dass die Res­
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sourcen dieser Behörden zur Unterstützung des lebenslangen Lernens mobilisiert wer­
den. Unterstützende und passgenaue Angebote zum lebenslangen Lernen sollen dabei mit 
niedrigschwelligem Zugang im Lebensverlauf jedes einzelnen Menschen angeboten wer­
den. Um dies zu ermöglichen gilt es, strukturelle Hemmnisse zwischen verschiedenen Bil­
dungsphasen und -orten abzubauen. 

Lebenslanges Lernen umfasst im Verständnis der Europäischen Kommission alle for­
malen, non-formalen und informellen Lernprozesse an verschiedenen Lernorten von der 
frühen Kindheit bis einschließlich der Phase des Ruhestands. Dabei wird Lernen als kon­
struktives Verarbeiten von Informationen und Erfahrungen verstanden, das zu Kenntnis­
sen, Einsichten und Kompetenzen führt (Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung (BLK), 2004). In Deutschland trugen die Veröffentlichungen 
des elften und zwölften Kinder- und Jugendberichts (BMFSFJ, 2002, 2006) maßgeblich zu 
dieser Debatte bei. Die Bundesregierung hatte zu diesem Zeitpunkt Schule und Jugend­
hilfe als zentrale öffentliche Institutionen im Bereich Bildung, Erziehung und Betreuung 
benannt. Damit einhergehend wurde die Forderung laut, kommunale Bildungslandschaf­
ten aufzubauen, in denen Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsangebote in einem ver­
netzten Gesamtsystem aufeinander abgestimmt werden (BMFSFJ, 2006; Deutscher Ver­
ein, 2007, 2009). Auch das Bundesjugendkonsortium bezog in seinen Leipziger Thesen 
Stellung in dieser bildungspolitischen Debatte und prägte die Formel „Bildung ist mehr 
als Schule“ (Bundesjugendkuratorium, 2002). In gemeinsamen Beschlüssen von Kultusmi­
nisterkonferenz (2004, 2009), Jugend- (und Familien-)ministerkonferenz (2004, 2009) so­
wie Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe (2006) wurde diesbezüglich der Kommune eine 
Koordinierungsfunktion bei der Planung und Steuerung zugeschrieben. In der Stellung­
nahme des Deutschen Städtetags und seiner Aachener Erklärung im Jahr 2007 wird ge­
fordert, die Gestaltungsaufgabe in kommunale Hände zu übergeben. Mit der Münchener 
Erklärung vom November 2012 fordert der Deutsche Städtetag „notwendige und rechtli­
che Rahmenbedingungen zu schaffen, um kommunale Bildungslandschaften zu verwirkli­
chen“ (Deutscher Städtetag, 2007, 2012). 

Eine Strategie zur Bewältigung der genannten Aspekte ist vor allem die Schaffung 
transparenter Strukturen in der kommunalen Bildungslandschaft sowie der Aufbau ei­
nes systematischen und kohärenten Bildungsmanagements vor Ort, unter dem sich un­
ter anderem als ein zentraler Baustein das kommunale Übergangsmanagement subsumie­
ren lässt. Die Koordinierung und Vernetzung aller an Bildung, Erziehung und Betreuung 
beteiligten Institutionen und Akteure und der vorhandenen Bildungsangebote liegt somit 
in der Hand der Kommune. Die Kommune übernimmt die Verantwortung, „eine inten­
sive und nachhaltige Kooperation auf freiwilliger Basis zu etablieren und gemeinsam mit 
diesen die Bildungsangebote einvernehmlich abzustimmen“ (Greskowiak & Stefan, 2011, 
S. 6). Zu den Aufgabenbereichen des kommunalen Bildungsmanagements „zählen die Be­
standsaufnahme der Bildungsaktivitäten auf kommunaler Ebene, die Bündelung und Zu­
sammenführung von Bildungszuständigkeiten und -akteuren“ (Lindner, Niedlich, Klau­
sing & Brüsemeister, 2015, S. 284).

Gleichwohl muss ein kommunales Bildungsmanagement jedoch die föderale Struk­
tur des deutschen Bildungssystems sowie die damit verbundenen gesetzlichen Regelun­
gen beachten. Demnach obliegen der Kommune die äußeren Schulangelegenheiten (z.B. 
die Ausstattung von Schulen) sowie verschiedene Bildungsangebote der Kinder- und Ju­
gendhilfe. Die einzelnen Länder der Bundesrepublik sind demgegenüber für den Erlass 
von Schulgesetzen sowie für den Bereich der inneren Schulangelegenheiten verantwort­
lich. Die Aufsicht über die berufsbildenden Maßnahmen nach dem SGB III liegt beim 
Bund (Enggruber et al., 2011). Für die Schaffung eines transparenten und systematischen 
Übergangsmanagements ist es demnach auch notwendig, die verschiedenen Politikfelder 
miteinander zu verflechten (Stöbe-Blossey, 2010).
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Bundesweite Initiativen und Programme

Zur Umsetzung der Forderung nach kommunalen Bildungslandschaften wurden in den 
letzten 15 Jahren eine Reihe von bundes- und landesweiten Initiativen und Program­
men aufgelegt, in denen unterschiedliche Modelle entwickelt und erprobt wurden. Jun­
germann, Manitius und Berkemeyer (2015) führen in ihrer ausführlichen Übersicht ins­
gesamt 27 Initiativen in 13 Bundesländern auf. Dabei werden unterschiedliche Ebenen 
fokussiert wie die Kommune (z.B. Impulsprogramm Bildungsregionen in Baden-Württem-
berg), der Sozialraum (z.B. Ein Quadratkilometer Bildung), oder die Region (z.B. Lernende 
Region). Im folgenden Kapitel werden exemplarisch vier Programme vorgestellt (Lernen-
de Regionen, Lernen vor Ort, Transferinitiative kommunales Bildungsmanagement, Regiona-
le Bildungsnetzwerke NRW), die die in diesem Band aufgenommenen Aspekte des lebens­
langen Lernens und des kommunalen Bildungsmanagements mit speziellem Schwerpunkt 
auf das kommunale Übergangsmanagement umgesetzt haben oder gegenwärtig umsetzen. 
Die Vorstellung bietet einen kurzen Überblick über mögliche Gestaltungsoptionen in den 
verschiedenen Bereichen. Sie dient zudem als Grundlage, da auf einige Ergebnisse der 
Programme im zweiten Teil dieses Bandes rekurriert wird, in dem zentrale Gestaltungs­
hinweise aufgegriffen werden. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) förderte von 2001 bis 2008 
bundesweit über 70 Netzwerke im Rahmen des Programms Lernende Regionen – Förde-
rung von Netzwerken, um Modelle zu entwickeln und zu erproben, in denen Bildungs­
akteure vor Ort gemeinsam Barrieren im Zugang zu Bildungsangeboten abbauen kön­
nen und so die Teilhabe am lebensbegleitenden Lernen für jeden Einzelnen möglich 
machen (BMBF, 2008). Ziel der Förderung war eine verbesserte Verzahnung verschiede­
ner Bildungsangebote, die mittels einer erhöhten Durchlässigkeit zwischen einzelnen Bil­
dungsbereichen und der Vernetzung von Lernorten erreicht werden sollte (Emminghaus 
& Tippelt, 2009). Es galt, eine Strategie zur Verwirklichung des lebenslangen Lernens zu 
entwickeln. In Form von Leuchtturmprojekten förderte das BMBF über insgesamt drei 
verschiedenen Förderphasen vielversprechende Ansätze in den Innovationsschwerpunk­
ten Bildungsberatungsagenturen, Lernzentren, Übergangsmanagement, Aus- und Weiter­
bildung in kleineren und mittleren Unternehmen sowie kommunale Kooperationen mit 
Lernenden Regionen (BMBF, 2005). In dem Programm sollte der Fokus auf den individu­
ellen Bildungsbiographien liegen, jedoch auch gleichzeitig die verschiedenen öffentlichen 
und privaten organisatorischen Strukturen, mit denen der individuelle Lernende intera­
giert, zusammengebracht werden (ebd.). Allerdings setzte das Programm noch nicht ex­
plizit an einer Veränderung der kommunalen Verwaltungsstrukturen an. Die abschließen­
den Befunde der wissenschaftlichen Begleitforschung sind im Band „Lebenslanges Lernen 
in regionalen Netzwerken verwirklichen“ (Emminghaus & Tippelt, 2009) veröffentlicht.

Bei dem Programm Lernen vor Ort ging es im Zeitraum von 2009 bis 2014 darum, beste­
hende Ansätze zur Entwicklung ressortübergreifender kommunaler Initiativen zur Umset­
zung des lebenslangen Lernens vor Ort zu stärken und spezifische kommunale Strategi­
en zur Herstellung eines kohärenten Bildungswesens vor Ort zu verknüpfen. Damit sollte 
das Lernen für den Erwerb und den Ausbau personaler, sozialer und fachlicher Kompe­
tenzen im gesamten Lebenslauf unterstützt werden (BMBF, 2008). Mit dieser Zielsetzung 
sollte „ein wichtiger Beitrag zur Gestaltung des Gemeinwesens in den Kommunen, für 
die Bewältigung des demographischen Wandels und zur Stärkung einer demokratischen 
Kultur geleistet werden“ (ebd., S. 4). Zur Umsetzung dieses Ziels gab es im Rahmen des 
Programms grundlegende Aktionsfelder, wie das kommunale Bildungsmanagement, das 
kommunale Bildungsmonitoring, die Bildungsberatung und die Gestaltung von Bildungs­
übergängen. Im Bereich des kommunalen Bildungsmanagements wurden Modelle für ein 

Lernende Regionen 
– Förderung von 
Netzwerken

Lernen vor Ort



12 Teil I: Grundlagen des Kommunalen Übergangsmanagements

kohärentes und ganzheitliches Bildungsmanagement entwickelt, von denen andere Kom­
munen lernen können. Beim kommunalen Bildungsmonitoring war es das Ziel, ein indi­
katorengestütztes Instrumentarium einzuführen, das Bildungsdaten in unterschiedlichen 
Bereichen festhält und dadurch für das datengestützte Bildungsmanagement herangezo­
gen werden kann. Zur Orientierung und zur Transparenz für jeden Einzelnen ist es im 
Bereich der Bildungsberatung erforderlich, ein neutrales, bildungsbereichs- und träger­
übergreifendes sowie qualitätsgeprüftes Beratungsangebot bereitzustellen, das sich an der 
Biographie der einzelnen Menschen vor Ort orientiert. Ein weiteres zentrales Ziel war die 
Optimierung der Bildungsübergänge durch ein entsprechendes Übergangsmanagement 
(http://www.lernen-vor-ort.info/de/98.php). Im Rahmen des Programms Lernen vor Ort 
wurden die Ergebnisse zu diesen unterschiedlichen Aktionsfeldern in sogenannten Werk­
stattberichten und Handreichungen dokumentiert. Diese stehen den Kommunen und in­
teressierten Akteuren zur Verfügung (siehe http://www.lernen-vor-ort.info/de/803.php). 

Zur Verstetigung des Programms Lernen vor Ort wurde 2013 die Transferinitiative Kom
munales Bildungsmanagement ins Leben gerufen (BMBF, o.J.). Diese besteht aus bundes­
weit neun Transferagenturen zur Unterstützung der Kommunen beim Aufbau kom­
munaler Steuerungsstrukturen. Dabei ist die Beratung unabhängig von einer vorherigen 
Programmteilnahme an Lernen vor Ort möglich. Die Transferagenturen koordinieren 
ein umfassendes Netzwerk aus Expertinnen und Experten des kommunalen Bildungs­
managements. Sie unterstützen bei der Analyse der Bildungssituation vor Ort, bei der 
Qualifikation kommunaler Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei der Anpassung praxis­
erprobter Konzepte an die jeweilige Bedarfslage und beim Austausch mit anderen 
Kommunen und Akteuren, wie beispielsweise Stiftungen. Flankierend unterstützt das 
Förderprogramm Bildung integriert (BMBF, 2015) seit 2015 die Kommunen beim Auf­
bau eines datenbasierten Bildungsmanagements entlang der Bildungsbiographie mithilfe 
eines systematischen Bildungsmonitorings. Als Unterstützungssystem veröffentlichen die 
Transferagenturen praxisorientierte Materialien, Hefte und Berichte, die auf den einzel­
nen Webseiten zur Verfügung gestellt werden (für eine Übersicht zu den Transferagentu­
ren siehe www.transferinitiative.de)

In Nordrhein-Westfalen schlagen sich die oben skizzierten Entwicklungen zu einem kom­
munalen Bildungsmanagement vor allem im Programm der Regionalen Bildungsnetzwerke 
NRW (Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW, 2015) nieder. Diese wurden seit 
2008 in fast allen Kreisen und kreisfreien Städten des Landes eingerichtet. Auf Basis ei­
nes Kooperationsvertrags zwischen Land und Kommune werden in den Regionalen Bil­
dungsnetzwerken Strukturen geschaffen und thematische Schwerpunkte individuell fest­
gelegt, um die systematische Vernetzung von Bildungsakteuren vor Ort zu fördern. Dabei 
werden drei strukturelle Neuerungen im Rahmen des Programms in der Kommune ein­
geführt: Die Bildungskonferenz bietet die Basis für das Regionale Bildungsnetzwerk. Dort 
kommen in regelmäßigen Abständen Vertreterinnen und Vertreter an Bildung beteilig­
ter Akteure der Kommune zusammen. Dabei sind alle Bildungsphasen, die formalen und 
non-formalen Bildungsbereiche sowie die Entscheidungsträger aus Politik und Verwal­
tung vertreten. Auf der Bildungskonferenz werden Impulse gesetzt und Handlungsbe­
darfe, Entwicklungsfelder und Bildungsziele der Region identifiziert und bearbeitet. Der 
Lenkungskreis übernimmt die strategische Steuerung des Bildungsnetzwerks. Ziele, strate­
gische Absprachen und Arbeitsplanungen in den kommunalen Handlungsfeldern werden 
hier auf Basis eines gemeinsamen Qualitätsverständnisses festgelegt und Arbeitsaufträge 
für das Regionale Bildungsbüro formuliert. Das Regionale Bildungsbüro ist als ausführen­
des Organ für die operative Umsetzung der Strategien zuständig. Hier werden die an­
gestrebten Vernetzungs- und Qualitätssicherungsprozesse koordiniert. Das Bildungsbüro 
fungiert damit gleichzeitig als Motor und als Unterstützungssystem für kommunale Ent­
wicklungsprozesse im Bildungsbereich (Manitius & Berkemeyer, 2011). Bildungsbüros 

Transferinitiative 
Kommunales 

Bildungsmanagement

Regionale 
Bildungsnetzwerke  

in NRW



13Teil I: Grundlagen des Kommunalen Übergangsmanagements

sind häufig beim Schulträger angesiedelt und arbeiten in eher kleinen, multiprofessionel­
len Teams von pädagogischen und verwaltungsfachlichen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern. Die Regionalen Bildungsnetzwerke können sich ihre Themenschwerpunkte selbst 
wählen. Eine systematische Bestandsaufnahme zeigt allerdings, dass sich diese Themen 
sehr ähneln und sich ein Großteil der Bildungsnetzwerke auf Schnittstellenbereiche fo­
kussiert: Übergangsmanagement an den verschiedenen Übergängen in der Bildungsbio­
graphie, Zusammenarbeit von Schulen untereinander und von Schule und Jugendhilfe so­
wie die Begleitung schulübergreifender Projekte sind häufige Arbeitsfelder der Regionalen 
Bildungsbüros (Manitius, Jungermann, Berkemeyer & Bos, 2013). Diese Themenschwer­
punkte verdeutlichen, dass Regionale Bildungsbüros besonders in der Bearbeitung bil­
dungsrelevanter Netzwerkthemen involviert sind. Ihr Arbeitsfeld ist darüber hinaus durch 
Interaktion mit vielen verschiedenen Partnern, vielfältige Interessen und unterschiedliche 
Problemlagen gekennzeichnet (ebd.). Aufgrund ihrer institutionellen Aufstellung als Brü­
ckenbauer zwischen verschiedenen Organisationen sind Regionale Bildungsbüros als Ko­
ordinierungsstellen für das kommunale Übergangsmanagement gut aufgestellt.

2.	 Konzeption des kommunalen Übergangsmanagements

Innerhalb des kommunalen Bildungsmanagements ist die lebens- beziehungsweise bil­
dungsphasenübergreifende Gestaltung der Bildungsübergänge im Rahmen eines Über­
gangsmanagements ein wesentlicher Baustein. Es können dabei zwei Arten unterschie­
den werden: das strukturelle und das individuelle Übergangsmanagement (Muche, Ohme 
& Truschkat, 2016). Beim strukturellen Übergangsmanagement soll durch die Gestaltung 
der verschiedenen institutionellen Übergänge eine Infrastruktur innerhalb der Kommu­
ne geschaffen werden (ebd.). Dies bedeutet, dass Angebotslandschaften erarbeitet werden 
müssen, die die kommunal, wirtschaftlich und sozial gewachsenen Strukturen vor Ort mit 
einbeziehen (Brandel, Gottwald & Oehme, 2010). Zu diesem Zweck wird die Vernetzung 
der Bildungsakteure in der Kommune sowie die Schaffung von Unterstützungsangebo­
ten forciert. Ein dezentrales Übergangsmanagement berücksichtigt dabei die individuellen 
Bedarfe der Menschen in einen räumlich begrenzten Kontext (ebd.). Um die Netzwerkar­
beit zu koordinieren, Kooperationen zu anderen Akteuren zu knüpfen, die organisatio­
nalen Angebote aufeinander abzustimmen sowie die Bildungsinfrastruktur konzeptionell 
mitzugestalten, bedarf es innerhalb der Kommune einer Managementebene, die dies um­
setzt und sich zugleich konsiliarisch in der Politik beteiligt (Muche et al., 2016). Diese 
Managementebene wird, nicht zuletzt im Zuge der oben aufgeführten Bundesprogram­
me und Initiativen, seit einiger Zeit häufig in der Verwaltungsstruktur der Kommune in­
stalliert (ebd.). Beim individuellen Übergangsmanagement geht es dagegen darum, die Ge­
staltung der Unterstützungsangebote zur Bewältigung der biografischen Übergänge an die 
tatsächlichen individuellen Bedarfe auszurichten beziehungsweise bedarfsspezifisch An­
gebote für eine einzelne Person zu kreieren (ebd.; Brandel et al., 2010). Es ist demnach 
am Einzelfall orientiert und knüpft am sogenannten Case Management an (Muche et al., 
2016). 

Damit jedoch der Einzelne in der konkreten Übergangssituation bedarfsgerecht un­
terstützt werden kann, ist es essentiell, dass die Unterstützungsangebote auch inhaltlich 
abgestimmt und transparent sind (Brandel et al., 2010). Diese Abstimmungsprozesse 
sind wiederum Teil des strukturellen Übergangsmanagements, da damit auch der An­
spruch formuliert ist, kommunale Strukturen anzupassen und zu verändern (Muche et 
al., 2016). Dieser Praxisband behandelt nur das strukturelle Übergangsmanagement. Da­
bei wird kommunales Übergangsmanagement definiert als ein in ein gesamtkommunales 
Bildungsmanagement verankertes, netzwerkbasiertes, auf Kooperation aller am Bildungs­
prozess beteiligter Akteure aufbauendes und regional koordiniertes Regelsystem von 
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(evaluierten) Maßnahmen, das die institutionellen Übergänge in der individuellen Bil­
dungsbiographie berücksichtigt. Zu den institutionellen Übergängen zählen dabei im All­
gemeinen:
•• Übergang von der KiTa in die Grundschule
•• Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule
•• Übergang zwischen parallelen Bildungsangeboten innerhalb der Sekundarstufe I
•• Übergang in die Sekundarstufe II
•• Übergang in das Berufsbildungssystem bzw. das (duale) Ausbildungssystem
•• Übergang in die Hochschule.

Handlungsfelder im kommunalen Übergangsmanagement

Aus den oben genannten Programmen und deren wissenschaftlicher Begleitung lassen 
sich eine Reihe von Gelingensbedingungen ableiten, die für den Erfolg von Regionalisie­
rungsinitiativen als grundlegend angesehen werden und damit auch innerhalb des kom­
munalen Übergangsmanagement berücksichtig werden sollten (für eine zusammenfassen­
de Übersicht siehe auch Jungermann et al., 2015).

Die leitende Idee hinter diesen Initiativen ist die Setzung der Region als Referenzrah­
men jeglicher Lernaktivitäten (Brandt, 2006; BMBF, 2008). Die dahinterliegende Annah­
me ist, „[…] dass die regionale Ebene als Handlungsebene besonders geeignet ist, Lernen 
in neuer Weise zu etablieren und dass hierfür die gemeinsame Verantwortung regiona­
ler Akteure die optimale Strategie darstellt“ (Ambos, Conein & Nuissl, 2002, S. 3). Die­
se Notwendigkeit einer lokalen Verantwortungsgemeinschaft zur Gestaltung der Bildungs­
übergänge wird in den Initiativen durch eine Vernetzung und Einbindung von relevanten 
Bildungsakteuren in der Region beziehungsweise der Kommune umgesetzt (Ambos et 
al., 2002; BMBF, 2008). Netzwerke werden dabei als „dauerhafte Beziehungen zwischen 
verschiedenen Bildungsträgern aus mehreren Bildungsbereichen, den Nachfragern und 
Nutzern und anderen Akteuren im Felde des lebensbegleitenden Lernens“ verstanden 
(Ambos et al., 2002, S. 3). Voraussetzung ist eine auf Vertrauen basierende gemeinsame 
Arbeit, die die Perspektiven und Interessen aller berücksichtigt, mit dem gemeinsamen 
Ziel, die Kommune in ihren Kompetenzen zu stärken. Dazu bedarf es einer kommuna-
len Koordinierung mit „Personen mit ausgeprägter Führungskompetenz, die die Akteure 
dabei unterstützen, Konkurrenzdenken abzubauen, Synergieeffekte zu generieren und in 
der Kontaktpflege selbst ein aktives Führungsinstrument zu sehen“ (Reupold, Kuwan, Tip­
pelt & Lindner, 2009, S. 75). Neben einer kommunalen Koordinierung ist zudem die Ent­
wicklung einer kommunalen Strategie, die von allen relevanten Akteuren getragen wird, 
eine grundlegende Voraussetzung, um Entwicklungsprozesse anzustoßen und zu verwirk­
lichen. In diesem Kontext ist die Berücksichtigung von drei Faktoren von zentraler Be­
deutung (Reupold et al., 2009, S. 75 ff.): die Bündelung regionaler sozialer Ressourcen, das 
Vorhandensein einer gemeinsamen Vorstellung über die Bildungsentwicklung als Teil der 
Regionalentwicklung und das Aufgreifen aktueller Problemlagen und Bedarfe der Region 
in gemeinsam formulierten Zielen.

Damit überhaupt aktuelle Problemlagen und Bedarfe der Region beziehungsweise der 
Kommune ermittelt werden können, scheint ein adäquates und datenbasiertes Bildungs-
monitoring unabdingbar. Dies kann zur Ableitung empirisch fundierter politisch-admi­
nistrativer Handlungsstrategien beitragen (Döbert & Weishaupt, 2015) und zu einem wis­
sensbasierten Übergangsmanagement hinführen. Im Rahmen des lebenslangen Lernens 
und dem damit verbundenen Übergangsmanagement sind demnach Sachverhalte der 
frühkindlichen Bildung, der schulischen, beruflichen und akademischen Bildung bis hin 
zur Erwachsenen- und Weiterbildung zu berücksichtigen (Emminghaus, Tippelt, Lindner, 
Kuwan & Reupold, 2009). 
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Für ein kohärentes Übergangsmanagement ist weiterhin zentral, den Transfer von erar-
beiteten Innovationen von Anfang an mitzudenken. Aus der Transferforschung weiß man 
dabei, dass es für einen erfolgreichen Transfer von Innovationen vorteilhaft ist, nachhal­
tige Strukturen aufzubauen, ein nachhaltiges Projektmanagement während des Trans­
ferprozesses zu installieren, die Bedeutsamkeit des Transfers wiederholt ins Bewusst­
sein der beteiligten Akteure zu rufen und die Motivation bei allen Beteiligten zu fördern  
(Jäger, 2004). Insgesamt lassen sich aus den oben dargestellten Erkenntnissen sechs kon­
krete Handlungsfelder ableiten, die als strukturierende Grundlage für den Praxisteil die­
ses Bands verwendet und in Teil II, „Handlungsfelder für das kommunalen Übergang­
management“, weiter ausgeführt werden: 
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3.	 Der Übergang von der Grundschule in die  
weiterführende Schule

Anhaltspunkte, wie ein kommunales Übergangsmanagement unter Berücksichtigung der 
genannten Aspekte umgesetzt werden kann, bieten schon verschiedene Initiativen zum 
Übergang von der Kindertagesstätte in die Grundschule oder aber zum Übergang in das 
Berufsbildungssystem (Brandel et al., 2010). Hinsichtlich der Gestaltung eines kommuna­
len Übergangsmanagements, das den Übergang von der Grundschule zur weiterführen­
den Schule fokussiert, gibt es bislang jedoch kaum Hinweise (Sendzik, Sartory & Järvinen, 
2016). Dennoch zeigt die Forschung zu diesem Übergang, dass dieser für die Schülerin­
nen und Schüler mit einigen Herausforderungen verbunden ist. Infolgedessen liegt der 
Schwerpunkt dieses Praxisbands auf dem kommunalen Übergangsmanagement für den 
Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schule. 

Um einen kurzen Überblick über die Herausforderungen an diesem Übergang zu er­
halten, werden diese folgend dargestellt. Anschließend wird das Projekt Schulen im Team 
– Übergänge gemeinsam gestalten vorgestellt, das den Gedanken eines kommunal koordi­
nierten und vernetzten Schulsystems zur Übergangsgestaltung aufgegriffen hat. 
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Herausforderungen und Unterstützungsmöglichkeiten

Der Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule betrifft in der Bundesre­
publik Deutschland jährlich etwa 700.000 Kinder. Er gilt in Deutschland als Weichenstel­
lung für die spätere Bildungsbiographie der Schülerinnen und Schüler, weshalb ihm eine 
zentrale Bedeutung innerhalb wissenschaftlicher Untersuchungen, der schulischen Pra­
xis, aber auch in politischen Debatten zukommt (z.B. Maaz, Baumert, Gresch & McElva­
ny, 2010). So zeigen Untersuchungen, dass Kinder bereits vor dem Eintritt in die Schule 
herkunftsbedingte Kompetenzunterschiede aufweisen, die vor allem durch Sprachdefizite 
entstehen. Ergebnisse der IGLU-Studie (Bos, Tarelli, Bremerich-Vos & Schwippert, 2012) 
zeigen zwar, dass die Leistungsschere beziehungsweise der Abstand zwischen leistungs­
starken und leistungsschwächeren Kindern von den Grundschulen aufgefangen werden 
kann, jedoch die Leistungsheterogenität der Kinder im Sekundarbereich wieder zunimmt 
(Autorengruppe Bildungsberichtserstattung, 2014). Und auch die PISA-Studien können 
zeigen, dass sich zwar die Leistungen der deutschen Schülerinnen und Schüler im inter­
nationalen Vergleich seit dem Jahr 2000 verbessert haben und der Leistungsunterschied 
zu den führenden Nationen, wie beispielsweise Singapur, Japan oder die Schweiz, gerin­
ger wird, jedoch bleibt festzuhalten, dass das deutsche Bildungssystem bei der Vermitt­
lung von Basiskompetenzen nach wie vor hinter den Spitzenländern liegt (OECD, 2016).

Ein Erklärungspotenzial für den großen Stellenwert des Übergangs liegt in den ihm 
inhärenten Besonderheiten, die vor allem im internationalen Vergleich sichtbar werden. 
Demnach findet in den meisten Bundesländern (Berlin und Brandenburg ausgenommen) 
der Übertritt in eine weiterführende Schule schon nach der vierten Klasse statt, sodass die 
Schülerinnen und Schüler etwa im Alter von zehn Jahren mit den zahlreichen Verände­
rungen, die der Übergang in die weiterführende Schule mit sich bringt, konfrontiert wer­
den. Zudem wechseln die Schülerinnen und Schüler in ein mehrgliedriges Schulsystem, 
das auf einer Leistungsauslese basiert, die zusätzlich durch individuelle Schülermerkma­
le wie die soziale Herkunft oder den Migrationsstatus beeinflusst wird (Wendt, Bos, Sel­
ter, Köller, Schwippert & Kasper, 2016). Wenn auch in den verschiedenen Bundesländern 
der Konsens besteht, dass die Leistungen der Schülerinnen und Schüler das basale Krite­
rium für die ausgesprochenen Schullaufbahnempfehlungen sind, ist die Schwerpunktset­
zung von anderen relevanten Übergangsmerkmalen (z.B. affektiv motivationale Merkmale 
der Schülerinnen und Schüler) in den einzelnen Ländern unterschiedlich. Hinzu kommt, 
dass der Elternwille zwar entscheidend ist, jedoch die lehrerseitige Schullaufbahnempfeh­
lung in den meisten Bundesländern (mit der Ausnahme von Bayern, Sachsen und Thürin­
gen) eine beratende Funktion hat (van Ophuysen & Harazd, 2014).

Die wissenschaftliche Erforschung des Übergangs von der Grundschule zur weiter­
führenden Schule kann indessen schemenhaft in zwei Bereiche unterteilt werden (Lieg­
mann, 2014). Demnach subsumieren sich unter einer gesellschaftlichen Perspektive 
beispielsweise Untersuchungen zu sozialen Disparitäten oder zu strukturellen und ins­
titutionellen Faktoren, wie etwa rechtliche Rahmenbedingungen, Lehrerempfehlungen 
und der Einfluss individueller Schülermerkmale auf die Übergangsempfehlungen. Inner­
halb des zweiten Forschungsbereichs, der hier fokussiert werden soll, wird insbesonde­
re die individuelle Perspektive der Schülerinnen und Schüler und die pädagogische Ge­
staltung des Übergangs von der Grundschule zu weiterführenden Schule betrachtet (van 
Ophuysen, 2016). Die Bedeutung der pädagogischen Gestaltung des Übergangs wird auch 
durch die damit einhergehenden Veränderungen für die Schülerinnen und Schüler evi­
dent. Nach dem Übertritt ändern sich im schulorganisatorischen Bereich zum Beispiel 
die Unterrichtsorganisation vom Klassenlehrer- auf das Fachlehrerprinzip und auch die 
räumlichen und zeitlichen Rahmenbedingungen. Im Leistungsbereich werden die Schüle­
rinnen und Schüler mit höheren Leistungsanforderungen, einer veränderten Unterrichts­
methodik und einem Mehr an Unterrichtsfächern konfrontiert. Auch der soziale Bereich 
bedeutet für die Schülerinnen und Schüler eine Umstellung, wie etwa die Eingliederung 
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in die neue Klassengemeinschaft oder die Schülerschaft insgesamt (z.B. Hacker, 1990; 
Eccles et al., 1993). Der vertiefende Blick auf die individuelle Bewältigung des Übergangs 
ist allein schon deshalb essentiell, weil der Übergang von der Grundschule zur weiter­
führenden Schule im Normalfall für alle Schülerinnen und Schüler einer Altersgruppe 
zu einem festgelegten Zeitpunkt bestritten werden muss, weshalb er auch als normatives 
Lebensereignis definiert wird (Beelmann, 2006). Zudem wird er häufig auch als kritisches 
Lebensereignis (Filipp, 1995) bezeichnet, da die mit dem Übergang einhergehenden Ver­
änderungen von den Schülerinnen und Schülern auf eine unterschiedliche Art und Weise 
wahrgenommen und bewältigt werden (Beelmann, 2006). 

Die schülerseitigen Erwartungen weisen einen affektiven Gehalt auf, der sich sowohl 
in Vorfreude als auch in Besorgnis äußern kann (van Ophuysen, 2016). Diesbezüglich 
zeigen Forschungsergebnisse jedoch, dass die positiven Erwartungen am Übergang über­
wiegen (Leffelsend & Harazd, 2004) und soziale und leistungsbezogene Aspekte eher he­
rausfordernd als bedrohlich empfunden werden (Vierhaus & Lohaus, 2007). Trotz die­
ser eher positiv konnotierten Befundlage lassen sich jedoch hohe Unterschiede zwischen 
individuellen Schülerinnen und Schülern ausmachen, sodass die Gruppe der Schülerin­
nen und Schüler mit negativen Erwartungshaltungen gegenüber dem Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule nicht außer Acht gelassen werden darf (Lef­
felsend & Harazd, 2004) und folglich die Frage gestellt werden muss, wie die affektiven 
Erwartungen der Schülerinnen und Schüler generell gestärkt beziehungsweise gefördert 
werden können (van Ophuysen, 2016). Van Ophuysen schlägt hierzu vor, die wahrge­
nommene Relevanz von Schule für die Schülerinnen und Schüler zu steigern, indem bei­
spielsweise sowohl Eltern als auch Lehrkräfte den Kindern aufzeigen, dass sie die Schule 
als wesentlich und substanziell betrachten. Auch eine Untersuchung, in der das subjek­
tive Erleben der Schülerinnen und Schüler beim Übergang in die weiterführende Schu­
le analysiert wurde, kommt in diesem Zusammenhang zu dem Ergebnis, dass eine positi­
ve Erwartungshaltung der Schülerinnen und Schüler gegenüber diesem Übergang eher zu 
einer erfolgreichen Anpassung an der weiterführenden Schule führt (Knoppick, Becker, 
Neumann, Maaz & Baumert, 2016). Weiterhin regt van Ophuysen (2016) an, die persona­
len Ressourcen der Kinder dahingehend zu stärken und zu fördern, dass die Schülerinnen 
und Schüler neuen Erfahrungen unvoreingenommen und neugierig gegenüberstehen und 
mehr Selbstvertrauen in die eigene Leistungsfähigkeit erlangen. Auch die Unterstützung 
zur Entwicklung der sozialen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler sowie die För­
derung der Schul- und Lernfreude sieht van Ophuysen (ebd.) als zentral. Durch eine Eta­
blierung von Unterstützungssystemen, beispielsweise in Form von Peersystemen oder der 
Förderung des Zusammenhalts in der Klassengemeinschaft, kann die Förderung der so­
zialen Ressourcen forciert werden, deren Steigerung die Bewältigung der Anforderungen 
in der neuen Umgebung der weiterführenden Schule ermöglicht. Neben der Förderung 
der schülerbezogenen Ressourcen sollten auch die schulseitigen Rahmenbedingungen an­
gepasst werden. Dies kann zum Beispiel bedeuten, dass eine Angleichung der Schulorga­
nisation oder der Schulkultur zwischen den verschiedenen Schulformen stattfindet und 
überflüssige Brüche umgangen werden. Auch die Angleichung von Schulritualen und Un­
terrichtsmethoden kann den Schülerinnen und Schülern dabei helfen, die neuen Anforde­
rungen besser zu meistern (ebd.). 

Eine zentrale Voraussetzung zur Förderung der personalen sowie sozialen Ressour­
cen der Schülerinnen und Schüler und zur Verbesserung der Rahmenbedingungen an 
den Schulformen, ist die Zusammenarbeit der am Übergang beteiligen Akteure (ebd.), 
beispielsweise durch eine systematische, schulstufenübergreifende Lehrerkooperation am 
Übergang (Sartory, 2016). Diese hat das Potenzial, Unterschiede etwa in den verschiede­
nen Schulkulturen sowie den Lernmethoden abzubauen. Darüber hinaus kann durch sie 
eine positive Haltung der Schülerinnen und Schüler gegenüber diesem Übergang geför­
dert werden. Durch kooperative Maßnahmen, wie etwa gemeinsame Schulausflüge oder 
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Projekttage, können somit beispielsweise erste Eindrücke von der weiterführenden Schule 
gesammelt werden (Porsch, 2015). 

Neben einer systematischen Lehrerkooperation am Übergang von der Grundschule 
zur weiterführenden Schule sollte jedoch auch die systemische Perspektive, die eine Ver­
netzung des gesamten Schulsystems in den Blick nimmt und der gerade innerhalb der ak­
tuellen Bildungspolitik viel Aufmerksamkeit geschenkt wird, berücksichtigt werden (van 
Ophuysen & Harazd, 2014). Schulischen Netzwerken zur Unterrichts- und Schulentwick­
lung und Übergangsgestaltung, die Grundschulen und weiterführende Schulen vereinen, 
wird dabei eine besondere Rolle zugeschrieben (siehe zum Beispiel Berkemeyer, Bos, Jär­
vinen, Manitius & van Holt, 2015).

Das Projekt Schulen im Team – Übergänge gemeinsam gestalten

Der Gedanke der Vernetzung des gesamten Schulsystems wird auch im Projekt Schu-
len im Team – Übergänge gemeinsam gestalten aufgriffen. Dabei versteht das Projekt den 
Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule als eine Gestaltungsaufgabe 
des gesamten kommunalen Schulsystems. Demnach wird der Übergang nicht nur durch 
die Vernetzung der Einzelschulen, sondern auch systematisch auf der Ebene des Schul­
trägers bearbeitet. Zu diesem Zweck haben sich im Jahr 2011 acht Kommunen in Nord­
rhein-Westfalen (Bochum, Essen, Duisburg, Dortmund, Hagen, Mülheim an der Ruhr, 
Krefeld und Oberhausen) auf den Weg gemacht, mit dem Ziel, den Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule im Sinne einer verbesserten Chancengerechtig­
keit zu gestalten.

Für die operative Umsetzung in den Regionen haben die Regionalen Bildungsbüros schu­
lische Netzwerke initiiert, um gemeinsam bereits vorhandene Strukturen zur Bearbei­
tung des Übergangs systematisch zu nutzen, neue Strukturen zu schaffen sowie innovative 
Übergangskonzepte zu entwickeln und zu erproben. Die Größe der Netzwerke variier­
te von Region zu Region, ein Netzwerk bestand aber mindestens aus zwei Grundschulen 
und zwei weiterführenden Schulen, um die Übergangsthematik möglichst effizient bear­
beiten zu können. Innerhalb der Netzwerke wurden mindestens zwei Lehrkräfte je Schu­
le benannt, die als Netzwerkkoordinatorinnen beziehungsweise Netzwerkkoordinatoren 
bezeichnet wurden. Neben der gemeinsamen Entwicklung von Produkten und Strategi­

Schule A Schule B

Schule C Schule D

Regionales 
Bildungsbüro

=	 Netzwerkkoordinatorinnen/
Netzwerkkoordinatoren

Netzwerkstruktur  
im Projekt
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en mit dem Netzwerk übernahmen die Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordi­
natoren zudem die Aufgabe, die erarbeiteten Inhalte in die Einzelschule zu transferieren. 
Um die Vielschichtigkeit der Übergangsgestaltung berücksichtigen zu können, bot das 
Projekt dabei fünf aus der Übergangsforschung abgeleitete Projektmodule an, die sowohl 
von den Kommunen als auch von den Schulnetzwerken bearbeitet werden konnten (Jär­
vinen, Otto, Sartory & Sendzik, 2012): Monitoring, Lernkultur, Beratung, Diagnostik und 
Curriculum und Standards. 

Bei der Bearbeitung der Projektmodule wurden die Kommunen sowie die Schulnetzwer­
ke durch ein wissenschaftliches Konsortium (Prof. Dr. Wilfried Bos (TU Dortmund), 
Prof. Dr. Silvia-Iris Beutel (TU Dortmund) und Prof. Dr. Stefanie van Ophuysen (WWU 
Münster)) unterstützt und beraten. Zudem wurden überregionale Fortbildungen zu den 
Modulen sowie andere Veranstaltungsformate, die einen überregionalen Austausch über 
die Netzwerkarbeit, über Ideen und Möglichkeiten, Meilensteine und die gesammelten 
Erfahrungen gewährleisten sollten, vom Institut für Schulentwicklungsforschung der TU 
Dortmund angeboten.

Neben dem übergreifenden Ziel, der Verankerung des Übergangs von der Grundschu­
le zur weiterführenden Schule als eine gemeinsame Verantwortung aller bildungsrelevan­
ten Akteure einer Region, wurden zudem akteurspezifische Ziele auf kommunaler Ebene, 
Netzwerkebene und Einzelschulebene formuliert. 

Inhaltliche Module
Monitoring

•	 Ebene der Regionalen Bildungsbüros
•	 Systematisches Beobachten und Dokumentieren von Übergängen
•	 Analyse möglicher Zusammenhänge zwischen individuellen Schülermerkmalen und der be-

suchten Schulform
•	 Untersuchung der Schülerströme und der Wiederholer- bzw. Schulabgangsquoten

Lernkultur Beratung

•	 Suche nach geeigneten Lehr- und Lernfor-
men

•	 Kennenlernen der Strukturen und Knüpfen 
von Freundschaften mittels Patenschaften, 
Kennenlerntage oder gemeinsamer Pro-
jekten

•	 Systematisierung des Übergangsprozesses 
•	 Beratungskonzepte als Brücke zwischen 

den beiden Schulstufen
•	 Integration von Beratungsangeboten in 

die Kommune

Diagnostik Curriculum und Standards

•	 Optimierung der systematischen Erfassung 
von prozessrelevanten Schülerinformati-
onen

•	 Einigung auf einheitliche Kriterien für die 
Schullaufbahnempfehlung

•	 Verständigung über Kompetenzerwartun-
gen der Grundschulen und weiterführen-
den Schulen

•	 Entwicklung gemeinsamer Unterrichtsrei-
hen



20 Teil I: Grundlagen des Kommunalen Übergangsmanagements

Das übergreifende Forschungsinteresse bestand darin, herauszustellen, wie kooperative 
Prozesse im Rahmen der regionalen Übergangsgestaltung auf den verschiedenen Akteurs­
ebenen beschrieben werden können und welche Potenziale solch eine kooperative Über­
gangsgestaltung bietet. Dabei sollten insbesondere die Tätigkeiten, Unterstützungsleistun­
gen und Kooperationspartner der koordinierenden Regionalen Bildungsbüros sowie die 
in den Netzwerken entstandenen Übergangsstrategien erfasst werden. Zur Beantwortung 
der Fragestellungen wurden verschiedene Verfahren der empirischen Sozialforschung an­
gewandt. Es fanden beispielsweise vierteljährliche Telefoninterviews mit den Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern der Regionalen Bildungsbüros statt, anhand derer vor allem 
Tätigkeitsfelder sowie die Art der Zusammenarbeit durch qualitative Inhaltsanalysen er­
mittelt wurden. Zudem wurden monatlich egozentrierte Netzwerkkarten mit den Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern der Regionalen Bildungsbüros erhoben, auf denen sie ne­
ben Kooperationsanlässen relevante Partner für ein kommunales Übergangsmanagement 
vermerken sollten. Diese Netzwerkkarten dienten darüber hinaus auch als Gesprächsan­
lass für die halbjährlichen Interviews, um beispielsweise die Ziele, die mit den vermerkten 
Kooperationsanlässen verbunden waren, zu konkretisieren. Zur Analyse der Zusammen­
arbeit zwischen den Schulnetzwerken und den Regionalen Bildungsbüros sowie zur Ein­
schätzung des Nutzens und der Qualität der im Projekt entstandenen Produkte wurden 
zusätzlich zu zwei Messzeitpunkten Fragebögen eingesetzt, die von den Netzwerkkoor­
dinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren, den Schulleitungen und zu einem Messzeit­
punkt auch von den gesamten Lehrerkollegien beantwortet wurden. Die in diesem Band 
beschriebenen Praxishilfen basieren auf den wissenschaftlichen Ergebnissen des Projekts, 
auf die in den folgenden Kapiteln genauer eingegangen wird. 

Ziele auf kommunaler Ebene

•	 Aufbau eines geeigneten Kooperationsklimas und Kooperationsstrukturen zwischen RBBs und 
Netzwerken/Schulen

•	 Unterstützung bei der Vernetzungsarbeit
•	 Strategische Verankerung der Bearbeitung des Übergangs in der Region (Erarbeitung und Fort-

schreibung von kommunalen Handlungsplänen zum Übergang)
•	 Vernetzung mit anderen Kommunen

Ziele auf Netzwerkebene

•	 Aufbau eines geeigneten Kooperationsklimas
•	 Initiierung von Austauschprozessen
•	 Etablierung nachhaltiger Kooperationsstrukturen
•	 Entwicklung von Strategien und Konzepten zum Übergang

Ziele auf Einzelschulebene

•	 Umsetzung und Erprobung neuer Übergangskonzepte
•	 Veränderung der Übergangspraxis in Bezug auf die zentralen Dimensionen der Übergangsgestal-

tung (vgl. Module)

Akteurspezifische 
Projektziele

Wissenschaftliche 
Begleitung
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Teil II 
Handlungsfelder für das kommunale Übergangsmanagement

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung des Projekts Schulen im Team wur­
den die Tätigkeiten der Regionalen Bildungsbüros aus einer managementtheoretischen 
Perspektive in den Blick genommen. Ein Forschungsinteresse des Projekts war, welche 
Tätigkeiten die Regionalen Bildungsbüros im Rahmen des Übergangsmanagements aus­
führen. Diese wurden systematisch anhand von Interviews mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Regionalen Bildungsbüros analysiert. Bei der Systematisierung und 
Erhebung wurde dabei auf konzeptionelle Vorarbeiten von Otto, Sendzik und Järvinen 
(2015) zurückgegriffen. Die hier zusammengefassten Ergebnisse werden ausführlich von 
Sendzik, Sartory und Järvinen (2016) erläutert. Zum Erhebungszeitpunkt führen die Bil­
dungsbüros hauptsächlich selektive Tätigkeiten aus, indem sie beispielsweise Netzwerk­
partner und Netzwerkthemen bestimmen und auch weitere relevante Partner für die 
Netzwerkarbeit identifizieren und einbeziehen. So werden auch privatwirtschaftliche und 
universitäre Fortbildnerinnen und Fortbildner sowie die Kompetenzteams eingebunden. 
Als weitere Netzwerkpartner werden zudem die anderen Bildungsbüros im Projekt, Schul­
aufsichtsbehörden und kommunale Akteure der Schulverwaltung und Kommunalpolitik 
genannt. Der untenstehenden Abbildung ist zu entnehmen, welche Akteursgruppen von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Regionalen Bildungsbüros als bedeutsame 
oder weniger bedeutsame Kooperationspartner eingeschätzt werden (ebd., 2015). 

Volkshochschulen

Bildungskonferenz

Zentrale Dienste der Kommune

Sozialamt

Projektschulen aus anderen Kommunen
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Jugendamt
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Lenkungskreis

Öffentlichkeitsarbeit

Kommunalpolitik

Stiftung Mercator

Wissenschaftliches Konsortium (Beutel & van Ophuysen)

Ministerium für Schule und Bildung NRW

Veranstaltungsortplaner, Caterer

Untere Schulaufsichtsbehörden

Hochschulen und Fachhochschulen

Obere Schulaufsichtsbehörden

Schulen, die nicht am Projekt teilnehmen

Schulverwaltung

Fortbildner, Moderatoren

Bildungsbüros anderer Kommunen

Kolleginnen und Kollegen aus dem Bildungsbüro

Institut für Schulentwicklungsforschung (IFS)

Projektschulen aus der Kommune

Weniger bedeutsame

Kooperationspartner

Einmal im Monat

1

2

2

3

4

5

6

6

7

20

21

23

31

34

37

45

46

49

61

71

72

147

147

197

4

6

10

11

11

11

17

0 25 50 75 100 125 150 175 200

Kommunenübergreifende Kontakthäufigkeit (KH)

Bedeutsame

Kooperationspartner

Mehrmals im Monat Einmal pro Woche

Kontakthäufigkeit mit den Akteursgruppen

Kontakthäufigkeiten  
mit den Akteuren  

Quelle: Sendzik, Sartory & Järvinen, 2015



22 Teil II: Handlungsfelder für das Kommunale Übergangsmanagement

Auffällig ist an dieser Stelle, dass im Rahmen des Projekts weniger Kontakt zum Len­
kungskreis und den Bildungskonferenzen besteht, obwohl diese Gremien als zentral für 
den Aufbau von regionalen Bildungslandschaften angesehen werden. Auch zu weiteren 
kommunalen Instanzen wie dem Sozialamt oder der kommunalen Stabsstelle für Daten­
schutz wird zum Erhebungszeitpunkt eher weniger Kontakt gesucht, obwohl diesen wie 
allen kommunalen Akteuren programmatisch eine bedeutsame Rolle für die Verwirkli­
chung eines kommunalen Übergangsmanagements zugesprochen wird. 

Neben den selektiven Tätigkeiten führen die Bildungsbüros auch allokative Tätigkeiten 
aus, worunter die Verteilung von Ressourcen, Aufgaben oder Zuständigkeiten zu verste­
hen ist. In diesem Kontext berichten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beispielsweise, 
dass sie projektrelevante Informationen in verschiedene Gremien wie etwa die Bildungs­
kommission, die Schulkoordinierungskonferenz oder den Schulausschuss tragen, um in­
nerhalb der Region möglichst breit über das Projekt zu informieren oder um im Projekt 
entstandene Produkte und Strategien abzustimmen. Zudem regeln sie den Kommunika­
tionsfluss und Austausch von Materialien mit und zwischen schulischen Netzwerken und 
sind mit der Verteilung finanzieller Ressourcen betraut.

Darüber hinaus sind die Bildungsbüros mit regulativen Tätigkeiten betraut, die aller­
dings eine vergleichsweise geringe Bedeutung einnehmen. Hierunter fallen sowohl ver­
tragliche Vereinbarungen als auch nicht schriftlich fixierte Regeln der Kooperation sowie 
die Einrichtung von Gremien. Neben Regeln, die von den Regionalen Bildungsbüros zur 
Organisation der Netzwerkarbeit gesetzt wurden, wie etwa das Festlegen von Kommuni­
kationsstrukturen oder die Organisation von Transferschritten, wurden in einigen Regio­
nen obligatorische Veranstaltungen gesetzt, auf denen Meilensteine und Ziele gemeinsam 
mit den Netzwerken erarbeitet werden sollten. 

Nicht zuletzt können erste Ansätze für Tätigkeiten im Bereich der Evaluation im Da­
tenmaterial ausgemacht werden. Zwar berichten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Regionalen Bildungsbüros, dass damit begonnen wurde, einzelne Netzwerkergebnisse zu 
evaluieren, jedoch befinden sich diese Evaluationskonzepte noch in den Anfängen und 
sind zum Zeitpunkt der Analyse noch nicht systematisch ausgearbeitet.

Neben den im Rahmen der Begleitforschung empirisch ausgewerteten Tätigkeiten 
wurden unter Rückbezug auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse aus den in Teil I darge­
stellten Regionalisierungsinitiativen sechs Handlungsfelder abgeleitet, die sich als Gelin­
gensbedingungen über alle Regionalisierungsprogramme hinweg zeigen. Diese bedingen 
sich gegenseitig und beziehen sich aufeinander, sind aber nicht als ein Kreislauf mit einer 
vorgesehenen Abfolge zu verstehen. Die Handlungsfelder werden im Folgenden konkret 
auf das kommunale Übergangsmanagement übertragen. Sie werden hier kurz vorgestellt 
und im Anschluss ausführlich mit praktischen Konzepten und Erfahrungen aus den Pro­
jektkommunen illustriert.

Für eine wirksame Gestaltung des Übergangs von der Grundschule in die weiterführende 
Schule sowie für eine Etablierung eines kommunalen Übergangsmanagements ist eine lo­
kale Verantwortungsgemeinschaft Grundvoraussetzung. Unter lokaler Verantwortungsge­
meinschaft wird die Bündelung aller am Übergang relevanten Akteure verstanden, die ei­
nen direkten oder indirekten Einfluss haben (Arbeitsgemeinschaft Weinheimer Initiative, 
2013). Damit gilt es einer Fragmentierung der Zuständigkeiten im Bildungsbereich entge­
genzuwirken, mit dem Ziel der Gestaltung einer Bildungslandschaft in gemeinsamer Ver­
antwortung aller Bildungsakteure. Eine lokale Verantwortungsgemeinschaft ist die Basis 
der kommunalen Koordinierung.

Verant- 
wortungs- 

gemeinschaft
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Kommunale  
Koordinierung

Kommunale  
Strategie

In der kommunalen Koordinierung gilt es vor allem, die Kooperation der verschiedenen 
Akteure zu ermöglichen und Verbindlichkeiten für ein gemeinsames Vorgehen über die 
unterschiedlichen institutionellen Interessen hinweg zu vereinbaren. Voraussetzung ist 
eine auf Vertrauen basierende gemeinsame Arbeit, die die Perspektiven und Interessen al­
ler berücksichtigt, mit dem gemeinsamen Ziel, die Kommune in ihren Kompetenzen zu 
stärken und kommunale Übergangsziele zu erreichen. Die phasenspezifische kommuna­
le Koordinierung für den Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule ist 
normalerweise in der Verwaltung angesiedelt und verfolgt vor allem die „Koordination 
der Kooperation“ (Lohre, 2016), indem sie die multiprofessionelle Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Akteure organisiert. Dabei sollte die kommunale Koordinierung aktu­
elle und zukünftige Entwicklungen im Bereich des kommunalen Übergangsmanagements 
überblicken und Nachhaltigkeit, Kontinuität und Qualität der Übergangsprozesse beför­
dern (Enggruber et al., 2011, S. 19).

Um den beschriebenen Ansprüchen an ein Übergangsmanagement gerecht zu werden, 
benötigt jede Kommune ihr spezifisches strategisches Gesamtkonzept. Dieses beinhaltet 
Grundvoraussetzungen, Leitlinien, Ziele, Verfahren und wichtige Handlungsfelder für das 
Managen von Bildungsangeboten einer Kommune. Es wird in aller Regel von der Ver­
waltungsführung beauftragt und in einem diskursiven und partizipativen Planungsprozess 
entwickelt, bei dem die bildungsrelevanten Institutionen beteiligt und deren Interessen 
berücksichtigt werden. Ebenso wichtig ist es, die Erkenntnisse aus einem datenbasierten 
Bildungsmonitoring zu nutzen, um mit dessen Hilfe problem- und handlungsorientiert 
die richtigen (strategischen und operativen) Schwerpunkte setzen zu können (Greskowiak 
& Stefan, 2011). Für den Prozess der Strategieentwicklung können sechs Phasen identifi­
ziert werden, in denen aufbauend auf einer Bestandsaufnahme eine Visions- und Leitbil­
dentwicklung erfolgt, aus der konkrete Ziele abgeleitet werden. Zur Zielerreichung wer­
den einzelne Maßnahmen und ein entsprechender Zeitplan abgeleitet, um schließlich die 
Umsetzung zu evaluieren und die Strategien bei Bedarf neu anzupassen. 

Für das kommunale Übergangsmanagement gilt es, eine Kooperationsstruktur und Ver­
netzung aller bildungsrelevanten Akteure bzw. Institutionen in der Region aufzubauen, 
damit Bildungsübergänge möglichst nahtlos und ohne Brüche für den Einzelnen verzahnt 
werden können. Daher sollte eine möglichst effiziente Vernetzung aller  bildungsrelevan­
ten Akteure und Institutionen in der Region angestrebt werden. Dabei sind Akteure aus 
ganz unterschiedlichen Bildungskontexten, sowohl auf politisch-strategischer als auch auf 
operativer Ebene zu berücksichtigen (Enggruber et al., 2011). Dies sind beim Übergang 
von der Grundschule zur weiterführenden Schule unter anderem Schülerinnen und Schü­
ler sowie ihre Eltern und Lehrkräfte, Behörden, Kommunalpolitik und Landespolitik, Trä­
ger formaler Bildung wie Schulen und Bildungseinrichtungen, Organisationen non-for­
maler Bildung wie KiTas, VHS, Musikschulen, Sportvereine, kulturelle Einrichtungen und 
offene Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie Organisationen der Zivilgesellschaft wie 
Stiftungen, Jugendbeiräte und Migrantenorganisationen.

Ein effektives Bildungsmanagement stützt sich idealerweise auf das systematische Sam­
meln, Interpretieren und Bewerten von Daten und Informationen (Schneider & Kloster­
mann, 2015), die in Form eines Bildungsmonitorings erhoben werden. Erfahrungen aus 
dem Bundesprogramm Lernen vor Ort haben gezeigt, „dass ein wissenschaftlich fundier­
tes Bildungsmonitoring eine unverzichtbare Grundlage für ein modernes Bildungsma­
nagement und die Entwicklung eines kohärenten Bildungswesens ist“ (Döbert & Weis­
haupt, 2015, S. 9). Auf Basis dieser Informationen kann eine strategische Ausrichtung der 
Weiterentwicklung von Bildung zur Qualität kommunaler Steuerung sowie zur Ableitung 
empirisch fundierter politisch-administrativer Handlungsstrategien beitragen (ebd.) und 
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zu einem wissensbasierten Bildungsmanagement hinführen. Ein zentraler Aspekt ist dabei 
die Operationalisierung von Sachverhalten und Problemlagen in Indikatoren. 

Ein zentraler Baustein für ein effektives Übergangsmanagement ist neben der Sicherung 
von Nachhaltigkeit zudem der Transfer der erarbeiteten Innovationen. Um den Transfer 
möglichst ganzheitlich anzustoßen, bedarf es neben der reinen Verbreitung der Innova­
tion verschiedener Unterstützungsstrukturen. Dabei hat sich beim Transfer in Schulent­
wicklungsprojekten gezeigt, dass es hilfreich sein kann, ein Projektmanagement aufzubau­
en, das die Relevanz des Transfers hervorhebt, gleichzeitig motivierend tätig ist und den 
Transfer aktiv begleitet (Jäger, 2004).

Im Folgenden werden die Handlungsfelder detailliert vorgestellt und mit Erfahrungen aus 
der Praxis illustriert. Die praktischen Hinweise basieren auf der systematischen Auswer­
tung der genannten Tätigkeitsbereiche in den Interviews mit kommunalen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitern der Regionalen Bildungsbüros im Projekt Schulen im Team. Die 
Vorgehensweisen und ihre Wirkungen wurden von der Begleitforschung nicht evaluiert, 
sondern in einem ersten Schritt systematisiert ausgewertet und aufbereitet. Sie sind als 
Anregungen zu verstehen, die selbstverständlich auf die lokalen Gegebenheiten vor Ort 
angepasst werden müssen. 

1.	 Von Zuständigkeiten zur Verantwortungsgemeinschaft

Mit dem Aufbau eines systematischen und kohärenten Bildungsmanagements in einer 
Kommune geht vor allem eine kommunale ressortübergreifende Zusammenarbeit einher. 

Damit gilt es einer Fragmentierung der Zuständigkeiten im Bildungsbereich 
entgegenzuwirken, da häufig die Verantwortung für Entscheidungen von ei­
ner Verwaltungseinheit zur anderen geschoben wird. Ziel der Gestaltung ei­
ner Bildungslandschaft ist demnach eine Verantwortungsgemeinschaft aller 

relevanten Bildungsakteure herbeizuführen. Dabei müssen grundsätzlich zwei 
Kooperationsebenen unterschieden werden, die unterschiedliche Strukturen 

und Handlungslogiken der beteiligten Bildungsakteure im Blick haben (Loh­
re, 2016a). Lohre (ebd.) bezeichnet diese zwei Ebenen zum einen als eine 
innerkommunale Kooperation und zum anderen als eine Kooperation mit 

externen Partnern. „Die innerkommunale Zusammenarbeit bedeutet ressor­
tübergreifendes Planen und Handeln innerhalb der kommunalen Verwaltung […]“ (ebd., 
S. 6). Mit einer einfachen Zusammenarbeit zwischen zum Beispiel Jugend- und Schulver­
waltung ist es laut Lohre jedoch nicht getan. „Vielmehr muss bei dem zugrunde gelegten 
erweiterten Bildungsverständnis und der Vision eines kohärenten Bildungswesens vor Ort 
davon ausgegangen werden, dass auch andere Ämter und Fachbereiche in die Gestaltung 
und damit auch in die Kooperation einbezogen werden müssen“ (ebd., S. 6). Damit bin­
det er ebenfalls politische und fachliche Gremien und Ausschüsse sowie Stadt- und Ge­
meinderat (ggf. Kreistag) in die ressortübergreifende Kooperationsstruktur mit ein. Auf 
der Ebene der Kooperation mit externen Partnern erweitert Lohre (ebd.) das ressortüber­
greifende Planen um ein akteursübergreifende Handeln. „Das Denken und Handeln aus­
schließlich in den Kategorien eigener kommunaler Zuständigkeiten muss zugunsten ge­
meinsam verantworteter Vorgehensweisen überwunden werden“ (ebd., S. 6). Während 
auf der ersten Ebene die Zusammenarbeit kommunaler und staatlicher Bildungsakteure 
im Fokus steht, kommen auf der zweiten Ebene die nichtstaatlichen und zivilgesellschaft­
lichen Bildungsakteure mit hinzu. Modelle, die diese Form der Kooperation und Zusam­
menarbeit berücksichtigen, sind jedoch noch in den Anfängen und bedürfen noch weitere 
Entwicklungsprozesse und Erprobungen.
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Eine wesentliche Herausforderung einer ressortübergreifenden Zusammenarbeit be­
steht laut Lohre vor allem in der gemeinsamen Steuerung. „Hier kollidiert das Selbstver­
ständnis von ‚Regieren‘ mit dem Anspruch vom ‚Kooperieren‘. Einerseits ist die staatli­
che Vorgehensweise durch Gesetze, Erlasse und Verfügungen charakterisiert. Anderseits 
widerspricht das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung scheinbar dem Anspruch 
gemeinsamen Steuerns“ (ebd. S. 7f.). Zur Gestaltung und Steuerung dieser Kooperati­
on müssen jedoch vertikale Kooperationsstrukturen innerhalb eines Verwaltungsressorts 
oder Zuständigkeitsbereichs in horizontale Kooperationsstrukturen umgewandelt wer­
den, um übergreifende Schnittstellen für gemeinsame Verantwortungsbereiche zu schaf­
fen. Rolff (2016) bezeichnet das als „Kooperation auf Augenhöhe zum gegenseitigen Nut­
zen“ (ebd., S. 23). Am Beispiel der Regionalen Bildungsnetzwerke (RBN) in NRW (siehe 
auch S. 12 ff.) soll hier exemplarisch skizziert werden, wie eine institutionell übergreifende 
Organisationsform von Schulträgern, Schulen, Schulaufsicht und weiteren Institutionen in 
Form einer horizontalen Kooperationsstruktur geschaffen werden kann: Zur Vermeidung 
von Parallelstrukturen und Bündelung von Ressourcen bedarf es einer gemeinsamen Ge­
staltungsstruktur. Bei den Regionalen Bildungsnetzwerken wird diese über die Regionale 
Bildungskonferenz realisiert (ebd.). In der ressort- und akteursübergreifenden Konferenz 
werden Handlungsbedarfe, Entwicklungsfelder und Bildungsziele der Region identifiziert 
und bearbeitet. Parallel dazu übernimmt der Lenkungskreis die strategische Steuerung 
und sorgt dafür, „dass die operative Arbeit koordiniert wird“ (ebd., S. 25). Das Regionale 
Bildungsbüro ist als ausführendes Organ für die operative Umsetzung der Strategien zu­
ständig. Eine Gesamtdarstellung von ressort- und akteursübergreifender Konferenz (Bil­
dungskonferenz), Steuerungsgremium (Lenkungskreis) und kommunaler Koordinierung 
(Regionales Bildungsbüro) mit gemeinsamen Handlungsfeldern und regionalen Netzwer­
ken kann mit Hilfe verschiedener Organisationsmodelle abgebildet werden. Exemplarisch 
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beschreibt Rolff (ebd.) ein Modell, das Kooperation und Schnittstellen in einer Bildungs­
kette abbildet. Das Modell beansprucht keine Vollständigkeit, sondern kann eher als mög­
liches Organisationsmodell herangezogen werden (ebd.). Übertragen auf das Beispiel der 
Regionalen Bildungsnetzwerke werden in dem Modell die Bildungskonferenz, der Len­
kungskreis und das Regionale Bildungsbüro als gemeinsame Bezugsebenen in den Mit­
telpunkt gestellt. Angedockt sind jeweils Netzwerke, in denen je nach Bedarf staatliche, 
kommunale, nichtstaatliche und zivilgesellschaftliche Bildungsakteure zu einem gemein­
samen Thema miteinander kooperieren und agieren.

Mit so einem geplanten und organisierten ressort- und akteursübergreifenden Zusam­
menspiel gilt es unter anderem auch den Übergang von der Grundschule in die weiter­
führende Schule in gesamtkommunaler Verantwortung zu gestalten. Für das Übergangs­
management sollten folgende Akteursgruppen berücksichtigt werden, deren genauere 
Beschreibung sich in Kapitel „Einbindung aller relevanten Partner“ findet: Akteure forma­
ler Bildung, Akteure non-formaler-Bildung, Kommunal- und Landespolitik, Landesver­
waltung, Kommunalverwaltung sowie sonstige Akteure.

Übergangsmanagement in der Verwaltung platzieren

Für die Etablierung des Übergangsmanagements von der Grundschule in die weiterfüh­
rende Schule in der Verwaltung ist der erste Schritt, dieses auf der kommunalen politi­
schen Agenda in einem relevanten Steuerungsgremium zu platzieren. Denn kommunales 
Übergangsmanagement kann nur funktionieren, wenn die politischen Rahmenbedingun­
gen dafür geschaffen wurden und die kommunale Spitze sowie die relevanten politischen 
Akteure diese befürworten und dahinterstehen. In den Regionalen Bildungsnetzwerken 
ist das verantwortliche Gremium dafür der Lenkungskreis. In diesem sind alle relevanten 
Entscheidungsträger vereint (Schulverwaltung, Schulaufsicht, Dezernenten, Schulform­
sprecher, etc.). Die Treffen finden etwa 1x halbjährlich statt. Hier werden die übergeord­
neten Leitlinien für die Kommune beschlossen. 

Wir platzieren dort eben die Themen und das beinhaltet dann, dass wir eine Präsenta
tion oder Arbeitspapier vorbereiten. Wir platzieren den aktuellen Stand im Projekt jedes 
Mal, wenn der Lenkungskreis tagt, und thematisieren auch die nächsten Entwicklungs-
schritte, wen wir dafür brauchen und wer sich bereit erklärt, dort mitzuarbeiten. 

Auch Vorlagen für Entscheidungen oder Anträge können eingereicht und somit Themen 
auf der Agenda platziert werden. Bis Themen auf der Agenda platziert sind, bedarf es ei­
niger formalisierter Prozesse (Ankündigung einer Vorlage, Erstellung eines Vorlagenent­
wurfs, Veröffentlichung der Vorlage und offizielle Aufnahme auf die Tagesordnung), die je 
nach Thema in der Kommune unterschiedlich verlaufen und dauern können. Daher ist es 
wichtig, diese frühzeitig zu initiieren. 

Lässt sich in der Kommune kein relevantes Steuerungsgremium identifizieren, müssen 
verschiedene einzelne politische Gremien aufgesucht werden. In allererster Linie sollte 
die kommunale Spitze ((Ober-)Bürgermeister, Landrat oder Dezernenten) überzeugt wer­
den. Dies geschieht hauptsächlich durch die Arbeit in den politischen Ausschüssen. Für 
die Bearbeitung des Übergangs von der Grundschule zur weiterführenden Schule ist der 
Schulausschuss relevant. Hier treffen sich die gewählten kommunalen Vertreter, um über 
schulische Belange zu diskutieren und abzustimmen. Die Treffen finden mehrmals im 
Jahr statt und haben normalerweise einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil. 
Einberufen wird der Ausschuss vom Ausschussvorsitz. Dieser ist auch verantwortlich für 
die Tagungsagenda und entsprechend erster Ansprechpartner bei Anfragen. 
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Es war naheliegend, dem Ausschuss für Bildung und Wissenschaften (in anderen Kom-
munen ist das der Schulausschuss) das ganze Projekt vorzustellen und anzukündigen. 
Wir haben deutlich gemacht, dass wir uns über Unterstützung freuen, vor allem auch 
für die Verbreitung der zu erwartenden Ergebnisse.

Um Verbindlichkeit herzustellen, sollten Entscheidungen des Schulausschusses oder ein 
entsprechender Handlungsauftrag des ressortübergreifenden Steuerungsgremiums her­
beigeführt werden. Durch diese Grundlage legitimiert können auf operativer Ebene 
der kommunalen Koordinierung (zum Beispiel Regionales Bildungsbüro) Aktivitäten 
im Bereich Bildungsmanagement geplant werden. Das Steuerungsgremium bzw. der 
Ausschuss sollten regelmäßig über den aktuellen Stand informiert werden. 

Ressort- und akteursübergreifend zusammenarbeiten

Im Rahmen der Koordination des Übergangsmanagements gilt es, relevante Gremien und 
Akteure zu identifizieren zur Vermeidung von Doppelstrukturen und Schaffung von Sy­
nergieeffekten. Zum Teil gibt es fest verankerte Gremien, die sich innerhalb der Kommu­
nalstruktur recht schnell identifizieren lassen, wie zum Beispiel Schulausschüsse, Fach­
ausschüsse oder Schulleiterdienstbesprechungen. Regional spezifisch sind es innerhalb 
der Regionalen Bildungsnetzwerke die Lenkungskreise oder Bildungskommissionen. Aber 
auch auf sozialräumlicher Ebene lassen sich mitunter Gremien identifizieren, die eher auf 
Quartiersebene agieren. Dazu gehören beispielsweise lokale Bildungsverbünde oder Stadt­
teilbildungsforen. Ziel ist eine ressort- und akteursübergreifende Kooperationsstruktur, 
wie sie im Schnittstellenmodell (siehe S. 25) abgebildet ist.

Es gibt eine ganze Reihe von Akteuren, die längst auf dem Weg sind, aber von denen 
wir relativ wenig wissen. Unsere Hauptaufgabe ist zu gucken, wie wir sozusagen auf der 
kommunalen Ebene diese verschiedenen Menschen, die da an dem Thema Übergänge 
insgesamt arbeiten und die für uns relevant sind, koordinieren können. 

Bedeutsam für die ressort- und akteursübergreifende Zusammenarbeit ist die durch Ver­
handlung und Konsensbildung geprägte kollektive Handlungsfähigkeit. „Kennzeichnend 
dafür ist eine relative Gleichrangigkeit und Autonomie verschiedener Akteure sowie eine 
freiwillige und vertrauensvolle Zusammenarbeit“ (Wald & Jansen, 2007). Thematisch geht 
es vor allem um die Abstimmung kommunaler Ziele und Strategien sowie gemeinsamer 
Interessen in Bezug auf die Gestaltung des Übergangs von der Grundschule in die weiter­
führende Schule. Diesbezüglich liegt es nahe, Grundsätze und Werte zu entwickeln, die 
der gemeinsamen Arbeit zu Grunde liegen. Vor allem muss sich darüber verständigt wer­
den, was als gelungener Übergang bezeichnet wird (siehe auch Kapitel „Entwicklung einer 
kommunalen Strategie“). Die Zusammenarbeit darf von ihrer Grundstruktur her nicht als 
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etwas Statisches verstanden werden. Vielmehr ist es eine Wechselwirkung aus Struktur, 
Prozess und Ergebnis, die es regelmäßig zu evaluieren gilt. 

In einigen Kommunen wurden im Rahmen des Projekts Schulen im Team solche res­
sort- und akteursübergreifende Kooperationen neu eingerichtet und mit einer Strategie­
entwicklung für das Übergangsmanagement von der Grundschule in die weiterführende 
Schule betraut. 

In unserer Vorbereitungsgruppe sind die Netzwerksprecher der Schulnetzwerke, das Bil-
dungsbüro, zwei Schulformsprecher und jemand aus der Schulverwaltung, die Überle-
gungen in Richtung kommunaler Handlungsplan anstellen. Wir müssen da jetzt noch 
einen Modus finden, wie wir uns treffen und wie wir das machen. Aber in den Köpfen 
ist es jetzt zumindest schon mal deutlich geworden, dass wir da eben in Kooperation 
arbeiten.  

2.	 Kommunale Koordinierung

Für die Gestaltung des Übergangsmanagements ist eine koordinierende Instanz von we­
sentlicher Bedeutung, die eine systemische Sichtweise auf den kommunalen Gesamt­

prozess legt. Dabei sollte das Übergangsmanagement in eine Gesamtentwick­
lungsstrategie eingebettet und eine systematische Gestaltung der Übergänge 
verfolgt werden, indem bestehende Angebote weiterentwickelt und neue An­
gebote konzipiert und umgesetzt werden (BMBF, 2010; siehe auch Kapitel 

„Entwicklung einer kommunalen Strategie“). Diese koordinierende Manage­
mentfunktion ist strukturell in der Verwaltungsstruktur der Kommune ange­

siedelt, in Nordrhein-Westfalen übernehmen diese Funktion die Regionalen 
Bildungsbüros. Die Koordinatorinnen und Koordinatoren im Übergangsma­
nagement können als Bindeglied, Schnittstelle oder Brückenbauer zwischen 

Verwaltung, Politik und den Akteuren auf operativer Ebene an den einzelnen 
Übergängen verstanden werden (Enggruber et al., 2011). Ihre grundsätzliche Funktion 
ist es, die Kooperation zu koordinieren und die Planung und Vorbereitung sowie die ei­
gentliche Umsetzung und das Controlling im Blick zu halten (Lohre, 2016b siehe Abbil­
dung 8). Dabei lassen sich den einzelnen Bereichen konkrete koordinierende Tätigkeiten 
zuordnen, die im Projekt Schulen im Team und im Programm Lernen vor Ort als relevant 
identifiziert wurden.
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Quelle: angelehnt an Enggruber et al., 2011; Lohre, 2016b; eigene Darstellung



29Teil II: Handlungsfelder für das Kommunale Übergangsmanagement

In der Phase Planung und Vorbereitung sollten auf Basis einer systematischen Bedarfsana­
lyse und Bestandsaufnahme erste Ziele und strategische Umsetzungsmöglichkeiten mit 
den Partnern ausgehandelt werden. Dabei organisiert die kommunale Koordinierung den 
Analyse- und Strategiefindungsprozess.

In der Phase Umsetzung und Controlling gilt es, Konzepte zu entwickeln und Prozesse zu 
gestalten, um die ermittelten Bedarfe abzudecken. Die kommunale Koordinierung beglei­
tet diese Konzeptentwicklung und greift unterstützend ein, zum Beispiel durch redaktio­
nelle oder logistische Zuarbeit. Zudem verantwortet sie das Budget. Die Koordinierung 
entwickelt außerdem politische Vorlagen oder übernimmt die fachliche Beratung der po­
litischen Entscheidungsträger. Zu diesem Aufgabenbereich gehören auch die Evaluation 
und Dokumentation der Prozesse, Abstimmungen und Qualitätsstandards (Enggruber et 
al., 2011). Flankiert wird dies von einem Bildungsmarketing, in dem niedrigschwellige 
Beratungs- und Serviceangebote wie zum Beispiel Broschüren und Online-Auftritte ange­
boten werden (ebd.).

Die Phasen Planung und Vorbereitung sowie Umsetzung und Controlling werden in der 
Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure umgesetzt. Aufgabe des Übergangsmanage­
ments ist es, diese multiprofessionelle Zusammenarbeit zu organisieren und Prozes­
se zielorientiert zu moderieren. Dabei gilt es, Kooperationsstrukturen wie beispielswei­
se Netzwerke oder Arbeitskreise zu initiieren und entsprechende Kooperationsprozesse 
zu ermöglichen. Enggruber et al. (2011) führen auch die Initiierung, Vor- und Nachbe­
reitung von Zielvereinbarungs- und Leitbildentwicklungsprozessen und die Aushandlung 
von Qualitätsstandards sowie Kooperationsvereinbarungen an. All diese Aufgaben müs­
sen in Abstimmung mit den verschiedenen (verwaltungsinternen und externen) Akteuren 
im Übergang und unter Berücksichtigung der strategischen Ausrichtung des kommuna­
len datenbasierten Bildungsmanagements und der abgeleiteten Handlungsbedarfe durch­
geführt werden. 

3.	 Entwicklung einer kommunalen Strategie 

Die Entwicklung und Umsetzung einer gemeinsam abgestimmten übergeordneten Strate­
gie, die von allen relevanten Akteuren, insbesondere auch den politischen Entscheidungs­
trägern der Kommune, getragen wird, ist Voraussetzung für das Übergangs­
management. Im Projekt Schulen im Team wurden die Kommunen daher 
von Beginn an dazu angehalten, gemeinsam mit den kommunalen Entschei­
dungsträgern einen kommunalen Handlungsplan für den Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule zu entwickeln. Im Idealfall ist die 
Strategie im Bereich des Übergangs von der Grundschule zur weiterführenden 
Schule in eine übergeordnete Strategie des Übergangsmanagements (über 
alle institutionellen Übergänge der Bildungsbiographie hinweg) und darüber 
hinaus in eine Gesamtstrategie der Bildungsplanung eingebettet. Zugrunde 
liegen sollte eine bildungsbiographische Orientierung entlang der verschiede­
nen Lebensphasen im Sinne des lebenslangen Lernens. Im Rahmen des Projekts Schulen 
im Team galt es allerdings, in vielen Kommunen zunächst das Thema Übergang sowie das 
Instrument der Schulnetzwerke grundsätzlich auf die kommunale Agenda zu bringen und 
in der schulischen Praxis zu verankern. Die langfristige Strategieentwicklung auf überge­
ordneter Ebene wurde initiiert, in den meisten Fällen aber erst nach Abschluss der Pro­
jektphase final bearbeitet.
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Wir haben uns erstmal auf die operative Ebene gestürzt und Produkte entwickelt, weil 
man aus Sicht der Lehrerinnen und Lehrer weiß, welche Problematik mit dem Übergang 
verbunden ist. Und das muss jetzt im Grunde genommen noch mal hochgezogen wer-
den, damit man jetzt für einen Handlungsplan sich auf bestimmte übergeordnete Ziele 
und Definitionen einigen kann. Das ist jetzt unser nächster Schritt.

Wir haben das Projekt regelmäßig im Lenkungskreis vorgestellt und dort die Frage nach 
dem kommunalen Handlungsplan platziert. Am Anfang war es eher so nach dem Mot-
to: Ah ja, Schulen im Team, ein weiteres Projekt. Dadurch, dass wir das immer wieder 
platzieren und immer wieder kommunizieren, ist es inzwischen im Stellenwert deutlich 
nach oben gerutscht und da ist jetzt inzwischen das Bewusstsein vorhanden, dass das 
mehr ist als nur ein Projekt, sondern die Chance bietet, eine strukturelle Änderung zu 
machen.  

Für die Strategieentwicklung können Managementansätze auf Bildungsregionen übertra­
gen und adaptiert werden. In der Regel wird dabei zunächst auf Basis einer Problembe­
schreibung eine Vision der angestrebten Veränderungen entwickelt und darauf aufbau­
end eine Mission oder Leitbild, worin festgelegt wird, welche Rolle die Organisation (in 
diesem Fall beispielsweise die kommunale Koordinierung im Bildungsbüro) in der Er­
reichung dieser Vision spielen möchte. Daraus abgeleitet werden spezifische, messbare 
und realistische Ziele auf dem Weg zur Vision, die wiederum mit Strategien zur Zieler­
reichung hinterlegt werden. Aus den gewählten Strategien ergeben sich einzelne konkrete 
Maßnahmen, die umgesetzt werden sollen und final evaluiert werden. 
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Im Folgenden wird ein beispielhafter idealtypischer Ablauf der Strategieentwicklung für 
den Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule aus der Sicht des koor­
dinierenden Akteurs (des Bildungsbüros) beschrieben. Ähnlich ist der Ablauf natürlich, 
wenn er von übergeordneten Entscheidungsträgern (wie dem Lenkungskreis) oder von 
ausführenden Stellen (zum Beispiel Schulnetzwerken) in Bezug auf ihre jeweiligen Ver­
antwortungsbereiche geplant wird. 
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Im ersten Schritt wird eine Bestandsaufnahme durchgeführt, um zu klären, welche kon­
krete Problematik sich in der Kommune am Übergang stellt. Dabei geht es vornehmlich 
um die systematisierte Bestandserhebung relevanter interner und externer Stakeholder, 
deren Tätigkeitsbereiche und Zuständigkeiten sowie um die Bedarfsermittlung benötigter 
Unterstützungsangebote. Zudem sollten vorhandene Ressourcen sowie bestehende lokale 
Arbeits- und Netzwerkstrukturen erfasst und ein systematischer Überblick über Anbieter 
vor Ort und deren Angebote zur Gestaltung des Übergangs erstellt werden (Enggruber et 
al., 2011). Dabei muss auch das Passungsverhältnis zwischen der bisherigen strategischen 
Ausrichtung im kommunalen Bildungsmanagement und der praktischen Ausführung 
analysiert werden (ebd.). Zur Ermittlung der Bedarfe können auch Ergebnisse aus dem 
indikatorengestützten Monitoring beziehungsweise der kommunalen Berichtserstattung 
herangezogen werden. Für eine Bestandsaufnahme kann eine Stärken-Schwächen-Chan­
cen-Risiken-Analyse (SWOT-Analyse) durchgeführt werden. Dazu werden folgende Fra­
gen beantwortet: Welche Strategien werden an den Schulen und in der Kommune schon 
erfolgreich umgesetzt (Stärken)? Welche Entwicklungsfelder gibt es (Schwächen)? Wel­
che Ressourcen liegen vor (Chancen)? Welche Bedarfe und Gefahren bestehen (Risiken)? 
Zusätzlich kann eine Stakeholder-Analyse hilfreich sein, um zu klären, welche relevanten 
Akteure bei der Strategieplanung mitberücksichtigt werden sollten und was deren jeweili­
ge Interessen sind (siehe auch Kapitel „Einbindung aller relevanten Partner“). Die folgen­
den Reflexionsfragen bieten Anregungen für die Bestandsaufnahme.

Fragestellungen zur Reflexion bei der Bestandsaufnahme

Inwieweit sind die bildungsbiografische Orientierung und das konsequente Denken „vom Kind 
bzw. Jugendlichen aus“ im Leitbild der Bildungsregion verankert? 
Inwieweit sind alle dafür maßgeblichen Akteure in die Bildungsregion eingebunden?

Welche Strategien und Aktivitäten existieren, um Kinder und Jugendliche am Übergang zwischen 
Grundschule und weiterführende Schule zu unterstützen? 
Inwieweit sind die Angebote und Aktivitäten der verschiedenen Schulen und Schulformen unterei-
nander vernetzt? 
Wie müssten sie im Idealfall vernetzt sein? Wie könnte der Weg dorthin aussehen?

Inwieweit deckt die Gesamtheit der Maßnahmen alle Aspekte des Übergangs ab? 
Inwieweit unterstützt das Regionale Bildungsbüro die Schulen bei der Gestaltung des Übergangs 
bereits? 
Inwieweit sind die jeweiligen Angebote für die Zielgruppen transparent und zugänglich?

Welche Handlungsbedarfe zeigen sich am Übergang von der Grundschule zur weiterführenden 
Schule?

Welche empirischen Ergebnisse aus dem Bildungsmonitoring oder wissenschaftlichen Unter
suchungen liegen bereits vor? Wie können diese genutzt werden?

Reflexionsfragen  
bei der Bestands- 
aufnahme

Quelle: angelehnt an Landesinstitut für Schulentwicklung Baden-Württemberg, 2015, S. 30.

Bestandsaufnahme 
durchführen
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In dieser Phase wird gemeinsam geklärt, welche Veränderung innerhalb der Kommune 
in Bezug auf die Gestaltung des Übergangs stattfinden und wie sich die Situation auf lan­
ge Sicht gestalten soll. Im Rahmen der Visionsfindung ist es bedeutsam, sich auch über 
das jeweilige Verständnis eines „gelungenen“ oder „gerechten“ Übergangs auszutauschen 
und einheitliche Begrifflichkeiten festzulegen. Letzteres ist besonders wichtig, um sicher­
zugehen, dass alle Akteure dasselbe verstehen, wenn über bestimmte Konzepte diskutiert 
wird. 

Wir versuchen jetzt, durch Schulleitung und Schulaufsicht, uns noch mal dem Thema zu 
nähern, wie das so von Seiten der Schulen gesehen wird, was die brauchen. Wir möchten 
herausfinden, ob es Einigkeit gibt, ob man auf eine gemeinsame Definition kommt, oder 
ob eben das Thema eines pädagogischen Übergangs noch mal gemeinsam ausgehandelt 
werden muss. Das sind ja Dinge, die wir eigentlich jetzt nicht allein beurteilen können. 

Wir haben bei den Treffen mit den Netzwerken gemerkt, dass wir nochmal klären müs-
sen, welches Verständnis wir von Übergang haben. Das, finde ich, spielt nach wie vor 
eine zentrale Rolle. Man kann sich auf die Formel einigen: „Ein Übergang ist dann ge-
lungen, wenn er zum Kind passt.“ Das ist ein ganz anderer Standpunkt als: „Wir müssen 
es schaffen, mehr Kinder aufs Gymnasium zu schicken.“ Das sind zwei verschiedene 
Ansatzpunkte für mich. 

Die übergeordnete Frage nach dem gerechten Übergang ist sehr normativ aufgeladen, und 
es wird dazu keine abschließende und für alle befriedigende Antwort geben. Anregungen 
für Qualitätsaspekte am Übergang finden sich auch im Qualitätsraster in Teil IV dieses 
Bands. Allein die Diskussion über das Qualitätsverständnis eröffnet bereits neue Perspek­
tiven und hilft, die Relevanz der Fragestellung sowie Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
bei den Einschätzungen der verschiedenen Partner zu verdeutlichen. Verschiedene Akteu­
re verfolgen unterschiedliche Interessen, die zum Teil auch konträr sein können. 

Die größte Herausforderung ist das Konkurrenzdenken unter den Schulformen und 
eben auch die Frage nach der „Kultur des Behaltens“, die wir umsetzen möchten. Das 
bedeutet, dass der Übergang so gestaltet sein soll, dass jede Schulform die Schülerinnen 
und Schüler behalten möchte, die sie aufnimmt, und nicht eben nach der Orientierungs-
stufe abgeschult wird. Sich darüber zu einigen, ist eine richtige Herausforderung.

Die Verständigung über eine von den Kindern und Jugendlichen ausgehende Vision für 
die Kommune im Bereich des Übergangs hilft dabei, eine gemeinsame Schnittmenge der 
Interessen zu identifizieren. Dadurch können die Partnerinnen und Partner von der Re­
levanz einer koordinierten Zusammenarbeit in Richtung der gemeinsamen Vision über­
zeugt werden, auch wenn dies im Einzelfall zunächst entgegen eigener institutioneller 
Interessen scheint oder Kompromisse eingegangen werden müssen. Die gemeinsame In­
terpretation der Daten auf Basis der Bestandsaufnahme und des Bildungsmonitorings 
kann helfen, zu einem solchen gemeinsamen Verständnis zu führen.

Zusätzlich ergeben sich aus der grundsätzlichen Diskussion zur Vision weiterführen­
de Fragen, die wesentlich konkreter zu bearbeiten sind und mit spezifischen kommunalen 
Zielen hinterlegt werden können. 

„Alle Kinder und Jugendlichen in der Kommune erleben einen bruchlosen Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule. Übergangsentscheidungen hängen dabei nicht vom 
sozialen Hintergrund der Schülerinnen und Schüler ab.“

Beispiel für eine Vision

Vision klären
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Im Rahmen einer Mission bzw. eines Leitbilds werden die Rolle und das Selbstverständ­
nis des koordinierenden Akteurs (in diesem Fall des Bildungsbüros), der einzelnen betei­
ligten Akteure (Schulnetzwerk, Lenkungskreis) oder des neu initiierten Arbeitskreises ge­
klärt. Zusätzlich einigen sich die verschiedenen Beteiligten über gemeinsame Werte und 
handlungsleitende Orientierungen in der Zusammenarbeit. Für ausführliche Hinweise zur 
Leitbildentwicklung siehe Becker (2007).

Nun werden spezifische, messbare, anspruchsvolle, realistische und terminierte (SMARTe) 
Ziele formuliert, die Zwischenschritte auf dem Weg zur Vision darstellen. Das in Teil IV 
dieses Bandes vorgestellte Qualitätsraster zur Übergangsgestaltung kann für die Definiti­
on von Zielen auf den Ebenen der Kommune, des Schulnetzwerks, der Einzelschule sowie 
der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers herangezogen werden.

Man weiß über die Problematik, aber es gibt bisher keinen Konsens: So machen wir das! 
Das wäre die Herausforderung für einen kommunalen Handlungsplan, sich wirklich 
auf konkrete Ziele zu verständigen. Und das beinhaltet, dass man die Kriterien und 
die Indikatoren festlegen muss, damit man das Ganze durch das Bildungsmonitoring 
untermauern kann. Die Schulaufsicht unterstützt das Ganze, aber wie letztendlich die 
Zieldefinition ist, das können wir dann auch nicht sagen. Wir haben jetzt erstmal ein 
Arbeitspapier erstellt zum Projekt, zur bisherigen Zielsetzung und bisher stattgefunde-
nen Schritten, damit der Stand bis heute gelesen und reflektiert werden kann. Daraus 
müssen wir Ziele definieren, damit wir dann auch wirklich eine Evaluation dazu ma-
chen und die Veränderung dann hinterher auch wirklich an Zahlen, Daten, Fakten ab-
lesen können. Und wenn wir erstmal einen Konsens haben, dann kann man damit ja 
auch nach außen treten.

Mission oder Leitbild 
entwickeln

„Das Regionale Bildungsbüro initiiert und unterstützt Vernetzungsprozesse zwischen Grund-
schulen und weiterführenden Schulen und unterstützt und begleitet die Entwicklung und den 
kommunalen Transfer von Good Practice im Bereich des Übergangs von der Grundschule zur wei-
terführenden Schule. Es gibt Impulse für innovative Schulentwicklungsprozesse am Übergang und 
kümmert sich um die institutionelle Einbettung aller Stakeholder in diesen Prozess, insbesondere 
der kommunalen Entscheidungsträger.“

Beispiel für  
ein Leitbild

Ziele definieren

Innerhalb der nächsten zwei Jahre verbessert sich die Zusammenarbeit zwischen Grundschulen 
und weiterführenden Schulen im Stadtteil XY in mindestens zwei Schulfächern derart, dass Schüle-
rinnen und Schüler nach dem Übergang direkt an ihr vorhandenes Wissen anknüpfen können und 
keine Brüche erleben.

Innerhalb der nächsten drei Jahre erhöht sich der prozentuale Anteil der Kinder aus Grundschulen 
in herausfordernder Lage, die auf ein Gymnasium wechseln, um XXX %.

Beispiele für SMARTe  
Ziele am Übergang
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Gemeinsam einigen sich die Akteure in dieser Phase auf ein strategisches Vorgehen. Dies 
beinhaltet konkrete Maßnahmen zur Zielerreichung, aus denen Aufgaben, ein Zeitplan 
mit zu erreichenden Meilensteinen, Verantwortlichkeiten und konkrete Absprachen zur 
Zusammenarbeit (Häufigkeit von Treffen, Arbeitsaufteilung, etc.) abgeleitet werden.

Die im Projekt Schulen im Team entwickelten Maßnahmen und Instrumente zur Über­
gangsgestaltung in Teil IV dieses Bands können dazu als Inspiration dienen. Wichtig ist, 
diese in ein strategisches Gesamtkonzept einzubetten, also zu klären, welche konkreten 
Ziele mit der einzelnen Maßnahme verfolgt werden sollen. 

Neben den konkreten Konzepten auf operativer schulischer Ebene können auch Maß­
nahmen auf systemischer Ebene beschlossen werden, zum Beispiel zur Lenkung der 
Schülerströme oder schulübergreifenden Fortbildungskonzepten. In einer Kommune wur­
de zum Beispiel diskutiert, die Aufnahmekapazitäten der Gesamtschule zu reduzieren, vor 
allem nach der Orientierungsstufe, um entsprechend die anderen Schulen zu einer Über­
arbeitung ihrer pädagogischen Konzepte der individuellen Förderung sowie zu einer bes­
seren Beratung im Hinblick auf den Übergang zu bewegen. 

Wir haben verschiedene andere Unterstützungssysteme, die wir durch den Handlungs-
plan auch bündeln müssen. Zum Beispiel wird die Zügigkeit an einer Gesamtschule re-
duziert, damit die Notwendigkeit bei den anderen Schulen besteht, ihre Schülerinnen 
und Schüler zu behalten. Man kann sie dann nicht mehr zu einer bestimmten Gesamt-
schule hinschicken nach der Orientierungsstufe. Dadurch ergibt sich dann automatisch 
ein Handlungsbedarf, weil es eben nicht mehr die Möglichkeiten gibt abzuschulen, auch 
durch die Schließung der Hauptschulen. Damit entsteht im Grunde genommen eine 
neue Gemengelage. Und wenn man die Schülerinnen und Schüler behalten muss, dann 
muss es einen innerschulischen Plan dafür geben, um den Übergang besser zu gestalten, 
zum Beispiel durch bessere Beratung über Beobachtungsbögen, damit die Kinder dann 
auch wirklich die Schulform finden, die für sie richtig ist und wo sie dann auch ihren 
Abschluss machen können.  

Unter Berücksichtigung des Bildungsmonitorings und des Qualitätsmanagements wird 
die Umsetzung evaluiert und die Strategie entsprechend wenn nötig angepasst. Daher 
sollten bereits bei der Zieldefinition geeignete Indikatoren identifiziert werden, mit denen 
die Zielerreichung gemessen werden kann. Strategien für die Evaluation werden in Kapitel 
„Bildungsmonitoring und Qualitätsmanagement am Übergang“ beschrieben. 

Die folgenden Fragestellungen fassen die sechs Phasen zusammen und geben eine Orien­
tierung bei der Strategieentwicklung.

Strategie und 
Maßnahmen planen

Umsetzung  
evaluieren
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Phase 1: Bestandsaufnahme durchführen 

•	 Wie kann der aktuelle Ist-Zustand erhoben und beschrieben werden? 
•	 Gibt es Berichte, Analysen, Daten aus anderen Informationsquellen, die herangezogen werden 

können?
•	 Welche besonderen Stärken hat die Übergangsgestaltung in der Kommune, an einzelnen Schu-

len und in einzelnen Stadtteilen schon? 
•	 Wo liegen konkrete Herausforderungen?

Phase 2: Vision klären

•	 Welche Veränderung soll in Bezug auf den Übergang stattfinden?
•	 Wie ist die übergeordnete Vorstellung von einem gelungenen Übergang in der Kommune?
•	 Was bedeutet gute Qualität am Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule für 

die beteiligten Akteure?

Phase 3: Mission oder Leitbild entwickeln 

•	 Was ist die Aufgabe und Rolle der einzelnen Akteure im Strategieprozess?
•	 Wer soll den Prozess steuern?
•	 An welchen gemeinsamen Werten und Handlungen orientieren sich die Akteure im Prozess? 

Phase 4: Ziele definieren

•	 Welche SMARTen Ziele werden verfolgt?
•	 Anhand welcher Kriterien und Indikatoren kann die Zielerreichung gemessen werden?

Phase 5: Strategie und Maßnahmen planen

•	 Wie soll der Umsetzungsprozess konkret gestaltet werden (Arbeitsweise, Rahmenbedingungen, 
Zeitplan, etc.)?

•	 Welche konkreten Maßnahmen sollen verfolgt werden?
•	 Wie können identifizierte Stärken und bewährte Strategien weiter ausgebaut und in der Ge-

samtkommune verbreitet werden?
•	 Welche Arbeitsschritte und welcher Zeitplan ergeben sich und wer ist verantwortlich für die 

Umsetzung?

Phase 6: Umsetzung evaluieren

•	 Welche Änderungen haben sich in Bezug auf die Ziele ergeben? 
•	 Wie haben sich die erfolgten Maßnahmen nach ihrer Umsetzung bewährt?
•	 Welche Methoden zur Evaluation sollen eingesetzt werden?

Fragestellung bei der 
Strategieentwicklung
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4.	 Einbindung aller relevanten Partner

Damit Bildungsübergänge möglichst nahtlos und ohne Brüche für den Einzelnen ver­
zahnt werden können, bedarf es  einer möglichst effizienten Kooperationsstruktur und 

Vernetzung aller bildungsrelevanten Akteure bzw. Institutionen in der Region. 
Besonders bedeutsam ist, dass der oben beschriebene Strategieentwicklungs­
prozess alle Partner und Verantwortlichen mit einbezieht. Die Strategie kann 
nicht von dem koordinierenden Akteur (im Projekt Schulen im Team also 

dem Bildungsbüro) vorgegeben werden, sondern die Verständigung über ge­
meinsame Zielvorstellungen ist ein wichtiger Aspekt, um Akzeptanz zu schaf­

fen. Im Idealfall sind alle Akteure aller Ebenen von Beginn an am Strate­
gieentwicklungsprozess beteiligt, also neben der strategischen/politischen 
Ebene (Lenkungskreis, Steuergruppen, Schulaufsicht) auch die Akteure auf 

operativer, schulischer Ebene (Schulleitungen, Elternvertreter, Koordinatorin­
nen und Koordinatoren schulischer Netzwerke). Auf den Übergang von der Grundschu­

le zur weiterführenden Schule bezogen spielen vor allem die unten aufgeführten Akteure 
eine besondere Rolle, die im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung im Projekt 
Schulen im Team als besonders relevant identifiziert wurden (Sendzik et al., 2016).

Transfer

Bildungs-
monitoring & 

Qualitäts-
management

Kommunale 
Koordinierung

Kommunale 
Strategie

Verant-
wortungs-

gemeinschaft

Einbindung 
aller 

relevanten 
Partner

Handlungs-
felder des 

Übergangs-
managements

Partner beim 
Kommunalen 

Übergangs­
management

Sonstige 
Akteure

Kommunal- 
verwaltung

Akteure  
non- 

formaler 
Bildung

Kommunal- 
und  

Landes- 
politik

Akteure  
formaler 
Bildung

Landes- 
verwaltung

Kommunale 
Koordinierung 

(RBB)

Schulen/Schulleitungen

Akteure formaler Bildung

Schulen sind die wichtigsten Partner für das Bildungsbüro im kommunalen Übergangs­
management. Gerade bei der Gestaltung des Übergangs von der Grundschule zur weiter­
führenden Schule müssen die unterschiedlichen Schulformen und Schulstufen einbezo­
gen werden, da hier die eigentlichen Strategien und Gestaltungsmaßnahmen etabliert und 
umgesetzt werden. Dabei besteht die Herausforderung darin, eine Vielzahl von Schulen 
und Schulformen in der Kommune und in den einzelnen Stadtteilen an einen Tisch zu 
bringen und zu gemeinsamen verbindlichen Absprachen zu kommen. Lokale schulische 
Netzwerke haben sich dafür als besonders geeignet herausgestellt und werden daher in 
diesem Band ausführlich vorgestellt (siehe Teil III).
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Um die Schulen zu erreichen und für das kommunale Übergangsmanagement zu ge­
winnen, können verschiedene Gremien genutzt werden: Besonders eignen sich zum Bei­
spiel die von der Schulaufsicht einberufenen Schulleiterdienstbesprechungen, an denen 
alle Schulleitungen verpflichtend teilnehmen, wodurch sichergestellt werden kann, dass 
relevante Informationen alle Schulen erreichen. Hier können zum Beispiel neue Projek­
te, Ergebnisse aus dem Bildungsmonitoring, in schulischen Netzwerken erarbeitete Strate­
gien und Produkte der Übergangsgestaltung oder neue Veranstaltungsformate vorgestellt 
werden. Es empfiehlt sich, frühzeitig Kontakt mit den Schulräten und Schuldezernenten 
der unteren und oberen Schulaufsichten aufzunehmen, um als Agendapunkt aufgenom­
men zu werden. Ein Nachteil der Schulleiterdienstbesprechungen ist, dass hier nur die 
Schulleitungen einer Schulform versammelt sind. Schulformübergreifende Maßnahmen 
des Übergangsmanagements können hier also lediglich vorgestellt und diskutiert werden, 
für die Neukonzeption und Entscheidungsfindung eignet sich dieses Gremium nicht.

Für den schulformübergreifenden Austausch sind lokale Bildungsforen oder Stadt­
teiltreffen der Schulleitungen und weiteren Bildungsakteure geeignet. Ein Vorteil ist, dass 
diese Treffen nicht von der hierarchisch übergeordneten Ebene einberufen werden und 
damit mehr Potenzial für offene bottom-up Initiativen und gemeinsame Absprachen be­
steht. Damit geht allerdings gleichzeitig einher, dass die Teilnahme an den Treffen und die 
dort vereinbarten Maßnahmen keinen verbindlichen Charakter haben. 

Soll ein Übergangsprojekt zum Beispiel im Rahmen von schulischen Netzwerken ins 
Leben gerufen werden, haben sich im Projekt Schulen im Team kommunale oder stadtteil­
interne Informationsveranstaltungen in einigen Kommunen bewährt, auf denen die Rah­
menbedingungen vorgestellt und offene Fragen und Bedenken geklärt werden. Im Ideal­
fall kann der – allerdings auch sehr aufwändige – persönliche Kontakt mit den einzelnen 
Schulleitungen aufgenommen werden. In persönlichen Gesprächen ist es am einfachsten, 
Gesprächspartner von einer Initiative zu überzeugen.

Um sich mit den Schulen und Schulleitungen auszutauschen und Abstimmungen zu 
treffen, eignen sich E-Mail-Verteiler, über die spezifische Informationen des Bildungsbü­
ros mitgeteilt werden, oder eine Online-Austausch-Plattform, auf die die verschiedenen 
am Übergangsmanagement beteiligten Schulen zugreifen können. Außerdem kann den 
Schulen ein übersichtlicher Materialordner mit Informationen, Kontaktdaten und An­
sprechpartnern der kommunalen Akteure, sowie relevanten Studien und Materialien zum 
Übergang ausgehändigt werden.

Um Verbindlichkeit bei den Absprachen einzufordern, können schriftliche Vereinba­
rungen mit den Schulen getroffen werden. In Kooperationsvereinbarungen können Rech­
te und Pflichten der einzelnen Kooperationspartner schriftlich festgehalten werden.

Bei allen Projekten schließen wir Kooperationsvereinbarungen ab. Die haben keine 
rechtlich bindende Wirkung, aber sie haben eine moralische Bedeutung, dass alle Part-
ner sich an die Vereinbarungen halten möchten.

Für das Vernetzungsprojekt wurde in einer Kommune während einer nur für die Schul­
leitungen einberufenen Projektsitzung gemeinsam diskutiert und schriftlich in einer Un­
terstützungsvereinbarung fixiert, welche Rolle den Schulleitungen bei der Unterstützung 
der schulischen Netzwerke zukommt. Dadurch hatten die Schulleitungen die Möglichkeit, 
ihre eigenen Vorstellungen mit einfließen zu lassen, gleichzeitig wurde aber auch in der 
gesamten Gruppe eine moralisch verbindliche Vereinbarung getroffen. 

Die örtlich angesiedelten Hochschulen und Universitäten können relevante Partner zum 
Beispiel für die Erarbeitung von Konzepten oder Evaluationsinstrumenten sein. Zudem 
können Lehramtsstudierende in Schülerprojekte einbezogen werden. Auch bei der Erar­
beitung von Materialien und beim Layout können Studierende tätig werden, zum Bei­
spiel im Rahmen von Praxisprojekten. So könnten Studierende der Fachhochschule für 

Hochschulen
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öffentliche Verwaltung Informationsbroschüren über das lokale Schulsystem und die ein­
zelnen Schulen entwerfen, oder einen Internetauftritt mit Informationen zum Schulüber­
gang entwickeln.

Akteure der Kommunalverwaltung

Die kommunale Verwaltung ist in jeder Kommune unterschiedlich aufgebaut. Die Ämter 
tragen jeweils unterschiedliche Bezeichnungen, erfüllen aber die gleichen Aufgaben. Hier 
wurden die gängigsten Bezeichnungen gewählt.

Das Schulverwaltungsamt einer Kommune ist Träger der Schulen und verantwortlich für 
Schulentwicklungsplanung und Schulorganisation, vor allem in Bezug auf die Schulgebäu­
de, den Personaleinsatz kommunaler Mitarbeiter (Sozialpädagogen, Hausmeister, Sekre­
tariate), Lehr- und Unterrichtsmittel und die Schülerbeförderung. Damit werden haupt­
sächlich die sogenannten äußeren Schulangelegenheiten abgedeckt. In vielen Fällen ist das 
kommunale Übergangsmanagement bzw. das Regionale Bildungsbüro selbst im Schul­
verwaltungsamt angegliedert. Das Schulverwaltungsamt ist aber auch sonst ein wichtiger 
Partner, beispielsweise in den Bereichen Bildungsmonitoring und Schulentwicklungspla­
nung oder bei Übergangsmaterialien, die zentral für alle Schulen angeschafft werden sol­
len. Im Projekt Schulen im Team hat sich gezeigt, dass es sich empfiehlt, die entsprechend 
verantwortlichen Personen in die Überlegungen zum Übergangsmanagement frühzeitig 
einzubeziehen.

Das Jugendamt ist verantwortlich für die Planung, Steuerung und Finanzierung der 
Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe einer Kommune. Zu seinen Aufgaben gehö­
ren neben dem Kinder- und Jugendschutz auch die Förderung der Jugendarbeit durch 
Jugendfreizeit- und Kulturangebote, die Koordination der Jugendsozialarbeit, der Kinder­
tageseinrichtungen und der Hilfen zur Erziehung sowie Präventions- und Unterstützungs­
angebote. Entsprechend ist das Jugendamt auch ein wichtiger Partner der Schulen bei der 
Gestaltung des Übergangs. Besonders die Koordinatorin oder der Koordinator für Schul­
sozialarbeit ist hier ein wichtiger Ansprechpartner, wenn es darum geht schulübergreifen­
de Übergangsstrategien, wie zum Beispiel gemeinsame Veranstaltungen und Projekte, in 
der Kommune zu verankern.

Wir haben also eine Arbeitsgruppe mit der Koordinatorin für Schulsozialarbeit, mit dem 
Beauftragten für Inklusion, der vom Land gestellt wird, und uns. Und damit der Schul-
ausschuss einfach auch nochmal so ein bisschen besser darüber Bescheid weiß, wie bei 
uns die Aufgabenverteilung ist, haben wir unsere Zusammenarbeit und unsere Schnitt-
stellen vorgestellt, und da haben wir eben konkret Schulen im Team vorgestellt.

Das Amt für Wahlen und Statistik ist ein wichtiger Partner bei der Erstellung des Bil­
dungsmonitorings oder wenn aktuelle Daten zur Bildungssituation für eine Bestandsauf­
nahme im Rahmen des Bildungsmanagements benötigt werden.

In Nordrhein-Westfalen sind die kommunalen Integrationszentren für die Vernetzung der 
lokalen Integrationsarbeit zuständig. Sie bearbeiten die Handlungsfelder Integration als 
Querschnitt, Frühe Bildung und Elementarbereich, Interkulturelle Schulentwicklung so­
wie den Übergang Schule-Beruf und bringen dabei erprobte Ansätze ein, zum Beispiel in 
den Bereichen Zusammenarbeit mit Eltern und durchgängige Sprachbildung.

Schulverwaltungsamt

Jugendamt

Amt für Wahlen 
und Statistik/

Bildungsmonitoring

Kommunales 
Integrationszentrum
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Innerhalb der Kommune (häufig bei der Schulverwaltung oder dem Regionalen Bildungs­
büro) sind im Zuge der aktuellen Bemühungen um ein lebensphasenübergreifendes Über­
gangsmanagement auch eine Reihe weiterer Übergangsprojekte angesiedelt. In vielen 
Kommunen sind gerade die frühen Übergänge von der KiTa in die Grundschule sowie 
der Übergang in Studium und Beruf schon gut bearbeitet. Es ist sinnvoll, bereits frühzei­
tig den Kontakt mit diesen Projekten zu suchen, um den Übergang von der Grundschu­
le zur weiterführenden Schule in ein Gesamtkonzept mit ähnlichen Schwerpunkten und 
Methoden einzubetten. 

Es gibt eine Reihe neuer Akteure, gerade im Bereich frühe Übergänge, die bislang über-
haupt noch nicht in unserem Fokus waren, weil wir viel zu stark auf Schule konzentriert 
waren. Jetzt weiten wir aber den Blick: Da ist das Jugendamt, jetzt das Projekt „Kein 
Kind zurücklassen“, aber auch der Übergang Schule-Beruf, und, und, und. Also, da pas-
siert ganz viel und da sind viele Akteure, die wir einbeziehen und mitdenken möchten.

Akteure der Landesverwaltung: Schulaufsicht

Die Schulaufsicht umfasst alle staatlichen Befugnisse zur Organisation, Planung, Leitung 
und Beaufsichtigung des Schulwesens. Als oberste Instanz hat sie die Aufsicht über fach­
liche und dienstliche Entwicklungen an den Schulen, wie zum Beispiel curriculare Vorga­
ben aber auch Qualitätssicherung und -entwicklung. Dadurch werden einheitliche Grund­
lagen für die pädagogische und organisatorische Arbeit an den Schulen gelegt. Neben der 
Kontrollfunktion nimmt sie auch verstärkt eine beratende Funktion ein, um ein zuneh­
mend autonomes Schulmanagement zu unterstützen. Besondere Bedeutung hat die Ein­
bindung der Schulaufsicht, wenn pädagogische Instrumente der Übergangsgestaltung flä­
chendeckend an allen Schulen eingesetzt werden sollen.

Wenn Vertreter der Schulaufsicht an kommunalen Tagungen und Veranstaltungen teil­
nehmen, bekommen diese einen höheren Stellenwert und gleichzeitig können die Schul­
aufsichten so frühzeitig in Prozesse eingebunden werden. Vertreter der Schulaufsicht 
können beispielsweise auch eingebunden werden, um auf Veranstaltungen direkt zu kom­
mentieren, wie die Schulaufsicht unterstützen kann bzw. wo Grenzen in der Planungsfrei­
heit liegen.

Ich fand es sehr, sehr, sehr schön, dass Vertreter der Schulaufsichten da waren, weil das 
noch mal so einen richtigen Stellenwert bekommen hat. Wir können ja gar nichts aus-
richten ohne die. Wir haben keine Entscheidungskompetenz und die Dezernenten sei-
tens der Bezirksregierung müssen eben informiert werden und so kann man bestimmte 
Prozesse gemeinsam angehen. 

Dann möchte ich die obere Schulaufsicht noch irgendwie einbinden bei der Veranstal-
tung, damit dieser Referent nicht so im luftleeren Raum seine Thesen entwickelt, sondern 
die Schulaufsicht direkt sagen kann: An der Stelle unterstützen wir, da dürfen wir es 
nicht, da kommt der andere Schwerpunkt. 

Die Schulaufsicht untersteht dem jeweiligen Kultusministerium des Bundeslandes und ist 
in allen Ländern unterschiedlich organisiert. Häufig entspricht ihre Organisation den un­
terschiedlichen Schulformen. In Nordrhein-Westfalen unterscheidet man die untere und 
die obere Schulaufsicht. Während die untere Schulaufsicht als staatliches Schulamt auf 
Ebene der Kreise oder kreisfreien Städte angesiedelt und für die Grund-, Haupt- und För­
derschulen zuständig ist, ist die obere Schulaufsicht auf Ebene der Bezirksregierung ange­
siedelt und zuständig für Gymnasien, Realschulen, Gesamtschulen und Berufskollegs so­
wie für die Studienseminare zur Lehrerausbildung. 

Weitere 
Übergangsprojekte



40 Teil II: Handlungsfelder für das Kommunale Übergangsmanagement

Da die Schulräte der unteren Schulaufsicht im Schulamt direkt auf Ebene des Kreises oder 
der kreisfreien Stadt angesiedelt sind, gestaltet sich die Kontaktaufnahme relativ leicht. In 
manchen Kommunen finden zum Beispiel wöchentliche Treffen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Bildungsbüros mit den Schulräten statt, bei denen dann relevante Infor­
mationen zum Übergangsmanagement besprochen werden können. 

Wir können auch versuchen die untere Schulaufsicht für die Grundschulen quasi mit ins 
Boot zu holen, damit die halt bestimmte Sachen für ihre Grundschulen zumindest für 
verbindlich erklärt. 

Die obere Schulaufsicht auf Ebene der Bezirksregierung ist in Nordrhein-Westfalen nach 
den unterschiedlichen Schulformen organisiert, sodass jeweils ein Dezernat für eine 
Schulform verantwortlich ist. Obwohl die Schulaufsicht für Grund- und Hauptschulen 
beim Schulamt liegt, ist auch hierfür ein übergeordnetes Dezernat bei der Bezirksregie­
rung angesiedelt. Die verschiedenen Dezernate unterstehen einer Abteilungsdirektorin 
oder einem Abteilungsdirektor.

Der Kontakt zur Bezirksregierung wird durch die vielen Ansprechpartner erschwert 
und erfordert gegebenenfalls taktisches und strategisches Vorgehen. In den Regionalen 
Bildungsnetzwerken sitzen Vertreter der oberen Schulaufsicht im Lenkungskreis, die sich 
als erste Ansprechpartner für die Kontaktaufnahme gut eignen, da sie über die regionalen 
Prozesse informiert sind. Als Zeitpunkt für die Kontaktaufnahme mit den Dezernaten 
bietet sich die Ferienzeit an, in der weniger Arbeitsdruck vorliegt.

Für mich war es selbstverständlich, die Schulaufsicht da einzubinden. Die untere Schul-
aufsicht für Grundschulen hat noch mal einen Dezernenten in der Bezirksregierung, der 
unser Produkt schon kannte und auf den ich mich beziehen konnte. Und dann habe ich 
mit der Schulaufsicht der Gymnasien angefangen, weil ich dachte, dass sie am schwers-
ten zu überzeugen ist. Ich dachte, wenn wir die im Boot haben, sind Hauptschulen und 
Gesamtschulen weniger problematisch. Ich habe also Kontakt mit der Schulaufsicht 
Gymnasien aufgenommen, mich als pädagogische Mitarbeiterin im Bildungsbüro vor-
gestellt, und um einen Termin gebeten.

In Nordrhein-Westfalen sind die Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung (ZfsL) für 
die Organisation des Referendariats zuständig. Sie sind den Bezirksregierungen zugeord­
net. Der Kontakt zum ZfsL ist sinnvoll, um neue Lehrkräfte frühzeitig in die Thematik 
des Übergangsmanagements einzubeziehen und den Transfer von Materialien zu unter­
stützen. Im Übergangsmanagement erprobte Materialien können vorgestellt, die Lehr­
amtsanwärter sowie die Fachleiter zu Veranstaltungen eingeladen, oder gemeinsam Fort­
bildungen organisiert werden. 

Die Lehrerfortbildung wird in Nordrhein-Westfalen über lokal verankerte Kompetenz­
teams organisiert. Die Moderatorinnen und Moderatoren sind erfahrene und für diese 
Tätigkeit freigestellte Lehrkräfte, die in unterschiedlichen Schwerpunktthemen (wie zum 
Beispiel Schulentwicklungsberatung, Inklusion, Kooperation mit Bildungspartnern) orga­
nisiert sind. Auch hier kann es sinnvoll sein, in gutem Austausch zu stehen, einerseits um 
Fortbildner für kommunale Veranstaltungen zum Übergangsmanagement oder für Schul­
netzwerke zu gewinnen, andererseits um über die Moderatoren den kommunalen Trans­
fer mitzugestalten. 

Bezirksregierung  
(obere Schulaufsicht)

Zentrum für 
schulpraktische 

Lehrerausbildung (ZfsL)

Kompetenzteams

Staatliches Schulamt 
(untere Schulaufsicht)
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Sonstige Akteure

Der Austausch mit anderen Kommunen, die am Übergangsmanagement arbeiten, ist loh­
nenswert, um sich gegenseitig über Konzepte und Erfahrungen auf dem Laufenden zu 
halten. Aber auch ganz praktisch können zum Beispiel gemeinsame Fortbildungsveran­
staltungen organisiert und so Reisekosten von Dozenten mit einer weiten Anreise gespart 
werden.

Für die Durchführung von Prozessmanagement-Workshops, Strategiefindungstreffen, Re­
flexionsveranstaltungen und fachinhaltlichen Fortbildungen ist es sinnvoll, einen Kontakt­
pool an Fortbildnern und Moderatoren, sowie Tagungsorten und Caterern zu pflegen.

Der Kontakt zu den kommunalen kulturellen Einrichtungen (wie z.B. Stadtbibliothek, 
Volkshochschule, Museen, Theater, etc.) kann hilfreich sein, um gemeinsame Projekte 
durchzuführen, oder schulische Übergangsprojekte an außerschulischen Lernorten zu or­
ganisieren, wie zum Beispiel schulformübergreifende Theaterbesuche oder Ausflüge in die 
Stadtbibliothek. Zudem können die Örtlichkeiten für Veranstaltungen, Fortbildungen und 
Netzwerktreffen genutzt werden. Wenn die Einrichtungen dabei gleichzeitig ihr pädago­
gisches Programm den Lehrkräften vorstellen können, entsteht eine Win-win Situation.

Auf Seiten der kulturellen Einrichtungen gab es unheimlich viel Bereitschaft, etwas in 
dem Bereich zu machen. Sei es nun, dass ältere Schülerinnen und Schüler den jüngeren 
die Bücherei vorstellen oder Projekte durchführen. Auch mit dem Historischen Zentrum 
wollen wir schulübergreifende Geschichtsprojekte durchführen. Wie gesagt, diese Bereit-
schaft ist auf jeden Fall schon mal da und die Einrichtungen haben sich auch Gedanken 
gemacht.

Weitere Akteure non-formaler Bildung, die einbezogen werden können, sind Förderverei­
ne und Vereine zur Förderung der Berufswahlorientierung.

Andere Kommunen

Fortbildner, Moderatoren, 
Tagungsorte, Caterer

Akteure non-formaler 
Bildung
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Übersichtliche Dokumentation des Projektverlaufs 

•	 Regelmäßig aktualisierte Präsentation oder schriftliche Kurzbeschreibung mit Graphiken bereit-
halten

•	 Übersicht über
–– allgemeine Daten und Fakten zum Übergang (s. Handlungsfeld Bildungsmonitoring)
–– Lage der Netzwerke und teilnehmenden Schulen innerhalb der Kommune
–– Ansprechpartner und verantwortliche Personen
–– mit dem Übergang befasste Gremien
–– an den Schulen bereits verwendete Übergangsstrategien
–– in Vernetzungsprojekten neu entstandene Konzepte und Materialien

Protokollführung und Moderation verbindlich festlegen

•	 In jeder Gremiensitzung eine/n Protokollführer/in und Moderator/in bestimmen
•	 Sich vorher auf ein Protokollformat einigen (z.B. als Ergebnisprotokoll, Verlaufsprotokoll)
•	 Abgesprochene Verantwortlichkeiten und Aufgaben hervorheben
•	 Protokoll zeitnah im Anschluss verschicken und um Feedback/Ergänzungswünsche bitten
•	 Moderation im Vorfeld über die Agendathemen informieren

Vorstrukturierte Agenda

•	 Gremiensitzungen eine immer gleichbleibende vorstrukturierte Agenda geben
•	 Übergangsmanagement bzw. einzelne Initiativen als festen Agenda-Punkt bei bestehenden 

Gremien etablieren

Persönlicher Kontakt

•	 Persönlichen Kontakt zu relevanten Ansprechpartnern und Verantwortlichen in den Gremien 
pflegen

•	 Verantwortliche zu Veranstaltungen einladen, um für die Ziele und Arbeitsweise des Vernet-
zungsprojekts zu begeistern

Tipps für die Einbindung 
von Partnern und die 

Arbeit in Gremien
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Transfer

Bildungs-
monitoring & 
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5.	 Bildungsmonitoring und Qualitätsmanagement am 
Übergang

Qualitätsmanagement am Übergang 

Wie jedes Arbeitsfeld kann auch der Übergang von der Grundschule zur weiterführen­
den Schule im Rahmen eines Qualitätsmanagements betrachtet werden. Das Qualitäts­
management ist eng an die kommunale Strategie (siehe Kapitel „Entwicklung 
einer kommunalen Strategie“) angelehnt und folgt ähnlichen Phasen. Dreh- 
und Angelpunkt des Qualitätsmanagements ist die Klärung des Qualitäts­
verständnisses: Was bedeutet gute Qualität am Übergang für unsere Schulen 
und für die beteiligten Akteure und welche konkreten Ziele werden dahinge­
hend verfolgt? Eine Orientierung kann das Qualitätsraster in Teil IV dieses 
Praxisbands geben. Bei der Klärung der Ziele sollte jeweils die Überprüfung 
der Zielerreichung, also die Evaluation und die dafür in Frage kommenden 
Kriterien und Methoden mitbedacht werden. 

Zur Qualitätsmessung insgesamt, aber auch zur Bewertung einzelner Initi­
ativen, Veranstaltungsformat und Übergangsstrategien können eine Reihe von Evaluati­
onsinstrumenten genutzt werden. Im Folgenden findet sich eine Auswahl der von Kom­
munen im Projekt Schulen im Team erprobten Evaluationskonzepte. Auf die Nutzung des 
kommunalen Bildungsmonitorings für das Qualitätsmanagement und als Steuerungsan­
satz wird im Anschluss noch ausführlicher eingegangen.

Externe Experten zur Evaluation und wissenschaftlichen Begleitung
•	 Kontakt zu Universitäten, Fortbildnern, Gutachtern

Checklisten / Feedbackbögen an Lehrkräfte
•	  zu Überarbeitungsbedarfen, Nutzerfreundlichkeit, Anwendbarkeit von entwickelten Produk-

ten und Strategien der Übergangsgestaltung

Feedbackgespräche / Bilanzworkshops
•	 z.B. zu neu entwickelten Veranstaltungsformaten, zur Vorstellung und Überarbeitung 

von Übergangsstrategien

Nutzung von Instrumenten der Qualitätsmessung am Übergang
•	 z.B. Qualitätsraster

Nutzung von Bildungsmonitoring- / Schülerleistungsdaten / Benchmarking
•	 Vergleich von Daten aus dem Bildungsmonitoring vor und nach der zu evaluierenden Maßnah-

me

Schüler- / Lehrer- / Schulleiter- / Elternbefragung vor und nach dem Übergang
•	 zu  Maßnahmen der Übergangsgestaltung
•	 zu Aspekten der Übergangsbewältigung (Lernfreude, Motivation, Anknüpfungsfähigkeit im Unterricht)

Evaluationskonzepte
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Kommunales Bildungsmonitoring und Steuerung

Eine hilfreiche Grundlage für Qualitätsmanagement am Übergang stellt das Bildungsmo­
nitoring dar. Dabei wird verfügbares statistisches Material so aggregiert, dass es auf loka­
ler Ebene für bildungspolitische Entscheidungen und die Strategieentwicklung zugrunde 
gelegt werden kann. So können ausgehend von übergreifenden Zielsetzungen und inhalt­
lichen Leitfragen durch systematische, empirisch belastbare und fokussierte Zusammen­
stellung zentraler Informationen der Bildungsentwicklung empirisch fundierte Hand­
lungsstrategien für die Kommune abgeleitet werden (Döbert & Weishaupt, 2015). Die 
untenstehende Abbildung zeigt, wie ein solcher Kreislauf zur Nutzung des Bildungsmoni­
torings zur Steuerung aussehen kann.

Festlegung von Themen/  
zentrale Fragestellungen

Festlegung von Zielen,  
Strategien und Maßnahmen

(Detail-) Fragen  
an das Monitoring

Umsetzung in Indikatoren  
und Kennzahlen

Vorlage des Berichts

Diskussion der Ergebnisse

Dieses systematische Sammeln, Interpretieren und Bewerten von Daten und Informatio­
nen ist zudem notwendig für die Gestaltung von Bildungsübergängen. Der auf der Basis 
empirisch gesicherter Daten institutionalisierte Beobachtungs- und Analyseprozess hat im 
Wesentlichen drei Funktionen (vgl. Böttcher et al., 2008):

1.	 Beobachtung, Analyse und Darstellung wesentlicher Aspekte eines Bildungssystems
	 Ziel sind gesicherte Informationen, d.h. regelmäßig erscheinende und von den statisti­

schen Ämtern geprüfte Daten über jeweilige Bildungsbereiche für die relevanten Steu­
erungsebenen. Die relevanten zu analysierenden Aspekte sind u.a. von der Steuerungs­
ebene abhängig.

2.	 Systemkontrolle vor allem mit Blick auf Leistungsmaßstäbe (Benchmarks)
	 Ziel der dauerhaften Beobachtung der Kennzahlen ist die datengestützte Darstellung 

von Situationen und Entwicklungen bezogen auf die bildungspolitischen Zielsetzun­
gen. Damit lassen sich Aussagen zur Qualität und Effizienz des Bildungssystems tref­
fen.

3.	 Systemdiagnostik durch Aufzeigen von Entwicklungen und Problemlagen
	 Ziel ist es, Entwicklungen und Problemlagen im Bildungssystem zu erkennen und auf 

Basis dieser empirisch gesicherten Erkenntnisse ein evidenzbasiertes strategisch-politi­
sches Handeln zu ermöglichen. 

Damit Entwicklungen und Problemlagen gezielt festgestellt werden können, ist eine Fo­
kussierung des kommunalen Bildungsmonitorings auf die Themenfelder vorzunehmen, 

Bildungsmonitoring  
und Steuerung

Quelle: Gnahs, Weiß, Berner, Neumann, Laukert, Rullmann & Tegeler, 2011, eigene Darstellung
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die für eine Entscheidungskompetenz zielführend ist. Diese Fokussierung kann zum Bei­
spiel in Arbeitsgruppen vorgenommen werden. Auch einige Schulen im Team-Kommunen 
haben Arbeitsgruppen gegründet, die genau diese Thematik für sich aufgegriffen und ge­
meinsam erörtert haben.

Wir haben eine Gruppe gegründet, die sich zwei oder dreimal getroffen hat zum The-
ma kommunales Übergangsmonitoring. Da waren vor allem auch die Kolleginnen und 
Kollegen beteiligt, die für den Bereich Bildungsmonitoring hier zuständig sind und den 
Bildungsbericht schreiben, sowie ein Vertreter des Amts für Schulische Bildung, der für 
die Finanzplanung beim Schulbau zuständig ist. Gemeinsam haben wir uns Gedanken 
zum Thema gemacht, wie so ein kommunales Übergangsmonitoring aufgebaut werden 
könnte.

Ein kommunales Bildungsmonitoring erfolgt auf der Basis von Indikatoren. Indikatoren 
sind eine Verdichtung von Informationen komplexer Tatbestände (Autorengruppe An­
wendungsleitfaden, 2014). Ein Indikator für eine bestimmte Fragestellung besteht in der 
Regel aus einem Konglomerat von verschiedenen Kennzahlen. Einen Orientierungsrah­
men liefert der Anwendungsleitfaden des kommunalen Bildungsmonitorings der Entwick­
lergruppe bestehend aus dem Statistischen Bundesamt, den Statistischen Landesämtern 
und dem Deutschen Institut für Erwachsenenbildung (Schneider & Klostermann, 2015). 
Dieser stellt ein Grundgerüst von Indikatoren dar, die sich auf nationaler Ebene und auf 
der Ebene der Bundesländer etabliert haben (ebd.). Neben allgemeinen Informationen zur 
Strukturierung eines kommunalen Bildungsmonitorings und über die dafür verfügbare 
Datenlage, gibt der Anwendungsleitfaden eine Übersicht von Handlungsfeldern der Bil­
dungspolitik auf kommunaler Ebene (Autorengruppe Anwendungsleitfaden, 2014). Für 
jedes Handlungsfeld werden Kernindikatoren herausgestellt sowie mögliche Ergänzungs­
indikatoren aufgeführt. Der Einsatz der Ergänzungsindikatoren richtet sich nach kom­
munalspezifischen Interessen und entsprechender Schwerpunktsetzung. Für das Über­
gangsmanagement von der Grundschule zur weiterführenden Schule sind vor allem die 
folgenden Indikatoren von Bedeutung.

Indikatoren für das Bildungsmonitoring am Übergang 
von der Grundschule zur weiterführenden Schule

Übergangsquote von der Grundschule auf die weiterführende Schule, differenziert nach  
Schularten

Ausgesprochene Schulempfehlung der Schulen
Tatsächliche Schulwahl der Eltern nach Erhalt der Schulempfehlung
Akzeptanz der Schulempfehlung durch die Eltern

Abschulung in eine andere Schulform nach der Orientierungsstufe
Quote der Schulartwechsel in den Klassenstufen 7 und 9
Verteilung der Schüler/innen auf die Schularten in Klassenstufe 7

Anzahl und Anteil der Klassenwiederholungen

Indikatoren und 
Kennzahlen am Übergang

Quelle: angelehnt an Autorengruppe Anwendungsleitfaden, 2014, S. 27.
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Seit 2013 sind alle Kernkennzahlen des Anwendungsleitfadens des kommunalen Bildungs-
monitorings aus dem Datenangebot der amtlichen Statistik kostenlos und öffentlich zu­
gänglich. Auf der internetbasierten Datenbank „Kommunale Bildungsdatenbank“ sind 
die Kernkennzahlen in unterschiedlichen Datenformaten abrufbar. Daten für die Ergän­
zungskennzahlen können beim Statistischen Landesamt entweder direkt abgerufen oder 
(teilweise kostenpflichtig) angefragt werden. Zusätzlich sollte auch auf Datenbestände aus 
kommunalen Fachplanungen oder etablierten ressortspezifischen Berichtssystemen zuge­
griffen werden, wie zum Beispiel Schulentwicklungs- und Schulnetzplanungen, Jugendhil­
feplanungen, Berichte der Kammern, der Bundesagentur für Arbeit und weiterer Instituti­
onen (Berner et al., 2011). In größeren Städten sind auch oftmals Berichtssysteme aus den 
Gesundheits-, Sozial- oder Migrationsdiensten vorhanden (Siepke, 2015). Der Rückgriff 
auf diese statistischen Daten ist zumeist nicht direkt für eine Übergangsgestaltung zielfüh­
rend bzw. liegen sie oftmals nicht in einer derart aufbereiteten Form vor, die das Erkennt­
nisinteresse mit speziellen Fragestellungen des Übergangsmanagements zufriedenstellend 
deckt (ebd., S. 6). Beispielsweise ist für eine kommunale Steuerung relevant, die Daten 
auf Stadtteil- oder sogar Schulebene zur Verfügung zu haben, was zum Teil datenschutz­
rechtliche Überlegungen mit sich zieht. Dennoch gewinnen Daten der oben erwähnten 
Art „insbesondere im Hinblick auf längerfristige und Ressourcen beanspruchende Pla­
nungen an Bedeutung“ (ebd., S. 5). Hinsichtlich der Übergansquote können beispielsweise 
Benchmarks aus dem Landesschnitt als Zielmarke für die eigene Kommune herangezogen 
werden. Letztlich sollte genau geprüft werden, welche Daten bereichs- und ressortüber­
greifend vorhanden sind und welche systematisch in das Übergangsmanagement einge­
flochten werden können. 

Mitunter deckt das vorhandene Datenmaterial allerdings nicht alle Aspekte für die Ge­
staltung des eigenen kommunalen Übergangsmanagements ab, sodass es sich zum Teil 
nicht vermeiden lässt, eigene statistische Daten zu erheben. Bei der Operationalisierung 
eigener Indikatoren geht es zunächst um die Zielsetzung an den Indikator, die Definition 
des Indikators, die Recherche, ob für den Indikator schon Kennzahlen vorliegen und die 
Klärung personeller und finanzieller Ressourcen zur Datenerhebung (Berner et al., 2011). 
Um den Aufwand und die Kosten gering zu halten, sollten im Vorfeld nur zielführende 
Indikatoren im Zuge einer Steuerungsrelevanz für das Übergangsmanagement operatio­
nalisiert werden. Zudem sollte Rücksprache mit den kommunalen Datenschutzbeauftrag­
ten gehalten werden.

Zusätzlich zu den vorliegenden quantitativen Daten können qualitative, aktionsorientier­
te Verfahren zur Beschreibung der Übergänge von der Grundschule zur weiterführenden 
Schule eingesetzt werden. Im Rahmen von Lernen vor Ort hat beispielsweise die Stadt 
Offenbach handlungs- und gestaltungsorientierte partizipative Ansätze gewählt, „um die 
Struktur der Übergangsprozesse zu analysieren und perspektivisch zu verändern“ (Berner 
et al., 2011). Diesbezüglich wurden in zwei Gesprächsrunden adaptierte Bestandsaufnah­
me-Gespräche mit Schulleitungen der Grundschulen und der weiterführenden Schulen 
zur Übergangsgestaltung geführt sowie Fallanalysen misslungener Übergänge durchge­
führt. Primär ging es in den Gesprächen um strukturelle Herausforderungen der Über­
gangsgestaltung und Lösungsansätze für die Praxis vor Ort in den Schulen, auf kommu­
naler und Landesebene. Dabei wurden die folgenden Dimensionen im Sinne von weichen 
Indikatoren für das Übergangsmanagement thematisiert (je nach Kontext und Erkennt­
nisinteresse können diese natürlich auf die kommunalen Bedürfnisse angepasst werden).

Datengrundlage

Operationalisierung 
eigener Indikatoren

Qualitative 
Datenerhebung beim 

Bildungsmonitoring 
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Für die Fallanalysen wurde eine Fachgruppe gebildet, die anhand konkreter Schülerinnen 
und Schüler Faktoren identifiziert haben, die sich als offensichtlich ungünstig erweisen. 
Die Fachgruppe wurde bereichs- und ressortübergreifend zusammengesetzt (Schulamt, 
Jugendamt, Grundschule, weiterführende Schule, Amt für Bildung). In anonymisierter 
Form speisten die Schulleitungen mehrere Fallbeispiele zu nicht gelungenen Übergängen 
von der Grundschule in die weiterführende Schule in die Diskussion ein. Mit der Me­
thode der kollegialen Fallberatung wurden schülerzentrierte Schlussfolgerungen und Be­
arbeitungsideen entwickelt (ebd.). Die Auswertungsergebnisse beider qualitativer Zugän­
ge wurden in einer Gesamtübersicht aufbereitet und in verschiedenen Fachgruppen und 
Gremien diskutiert und reflektiert. Die Ergebnisse wurden als profilbildend eingesetzt 
und flossen in den Entwicklungsprozess des Bildungsplans der Stadt Offenbach (ebd.).

Beispiele für qualitativ zu erhebende Indikatoren am Übergang  
von der Grundschule zur weiterführenden Schule

Verbreitung, Intensität und Formen der Kooperation der jeweiligen Grundschulen und weiterfüh-
renden Schulen und jeweiliges Bildungsverständnis

Ausmaß der Transparenz und Informationsstand der Eltern über Prozeduren und  Konsequenzen 
bei der Wahl des weiterführenden Bildungsganges

Intensität und Formen der Information von Eltern und Kindern durch die jeweiligen weiterführen-
den Schulen

Elterliche Akzeptanz der Grundschulempfehlungen für einen bestimmten Bildungsgang

Elterliche Akzeptanz der jeweiligen weiterführenden Schule 

Formen der systematischen Vorbereitung der weiterführenden Schule auf die neuen 5. Klassen, u.a. 
durch die Nutzung von Vorerfahrungen der Grundschullehrkräfte und Dokumentation von Ent-
wicklungsständen

Formen der Vorbereitung auf den Übergang und „sanften Beginn“, u.a. durch Aufgreifen aus der 
Grundschule bekannter Rituale, durch Besuche der weiterführenden Schulen und deren Feste im 
Vorfeld, durch frühzeitiges Kennenlernen der künftigen Klassenlehrerinnen und -lehrer, durch Pa-
tinnen und Paten aus höheren Klassen, durch Aktivitäten zur Bildung einer Klassengemeinschaft, 
durch Schaffen „geschützter Räume“ auf dem Schulgelände für die Schulanfänger

Quelle: angelehnt an Berner et al., 2011, S. 13
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6.	 Transfer 

Ein weiterer zentraler Fokus der kommunalen Koordinierung im Übergangsmanagement 
ist, den Transfer von bewährten oder neu erarbeiteten Konzepten, Strategien und Pro­

dukten zu fördern. In diesem Zusammenhang ist aus der Transferforschung be­
kannt, dass die Transferwahrscheinlichkeit durch verschiedene Faktoren, wie 
beispielsweise den Nutzen, die Kompatibilität oder die Anwendbarkeit der 
Innovation beeinflusst wird (van Holt, 2014). Zunächst sollte der Transfer­

gegenstand genau benannt werden. Dies ist bedeutsam, da beispielsweise Ar­
beitsmaterial für eine konkrete Unterrichtseinheit leichter von Schule A in 

Schule B transferiert werden kann, als beispielsweise Konzepte zur Gestaltung 
von Lernzeiten. Ziel sollte jedoch sein, auch solche Innovationen zu transfe­
rieren, deren Anwendbarkeit anspruchsvoller ist. Nur wenn Innovationen aus 

Modellprojekten wie Schulen im Team erfolgreich transferiert werden können, 
kann dies langfristig zu einer Veränderung des gesamten Schulsystems führen, was auch 
das vornehmliche Ziel solcher Schulentwicklungsinitiativen im Rahmen des Übergangs­
managements darstellen sollte (Jäger, 2004). 

Gerade wenn der Transfergegenstand schwer fassbar ist, bedarf es einer Begleitung des 
Transfers, sodass Unterstützungsstrukturen geschaffen werden sollten, die eine ganzheit­
liche Begleitung gewährleisten. In diesem Kontext gibt die Transferforschung Hinweise, 
dass sich Faktoren wie etwa die Partizipation der Schulleitung, die Kooperation von Lehr­
kräften, Lehrerfortbildungen oder der Aufbau von schulübergreifenden Netzwerken för­
derlich auf den Transfer auswirken (Fullan, 2001; van Holt, 2014). Daneben stellt auch die 
Motivation aller am Transferprozess beteiligten Akteure ein essentielles Kriterium für ei­
nen erfolgreichen Transfer dar. Durch fehlende Motivation der Akteure kann der Trans­
ferprozess gestört werden (ebd.).

Im Projektkontext wurden daher heterogene Vernetzungs- und Austauschformate um­
gesetzt, um den Transfer zu befördern. Neben den schulischen Netzwerken, die die dort 
entstandenen Innovationen zur Gestaltung des Übergangs sowohl in die Einzelschule als 
auch für die weiteren Schulen innerhalb der Kommune oder darüber hinaus transferie­
ren, werden die Regionalen Bildungsbüros als Unterstützer für den gesamten Prozess be­
griffen. Sie fungieren als Schnittstellenakteure, die die Arbeit der schulischen Netzwer­
ke in verschiedenen Bereichen unterstützen und den Transfer sowohl auf der Ebene der 
Einzelschule als auch in die Region unterstützen und befördern. Dazu wurden inner­
halb des Projekts von den Kommunen verschiedene Informationskanäle genutzt, die fol­
gend kurz dargestellt werden sollen, um mögliche Wege des Transfers aufzuzeigen. Dazu 
wird außerdem deutlich, welche Akteure im Prozess zur Gestaltung des Übergangs in der 
Kommune eingebunden werden sollten, um den Transfer zu unterstützen. Auch wenn es 
hinsichtlich der Transferstrategien kein einheitliches Rezept geben kann, da sich beispiels­
weise kommunale Strukturen unterscheiden und sich im Generellen die Zielsetzungen zu 
den Vorhaben unterscheiden, erscheint es bedeutsam, bestimmte Akteure innerhalb der 
Kommune einzubinden, um den Transfer von Beginn an mitzudenken. 

Transfer vorbereiten und sicherstellen

Wie im Unterkapitel zur Einbindung relevanter Partner bereits aufgeführt wurde, ist es 
für ein kommunales Übergangsmanagement zunächst bedeutsam, dass Übergangsma­
nagement auf der kommunalpolitischen Agenda innerhalb der relevanten Gremien zu 
platzieren und relevante politische Akteure einzubinden. Die Akquirierung relevanter po­
litischer Akteure gewinnt zudem große Bedeutung, wenn es um den Transfer von erar­
beiteten Produkten und Strategien geht. Innerhalb der Projektkommunen wurden ver­
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schiedene Gremien, wie beispielsweise die Bildungskommission oder der Lenkungskreis 
als Plattform genutzt, um den Transfer von Anfang an mitzudenken und anzustoßen. 

Wir haben das Projekt und die zu erwartenden Ergebnisse vorgestellt und deutlich ge-
macht, dass wir uns einen Transfer wünschen, wenn die Strategien erprobt sind und sich 
bewähren. Somit ist den politischen Akteuren schon jetzt die Zielvorgabe bekannt. Die 
anderen Schritte können dann erst im Rahmen eines Transfers erfolgen, über den wir 
uns aber bereits jetzt am Anfang Gedanken machen müssen. 

Neben den politischen Entscheidungsträgern ist es auch notwendig, die Schulaufsichtsbe­
hörden frühzeitig einzubinden. Dies ist dahingehend entscheidend, da Produkte wie Un­
terrichtsmaterialien oder Diagnosebögen zur Kenntnis genommen und inhaltlich abge­
segnet werden müssen. Auch die Durchführung von Untersuchungen und Befragungen 
wird von der Bildungsadministration geregelt. Alle Maßnahmen, die über die Initiative 
einzelner Schulen hinausgehen und flächendeckend transferiert werden sollen, müssen 
entsprechend mit der Schulaufsicht abgestimmt werden.

Ganz, ganz wichtig ist, die drei oberen Schulaufsichten mit einzubinden, da gegebenen-
falls Produkte entstehen werden, die sie zur Kenntnis nehmen müssen, weil das mit den 
Lehrplänen übereinstimmen muss und wir ja auch die Unterstützung für den Transfer 
benötigen. 

Damit die schulische Netzwerkarbeit kein Selbstzweck bleibt und andere Schulen von den 
erarbeiteten Produkten und Strategien profitieren und einen Nutzen daraus ziehen kön­
nen, sollten frühzeitig auch die weiteren Schulen einbezogen und informiert werden. Hier 
bietet es sich beispielsweise an, zu schauen, welche weiteren Schulen sich noch in loka­
ler Nähe zu den schulischen Netzwerken befinden, sodass die Schulen voneinander ler­
nen können.

Die kommunale Gestaltung des Transfers 

Neben Veranstaltungen für die Netzwerke wurden für einen möglichst flächendeckenden 
Transfer auch Veranstaltungen für die weiteren Schulen der Kommune durchgeführt. Fer­
ner wurden in vielen Kommunen Fortbildungen und Transferveranstaltungen organisiert, 
sodass interessierte Schulen lernen konnten, wie spezifische Produkte konkret angewen­
det werden können. 

Der Transfer muss koordiniert werden und passiert nicht von alleine. Wann finden die 
ersten Konferenzen dazu statt, wann brauchen die Schulen Ansichtsexemplare der Pro-
dukte, welche Elternbegleitmaterialien benötigen sie, wer formuliert die Elternbriefe, 
und so weiter. Alle diese Fragen müssen koordiniert werden. 

Zudem wurden Broschüren sowie Pressemitteilungen erstellt, um weitere Schulen der 
Kommune aber auch die breite Öffentlichkeit zu erreichen. Als Anlass für Öffentlichkeits­
arbeit wurde beispielsweise die Veröffentlichung eines konkreten Netzwerkprodukts ge­
nutzt. 

Es wird jetzt eine weitere Pressekonferenz nächste Woche geben. Wir nehmen da die 
Hospitationen der Grundschülerinnen und Grundschüler in der Sekundarschule zum 
Anlass. Das wollen wir gern von der Presse begleiten lassen, um in dem Zusammenhang 
auch nochmal deutlich zu machen, dass die Arbeit am Übergang eigentlich alle Schulen 
aus dem Stadtteil betrifft.
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•	 Transferveranstaltungen für die Netzwerke, zur Reflexion über Bedingungen, 
Stolpersteine und Gelingensfaktoren  des Transfers

•	 Transferveranstaltungen für alle Schulen in der Kommune, auf denen Netzwerk-
produkte anwendungsorientiert vorgestellt werden

•	 Fortbildungen für Kollegien, um die Netzwerkergebnisse in ihrer Schule anzu-
wenden

Broschüren
•	 Wegweiser von der 4. Klasse in die 5. Klasse
•	 Übergangskalender

Pressemitteilungen •	 Um alle  Schulen der Kommune  und weitere interessierte Akteure auf ein be-
stimmtes Produkt aufmerksam zu machen

Onlineauftritte

•	 Um Strategien und Konzepte öffentlich zugänglich als Download zur Verfügung 
zu stellen

•	 Um über das Schulangebot der weiterführenden Schulen zu informieren

In diesem Teil des Praxisbandes wurden sechs wissenschaftlich abgeleitete zentrale Hand­
lungsfelder für das kommunale Übergangsmanagement vorgestellt. Für die operative Ge­
staltung des Übergangs von der Grundschule zur weiterführenden Schule haben sich 
schulische Netzwerke bewährt. In Teil III des Praxisbandes werden Ansätze zur Initiie­
rung und Begleitung von Schulnetzwerken am Übergang erläutert. Dabei werden beispiel­
haft vier verschiedenen theoretisch abgeleiteten Dimensionen von Unterstützungsleistun­
gen der Regionalen Bildungsbüros systematisiert dargestellt.

Transfer gestalten

Veranstaltungen
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Teil III 
Kommunale Unterstützung schulischer Netzwerke 
am Übergang

Schulische Netzwerke sind inzwischen ein anerkanntes und gut erforschtes Instrument 
zur Unterrichts- und Schulentwicklung (für zusammenfassende Ergebnisse siehe zum 
Beispiel Berkemeyer et al., 2015). In Schulnetzwerken arbeiten Lehrkräfte (sogenann­
te Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren) aus verschiedenen Schu­
len gemeinsam an der Entwicklung innovativer schulischer Konzepte. Insbesondere für 
den Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule ist dieses Format der 
Schulentwicklung ideal und wurde im Projekt Schulen im Team als Grundlage für die 
Entwicklungsarbeit gewählt. Die Forschung zu schulischen Netzwerken zeigt auch, dass 
Netzwerke ein kohärentes Netzwerkmanagement benötigen, um effizient arbeiten zu kön­
nen. Dieses kann im Falle von schulischen Netzwerken auch von einer externen Koor­
dinierungsstelle übernommen werden. Diese begleitende und unterstützende Rolle wur­
de im Projekt Schulen im Team von den Regionalen Bildungsbüros übernommen. Durch 
die wissenschaftliche Begleitung des Projekts wurden die Unterstützungsleistungen des 
Bildungsbüros daher genauer in den Blick genommen.

Den Regionalen Bildungsbüros in Nordrhein-Westfalen wird seitens der Bildungspoli­
tik eine koordinierende und unterstützende Funktion zugeschrieben. Um diese politische 
Zuschreibung empirisch zu prüfen, wurde im Rahmen des Projekts ein theoretisches Rah­
menmodell entwickelt, anhand dessen die Unterstützung durch Bildungsbüros verdeut­
licht werden kann (Järvinen, Sendzik, Sartory & Otto, 2015). Darüber hinaus eignet sich 
das Modell, um zu untersuchen, wie die Gestaltung des Übergangs unter Beteiligung Re­
gionaler Bildungsbüros von den schulischen Akteuren wahrgenommen wird – dies bildete 
eine weitere Leitfrage des Projekts.
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Das Modell beruht auf Erkenntnissen der Transfer- und Innovationsforschung, nach de­
nen Lehrkräfte besonders dann bereit sind, sich an Innovationsprojekten zu beteiligen 
und diese in die schulische Praxis zu übernehmen, wenn ihre selbstbestimmte, intrinsi­
sche Motivation gestärkt wird (Schellenbach-Zell & Gräsel, 2010). Um Professionalisie­
rung und Innovationsbereitschaft bei Lehrkräften zu steigern, ist es von Seiten der un­
terstützenden Akteure – in diesem Fall der Regionalen Bildungsbüros – daher besonders 
erstrebenswert, mittels ihrer Unterstützungsleistung die intrinsische Motivation zu för­
dern. Vier Dimensionen sollten dabei besonders berücksichtigt werden, die unter ande­
rem auf der Selbstbestimmungstheorie von Deci und Ryan (1993) und der pädagogischen 
Interessentheorie (Krapp & Prenzel, 1992) beruhen (Järvinen et al., 2015): Autonomieun­
terstützung, Kompetenzunterstützung, Unterstützung der sozialen Einbindung und Unter­
stützung durch Verdeutlichung der inhaltlichen Relevanz des zu bearbeitenden Themas. 
Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung wurde das Modell empirisch unter­
sucht. Dabei wurde aufgezeigt, welche Unterstützungsmaßnahmen in der jeweiligen Di­
mension von den Regionalen Bildungsbüros umgesetzt und wie diese Maßnahmen von 
den Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren eingeschätzt wurden. Allge­
mein zeigt sich, dass die Dimensionen adäquat abgebildet werden können und somit ei­
nen geeigneten Analyserahmen für die Erfassung von Unterstützungsleistungen der Re­
gionalen Bildungsbüros bieten (Järvinen et al., 2015). Netzwerkkoordinatorinnen und 
Netzwerkkoordinatoren schätzen die Tätigkeiten in den verschiedenen Unterstützungsdi­
mensionen grundsätzlich als relevant und hilfreich ein (Sartory, Jungermann & Järvinen, 
2017).

Im Folgenden werden die einzelnen Unterstützungsdimensionen des Modells und die 
zugehörigen empirischen Erkenntnisse detaillierter vorgestellt. Im Anschluss werden je­
weils die Erfahrungen und Tätigkeiten der Bildungsbüros ausführlich beschrieben und 
um Hinweise für die praktische Umsetzung ergänzt. 

1.	 Autonomieunterstützung

Im Rahmen der Autonomieunterstützung werden die schulischen Akteure durch das Bil­
dungsbüro hinsichtlich der Arbeitsprozesse für eine erfolgreiche Netzwerkarbeit beraten. 
Tätigkeiten in diesem Bereich dienen also dazu, jene organisatorischen Rahmenbedingun­
gen zu schaffen, die die Netzwerke zu einem selbstbestimmten und autonomen inhaltli­
chen Arbeiten befähigen. Die Analysen zu dieser Dimension konnten aufzeigen, dass sich 
ein Großteil der Unterstützungsleistungen der Regionalen Bildungsbüros im Bereich der 
Autonomieunterstützung ansiedeln lässt. Die Bildungsbüros unterstützen die schulischen 
Akteure, indem sie beispielsweise Hilfestellung bei der Netzwerkzusammenstellung geben 
oder Veranstaltungen organisieren, auf denen es darum geht, geeignete Arbeitsformen 
und Zielformulierungen für das Netzwerk zu finden und Grundlagen der Netzwerkarbeit 
zu vermitteln. Darüber hinaus geben sie im Sinne eines Prozessbegleiters bei Bedarf kons­
truktive Anregungen. Zudem vermitteln sie zwischen den Netzwerkkoordinatorinnen und 
Netzwerkkoordinatoren und den Schulleitungen, indem sie Rollen und Verantwortlichkei­
ten im Netzwerkprozess klären und gemeinsame Unterstützungsvereinbarungen initiieren.
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Diese Art der Unterstützung ist aus Sicht der Netzwerkkoordinatorinnen und Netz­
werkkoordinatoren besonders wichtig und relevant für die Netzwerkarbeit. Gerade bei 
der Zusammenstellung der Netzwerke und in der Zielfindungsphase sprechen sie dem 
Bildungsbüro aus ihrer Sicht eine zentrale Rolle zu. Auch die vom Bildungsbüro organi­
sierten Workshops zum Netzwerk- und Projektmanagement wurden als hilfreich einge­
schätzt, hier vor allem, wenn extern moderierte individuelle Workshops für das Netzwerk 
stattfanden. Zu berücksichtigen bleibt jedoch, dass die Erfahrungen der Netzwerkerinnen 
und Netzwerker sehr unterschiedlich sind. Workshops und Fortbildungen sollten dem­
nach an den Stand der Erfahrungen anknüpfen. Die Netzwerkteilnehmenden drückten 
auch zusätzliche Unterstützungsbedarfe aus, vor allem im Bereich des Transfers der Netz­
werkergebnisse in die Einzelschulen.

Allgemein zeigt die Erfahrung, dass es sich lohnt, bei der Autonomieunterstützung 
möglichst wenig regulierend tätig zu werden. Aufgrund des unterschiedlichen Erfah­
rungsniveaus der Netzwerkerinnen und Netzwerker im Bereich des Projekt- und Netz­
werkmanagements können Netzwerke, auch innerhalb einer Kommune, durchaus unter­
schiedlich behandelt werden.

Es gibt Netzwerke, die sehr selbstständig arbeiten und auch so eine Arbeitsstruktur ent-
wickelt haben, die jetzt also praktisch ohne Unterstützung auskommen. Und dann gibt 
es andere, die mich schon gebeten haben, wieder für das nächste Treffen einzuladen und 
dann nochmal so ein paar Inputs zu geben.

Von Seiten des Bildungsbüros ist es gut, einen Überblick über die Prozesse im Netzwerk 
zu haben, um im Zweifel korrigierend oder aufmunternd eingreifen zu können. 

Wir sind ja eigentlich immer ziemlich minimal-invasiv, um das mal so zu nennen. Aber 
meistens merke ich das immer so, wenn man länger von einem Netzwerk nichts hört, 
dann weiß man, die haben gerade einen Hänger. Und dann schreibe ich da Mails oder 
ich sage dann mal, „Ja, rufen Sie mich doch mal an. Ich erreiche Sie leider nicht.“ Und 
das sind so kleine Anstöße, aber das reicht dann schon. Aber dafür muss auch wirklich 
jemand da sein, der dranbleibt. 
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Dabei ist es gerade im Bereich der Autonomieunterstützung notwendig, darauf zu achten, 
dass die Unterstützungsleistungen des Bildungsbüros nicht als Kontrolle oder strikte Vor­
schriften wahrgenommen werden, sondern vielmehr als sinnvolle Angebote zur Verbes­
serung des Arbeitsprozesses. Dabei kann durchaus in einzelnen Netzwerktreffen lenkend 
eingegriffen werden, um zum Beispiel im Austausch mit den Netzwerkteilnehmenden zu 
überprüfen, ob Ziele realistisch gesetzt wurden und Prozesse funktionieren, auch um zu 
verhindern, dass die Netzwerke sich selbst zu sehr belasten.

Das kriegt so eine schöne Dynamik und ein sehr großes Engagement. Und das muss man 
gut kanalisieren, dass die sich nicht übernehmen. Damit die sich mit dem Schwung, den 
sie haben, nicht überfordern, sondern die weitere Arbeit auch wirklich realistisch geplant 
wird. Ich glaube, darauf muss man sehr achten. Damit man auf jeden Fall diese Dinge, 
die man jetzt angestoßen hat, beharrlich im Detail dann verfolgt und nicht übermütig 
wird. Bremsen nicht! Aber man muss es, glaube ich, im Blick behalten. Ich mache das, 
indem ich die Netzwerke dazu anhalte, selbst zu reflektieren: Wie realistisch ist das jetzt, 
was wir hier uns jetzt noch alles vornehmen?

Im Idealfall brauchen Netzwerke jedoch nur einen Anstoß für ihre Arbeit und werden 
dann zum „Selbstläufer“:

Das eine Netzwerk habe ich auch mit anmoderiert, aber das lief so schnell alleine… Ich 
bin dann zwar das ganze Treffen dabeigeblieben, habe auch nochmal drauf hingewiesen, 
dass ich bitte für das nächste Treffen gerne ein Ergebnisprotokoll hätte. Aber da merkte 
man so richtig, die brauchen uns überhaupt nicht!

Rollenverteilung beim Netzwerkmanagement

Das Netzwerkmanagement weist unterschiedliche Rollen auf, die auch mit unterschiedli­
chen Aufgaben verknüpft sind. Das Regionale Bildungsbüro zum Beispiel tritt als kommu­
nale Koordination auf und hat demnach auch eine Vermittlerrolle zwischen den Schulen. 
Die Schulleitungen hingegen schaffen an ihrer jeweiligen Schule die nötigen Rahmenbe­
dingungen und ermöglichen den Transfer in das Gesamtkollegium. Die Netzwerkkoordi­
natorinnen und Netzwerkkoordinatoren treten als die eigentlichen Innovatoren auf und 
bringen die Netzwerkarbeit voran. Hauptansprechpartner sind dabei die Netzwerkspre­
cherinnen und Netzwerksprecher.

Die Netzwerksprecherinnen und Netzwerksprecher sind für die Kommunikation zwi-
schen den Netzwerkkoordinatoren und dem Bildungsbüro verantwortlich: Termine 
einhalten, Einladungen schicken, Protokolle schicken. Das Bildungsbüro hat die Pro-
zessverantwortung und steuert, regelt die Finanzen, ist ein sehr gutes Backoffice im Hin-
tergrund, organisiert Veranstaltungen, nimmt die Bedarfe auf und kümmert sich. Die 
Schulleitungen unterstützen dadurch, dass sie kollegiale Hospitationen ermöglichen, 
dass sie die Kolleginnen und Kollegen vom Unterricht freistellen, dass sie eine positive 
Netzwerkhaltung in den Kollegien schaffen. 

Neben den übergeordneten Aufgaben in den Handlungsfeldern des kommunalen Über­
gangsmanagements, wie Budgetverantwortung, Gesamtprozesskoordination, kommuna­
le Strategieentwicklung und Bildungsmonitoring am Übergang (siehe Teil II), kann das 
Bildungsbüro auch konkrete Aufgaben übernehmen, die die Netzwerke entlasten. Wie 
stark sich das Regionale Bildungsbüro bei der Koordination bzw. Geschäftsführung der 
Netzwerktreffen einbringt, ist von den jeweiligen Netzwerken selbst abhängig und unter­
scheidet sich je nach kommunalem Kontext deutlich. Beispielsweise hat ein Bildungsbüro 
steuernde Tätigkeiten durchgeführt, indem es die Einladung und Erstellung der Tagesord­
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nung, die logistische Organisation (Räumlichkeiten und Verpflegung), sowie die Modera­
tion und Protokollführung auf den Netzwerktreffen übernommen hat. In anderen Fällen 
wurde eine Rotation bei der Organisation der Treffen über die einzelnen Schulen vorge­
nommen, so dass das Bildungsbüro lediglich die Protokollführung übernahm. Letzteres 
wird von den Netzwerken als besonders unterstützend angesehen und bietet andererseits 
dem Bildungsbüro die Möglichkeit, sehr intensive Einblicke in die Netzwerkarbeit zu be­
kommen und auf dem neusten Stand zu bleiben. Andererseits erfordert dies regelmäßige 
Anwesenheit bei den Netzwerktreffen und damit einen erhöhten Zeitaufwand. Alterna­
tiv kann vereinbart werden, dass die Netzwerke dem Bildungsbüro ein Ergebnisprotokoll 
im Anschluss an die Netzwerktreffen zukommen lassen. Eine weitere Aufgabe des Bil­
dungsbüros ist zum Beispiel auch die Unterstützung bei der Aufbereitung und Gestaltung 
von Produkten der Netzwerke (zum Beispiel Erstellen einer Druckvorlage und des finalen 
Layouts von Produkten, inhaltliche Zuarbeit zu einzelnen Produkten), um den Transfer 
der Produkte zu ermöglichen. Letztlich verantwortet das Bildungsbüro die Gesamtkoordi­
nation des Vernetzungsprozesses, angefangen von der strategischen Planung und Einbin­
dung der kommunalen Gremien, über die Netzwerkzusammenstellung und -begleitung 
durch unterstützende Tätigkeiten und übergreifende Veranstaltungen, bis zu Dokumenta­
tion und Transfer von Ergebnissen der Netzwerkarbeit.

Die von den Schulen entsendeten Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinato­
ren leisten die eigentliche Innovationsarbeit im Netzwerk. Im Projekt Schulen im Team 
benannte jede Schule zwei Personen für diese Aufgabe. Auf ihren regelmäßigen Netz­
werktreffen setzen sie gemeinsam Ziele für die Netzwerkarbeit, identifizieren Problem­
bereiche, bilden sich entsprechend fort und erarbeiten im Anschluss Lösungsvorschlä­
ge. Die erarbeiteten Konzepte erproben sie an ihren jeweiligen Schulen und holen dabei 
das Feedback der Kolleginnen und Kollegen in die Überarbeitungsschleifen ein. Nach er­
folgreicher Entwicklung und Erprobung sind die Netzwerkkoordinatorinnen und Netz­
werkkoordinatoren auch für den Transfer der Produkte in die Schule verantwortlich, in­
dem sie regelmäßig über den Fortschritt im Projekt auf Lehrer- oder Fachkonferenzen 
berichten und gegebenenfalls entsprechende Fortbildungen für die Kolleginnen und Kol­
legen durchführen. Für diese Entwicklungsarbeit sollten die Netzwerkkoordinatorinnen 
und Netzwerkkoordinatoren in regelmäßigem Austausch mit der Schulleitung stehen und 
von dieser in ihrer Arbeit unterstützt werden, beispielsweise durch Freistellung für Netz­
werktreffen, aber auch durch entsprechende Wertschätzung des zusätzlichen Engagements 
und der strukturellen Unterstützung des Transfers im Rahmen der Schulentwicklungsar­
beit. Im Idealfall sind konstant die gleichen Personen als Netzwerkkoordinatorinnen und 
Netzwerkkoordinatoren vertreten, um eine Kontinuität der Arbeit und der gemeinsamen 
Zielsetzungen zu gewährleisten. Dies ist aus ganz unterschiedlichen Gründen nicht immer 
über mehrere Schuljahre durchzuhalten, sollte aber schon bei der Besetzung der Positio­
nen mitbedacht werden. Wichtig ist auch, im regelmäßigen Austausch mit den anderen 
Schulen im Netzwerk zu sein und die Partner darüber zu informieren, wenn ein Wech­
sel der Netzwerkkoordination nötig ist. Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoor­
dinatoren qualifizieren sich durch ihre Tätigkeit und die damit verbundenen fachlichen 
Fortbildungen regelmäßig weiter und eignen sich entsprechend gegebenenfalls auch für 
weiterführende kommunale Schulentwicklungsarbeit. Der Kontakt zu diesen engagierten, 
bereits gut vernetzten und vernetzt denkenden Lehrkräften ist für die kommunale Koor­
dinierung daher überaus wertvoll.

Netzwerkkoordinatoren 
als Innovatoren
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In allen Netzwerken hat es sich als sinnvoll erwiesen, Netzwerksprecherinnen und Netz­
werksprecher zu benennen, die die interne Koordination der Arbeit im Netzwerk über­
nehmen. Für das Regionale Bildungsbüro ist es besonders hilfreich, eine feste Ansprech­
partnerin oder einen festen Ansprechpartner je Netzwerk zu haben. Erstrebenswert ist es, 
dass die Sprecherinnen und Sprecher die Einladung und gegebenenfalls die Moderation 
und Protokollführung zu Netzwerktreffen selbst übernehmen, den Überblick über Kon­
taktdaten im Falle von Wechseln bei den Netzwerkteilnehmenden der einzelnen Schulen 
halten, und den Informationsfluss zwischen dem Netzwerk und dem Bildungsbüro sicher­
stellen. Vorteilhaft ist natürlich, wenn die Netzwerksprecherinnen und Netzwerksprecher 
bereits Moderationserfahrung haben, zum Beispiel als Mitglied im Kompetenzteam oder 
der Schulleitung. Auch ein jährliches Rotationsverfahren bei der Wahl der Netzwerkspre­
cherin oder des Netzwerksprechers ist möglich, um die Arbeitsbelastung auf mehrere 
Schultern zu verteilen. Regelmäßige übergreifende Treffen aller Netzwerksprecherinnen 
und Netzwerksprecher eignen sich, um Absprachen und gemeinsame Vereinbarungen zu 
treffen, zum Beispiel wenn Netzwerke an ähnlichen Themen arbeiten, sowie um Arbeits­
ergebnisse und weitere Informationen auszutauschen und Strategien für den Transfer der 
Ergebnisse in die Kommune zu erarbeiten. In der Praxis hat es sich allerdings als zeitlich 
schwer durchführbar erwiesen, mehrere Treffen pro Schulhalbjahr zu organisieren. Hier 
sollte gut abgewogen werden, wann und wie viele Treffen stattfinden sollen, oder ob die­
se beispielsweise in andere netzwerkübergreifende Veranstaltungen eingebunden werden 
können.

Für gelingende Netzwerkarbeit ist es unabdingbar Schulleitungen von Anfang an mit ein­
zubeziehen. Diese sind wichtige Promotoren der Netzwerkarbeit. Sie sorgen dafür, dass 
der Netzwerkarbeit die gebührende Bedeutung im Rahmen der allgemeinen Schulent­
wicklung zugesprochen wird. So kann der Transfer der Arbeitsergebnisse in das Gesamt­
kollegium im Grunde nur sichergestellt werden, wenn Schulleitungen hinter den Zielen 
der Netzwerkarbeit stehen und diese als wichtigen Bestandteil ihrer Schulentwicklungs­
strategie ansehen. In einer Kommune wurden die übergeordneten Ziele der Netzwerkar­
beit beispielsweise im Vorfeld von den Schulleitungen der Netzwerkschulen festgelegt und 
zu Beginn der Netzwerkarbeit den Netzwerken mitgegeben. In einer anderen Kommune 
wurden im Rahmen eines Schulleitungstreffens die Erwartungen an die Führungsperso­
nen vorgestellt, in der Gruppe diskutiert und mit für alle klar nachvollziehbaren Verein­
barungen festgehalten.

Die Schulleitungen wurden dann wieder aufgeteilt nach den drei Netzwerken und die 
Gruppen hatten den Arbeitsauftrag zu überlegen, welcher Unterstützungsbedarf da ist 
und wie wir diesen leisten. Dann haben wir uns gemeinsam auf Kernpunkte geeinigt. 
Die sind zwar nicht in Vertragsform festgehalten und unterschrieben, aber es ist ver-
bindlich mit allen abgesprochen und festgehalten, wie die Arbeit hier in den Netzwerken 
organisiert wird und wie die Schulleitungen dabei unterstützen. 

Durch die Zuteilung von Entlastungsstunden für die Koordinatorinnen und Koordinato­
ren oder deren Freistellung für Netzwerktreffen, Fortbildungen sowie schulübergreifende 
Hospitationen unterstützen die Schulleitungen die reibungslose Durchführung der Netz­
werkarbeit und setzen entsprechende Anreize zur Mitarbeit. Zu ihren weiteren Unter­
stützungstätigkeiten gehört die Förderung einer positiven Netzwerkkultur, die Kommu­
nikation mit internen schulischen Gremien (Lehrer-, Fach- und Schulkonferenzen), die 
Bereitstellung von Räumlichkeiten für Netzwerktreffen oder das Einwerben von zusätzli­
chen Mitteln für die Netzwerkarbeit.

Netzwerksprecher als 
Bindeglied

Schulleitungen als 
Promotoren der 
Netzwerkarbeit
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Netzwerkzusammenstellung

Zu Beginn der Netzwerkarbeit steht die Netzwerkzusammenstellung an. Hierzu eignen 
sich verschiedene Vorgehensweisen. Zunächst sollten alle Schulen über das Projekt, sei­
ne Rahmenbedingungen und Zielsetzungen informiert werden. Eine eigene Informa­
tionsveranstaltung kann hierfür einberufen werden, geeignete Foren sind aber auch die 
Schulleiterdienstbesprechungen der verschiedenen Schulformen oder bereits existieren­
de Stadtteil-Bildungsforen, in denen alle Schulen vertreten sind. Kriterien, die bei der 
Zusammenstellung der Netzwerke am Übergang berücksichtig werden können, sind die 
Anzahl der Schülerinnen und Schüler, die von der Grundschule zur jeweiligen weiter­
führende Schulen wechseln, die räumliche Nähe der Schulen sowie bereits vorhandene 
Kooperationsbeziehungen und Kontakte zwischen den Schulen.

Die meisten Kommunen im Projekt Schulen im Team haben sich wenig in die Netz­
werkfindung eingebracht, sondern diese möglichst eigenständig von den Schulen ini­
tiieren lassen. Hierbei ist der Vorteil, dass bereits bestehende Kontakte zwischen Schu­
len aufgegriffen werden und die Schulen auch den besten Überblick darüber haben, an 
welche weiterführenden Schulen die Schülerinnen und Schüler hauptsächlich gehen, und 
von welchen Grundschulen sie kommen. Interessierte Schulen, die sich nach der Infor­
mationsveranstaltung melden, werden in diesem Fall dazu angehalten, die Partnerschulen 
selbst zu kontaktieren. Das Bildungsbüro steht dabei beratend zur Seite.

Wir haben hier bei uns versucht, dass die Netzwerke sich selbst finden. Die haben auch 
selbst entschieden, dass sie so und so, in der und der Zusammensetzung zusammenar-
beiten und wir haben versucht, möglichst wenig zu regulieren. 

Alternative Möglichkeiten sind, dass das Bildungsbüro Schulen in räumlicher Nähe direkt 
anspricht. Dies eignet sich vor allem, wenn Netzwerke um eine neu zu gründende weiter­
führende Schule gebildet werden, oder wenn das Netzwerkthema alle Schulen im Stadt­

Regionales  
Bildungsbüro

•	 Gesamt-Projektverantwortung, Budgetverantwortung 
•	 Projektdokumentation
•	 Prozesskoordination, Organisation von Veranstaltungen
•	 Sicherstellen der internen Kommunikation und der Öffentlichkeitsarbeit
•	 Erarbeitung eines kommunalen Handlungsplans

Netzwerk- 
koordinatoren

•	 Erarbeitung von Instrumenten, Konzepten etc. in den Netzwerken
•	 Rückkopplung mit Schulleitungen
•	 Transfer in Kollegien

Netzwerksprecher

•	 Ansprechpartner für das Bildungsbüro, Weiterleitung von Informationen
•	 Geschäftsführung des Netzwerkes (Einladung, Protokollführung)
•	 Überblick über die Netzwerkteilnehmenden
•	 Netzwerkübergreifende Kommunikation, Teilnahme an Netzwerksprecher-

Treffen

Schulleitungen

•	 Förderung einer positiven Netzwerkkultur
•	 Zielabsprachen und Kommunikation mit anderen Schulleitungen,  

schulischen Gremien, Gesamtkollegium
•	 Organisatorische Unterstützung der Netzwerkarbeit (Freistellungen,  

Hospitationen)
•	 Unterstützung des Transfers und der langfristigen Verankerung

Rollenverteilung beim 
Netzwerkmanagement 

Quelle: angelehnt an ein Beispiel aus dem Regionalen Bildungsbüro Bochum
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teil betrifft. Auch thematische Netzwerke können gebildet werden, zum Beispiel zur Bi­
lingualität. In diesem Fall spielt die Lage eine geringere Rolle. Um die Netzwerkfindung 
zu lenken, eignet es sich, Steckbriefe der beteiligten Schulen im Vorfeld vor dem ersten 
Netzwerktreffen an die Schulen zu verschicken, in denen das Schulprofil, Schülerzahl und 
soziale Zusammensetzung, sowie Schwerpunkte des Schulprogramms und des Ganztags 
vorgestellt werden. Zur Aufgabe des Bildungsbüros bei der Netzwerkzusammenstellung 
gehört es auch, neue Schulen anzusprechen und für die Zusammenarbeit zu gewinnen, 
wenn Schulen aus bestehenden Netzwerken ausscheiden. Nach erfolgreicher Netzwerkzu­
sammenstellung sollte ein Kooperationsvertrag zwischen den Schulen und dem Bildungs­
büro abgeschlossen werden, in dem die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit fest­
gehalten werden.

Zielfindungsworkshops/Kick-off-Veranstaltung

Um langfristig möglichst eigenständiges Arbeiten der Netzwerke zu ermöglich, ist der 
Start in die Netzwerkarbeit besonders wichtig. Hierfür eignet sich ein Zielfindungswork-
shop, bei dem sowohl die übergeordneten Grob- und Feinziele für die gemeinsame Arbeit 
festgelegt werden, also auch ein erster Zeitplan mit konkreten zu erreichenden Meilenstei­
nen und die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit im Netzwerk.

In den meisten Kommunen im Projekt Schulen im Team wurden diese Workshops im 
Rahmen netzwerkspezifischer Termine durchgeführt und von einer externen Moderato­
rin oder einem externen Moderator geleitet. Alternativ dazu wurde das erste Treffen vom 
Bildungsbüro einberufen und koordiniert. Eine weitere Möglichkeit ist, die Zielfindung 
auf einer übergeordneten Veranstaltung für alle Netzwerke zu initiieren und dabei einzel­
ne Arbeitsphasen für die jeweiligen Netzwerke in getrennten Räumlichkeiten vorzusehen.

In jedem Fall sollten der Moderatorin oder dem Moderator die Schwerpunkte und die 
übergeordneten Ziele für den Kick-off-Workshop klar sein. Aufgabe der moderierenden 
Person ist, die Zielfindung zu ermöglichen und die Gruppe in ihrer Arbeitsplanung an­
zuleiten. Dabei können Ideen und Anregungen aus anderen Netzwerken gegeben werden. 
Wichtig ist jedoch, dass weder seitens der Moderation noch seitens der Bildungsbüros  
inhaltliche Vorgaben gemacht werden: Ziele und Arbeitsschwerpunkte sollten von den 
Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren selbst erarbeitet werden.

Das waren schon interessante Prozesse und bei dieser Kick-off-Veranstaltung haben die 
Netzwerke dann auch eine sehr klare Zieldefinition erarbeitet und dadurch hat sich eine 
große Zufriedenheit eingestellt, weil eine Transparenz für alle da ist: Wo wollen wir ge-
meinsam hin, wer hat welche Aufgaben, wer leistet was in der Schule. Das haben alle als 
äußerst hilfreich empfunden und den Tag genossen. 
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Reflexionstage

Um die Netzwerke in ihrem Arbeitsprozess zu unterstützen, bietet es sich an, nach einiger 
Zeit Reflexionsworkshops durchzuführen, um den Stand der Dinge festzuhalten, die Ziel­
erreichung zu überprüfen und gegebenenfalls eine Neuausrichtung zu beschließen. Ein 
geeigneter Zeitpunkt ist entweder zwei bis drei Monate nach der Kick-off-Veranstaltung 
oder etwa zur Hälfte der Projektlaufzeit. Auch dieser Workshop sollte im Idealfall extern 
moderiert werden und einen Coaching-Charakter haben. 

Es sind im Grunde Coachingtage für die Netzwerke. Die sind entstanden, als wir ge-
merkt haben, dass die erste Euphorie weg ist, und den Eindruck hatten, an der ein oder 
anderen Stelle könnten die Netzwerke jetzt vielleicht nochmal einen Blick von außen 
gebrauchen, der ihnen sagt, da steht ihr, das habt ihr schon erreicht und da wollt ihr hin, 
und ihnen hilft, sich selbst zu vergewissern. Das haben wir als Pflichtveranstaltung für 
alle Netzwerke eingeführt und es hat sich rumgesprochen, dass das positiv ist.

Kennenlernen
•	 Wer arbeitet im Netzwerk mit?
•	 Welche Schulen sind im Netzwerk vertreten? 

Themensetzung
•	 Welches übergeordnete Thema soll bearbeitet werden? (z.B. Diagnose im 

Übergang, Anpassung von Unterrichtsinhalten am Übergang in einzelnen 
Fächern, Lernkultur und gegenseitiges Kennenlernen am Übergang, etc.)

Zielsetzung
•	 Was sind langfristige, mittelfristige und kurzfristige Ziele der Netzwerk

arbeit?
•	 Sind diese Ziele realistisch und umsetzbar (SMART)?

Meilenstein-/  
Zeitplan

•	 Was sind einzelne operative Arbeitsschritte zum Erreichen der Ziele (Meilen-
steine)? 

•	 Welcher Zeitplan ist realistisch für die Netzwerkarbeit?

Finanzplan •	 Welche Ressourcen stehen zur Verfügung? 
•	 Welche Ressourcen werden wofür benötigt?

Organisation der 
Zusammenarbeit

•	 Wie häufig und wo sollen Netzwerktreffen stattfinden? 
•	 Wer ist Netzwerksprecher und übernimmt die Koordination, Protokollfüh-

rung, Einladung zu Netzwerktreffen?

Transfer

•	 Wie kann der Transfer der Netzwerkarbeit von Anfang an sichergestellt 
werden?

•	 Wer muss informiert/involviert werden (Schulleitungen, Kollegien, Fachkon-
ferenzen, Schulaufsicht…)?

Themen einer Kick-off- 
Veranstaltung
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2.	 Kompetenzunterstützung

Kompetenzunterstützung liegt dann vor, wenn die schulischen Akteure durch das Re­
gionale Bildungsbüro bei der inhaltlichen und fachlichen Gestaltung der Netzwerkar­
beit beraten werden. Die wissenschaftlichen Ergebnisse zeigen, dass die Regionalen Bil­
dungsbüros in dieser Unterstützungsdimension aktiv sind. Etwa berichten die Regionalen 
Bildungsbüros, dass sie verschiedene netzwerkübergreifende oder netzwerkinterne Fort­
bildungen organisieren, um den Netzwerken einen externen Input zu ihrem Arbeits­
schwerpunkt zu ermöglichen. Auch Hinweise auf Fachtagungen zu relevanten Themen 
fallen in diesen Bereich. Zudem werden den Netzwerken Materialien und Literaturhin­
weise zum Übergang und zur Übergangsgestaltung zur Verfügung gestellt. Außerdem las­
sen sich Aussagen im Material finden, die aufzeigen, dass die Regionalen Bildungsbüros 
im Sinne einer Prozessberatung gemeinsam mit den Netzwerken Übergangsmaterialien 
konzipieren und dabei auch inhaltliche Rückmeldungen geben. Ziel der Bildungsbüros in 
dieser Dimension ist es, die Netzwerke in ihrer fachlichen Kompetenzentwicklung zu un­
terstützen.

Ich würde sagen, dass die Netzwerke mich wahrnehmen als jemand, der sie unterstützt 
und ihnen Arbeit abnimmt, wofür sie auch immer sehr dankbar sind. Zum Beispiel su-
che ich für sie Referenten für Fortbildungen. Das ist sehr erleichternd für Lehrkräfte, 
wenn sie nicht alles selbst machen müssen. Ich merke, dass sie sich dadurch auch sehr 
wertgeschätzt fühlen. Ich sehe mich da in der Position des Zulieferers und stelle die Kon-
takte her. Und dadurch kommt natürlich auch etwas in Bewegung. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bildungsbüros müssen nicht selbst das nötige 
Fachwissen haben, um Netzwerke inhaltlich zu beraten und ihre fachliche Kompetenz­
erweiterung zu fördern. Eine inhaltliche Fachberatung würde auch der Rolle der Bil­
dungsbüros entgegenstehen, die ja als Koordination des Netzwerkprozesses auftreten und 
sich nicht im Detail inhaltlich an der Netzwerkarbeit beteiligen. Vielmehr geht es darum, 
die Netzwerke bei ihrer eigenen Fortbildungsplanung zu unterstützen.

Mögliche Fragestellungen für Reflexionstage

Was haben wir bisher erreicht und welche Erfolge haben wir schon gefeiert?

Wo stehen wir in Bezug auf unsere Ziele? Was genau hat uns unserem wichtigsten Ziel näher ge-
bracht? 

Wie zufrieden sind wir mit unseren Fortschritten und den Arbeitsprozessen? 

Was ist gut gelaufen, was ist schlecht gelaufen?

Müssen wir irgendwo nachsteuern oder unsere Zusammenarbeit neu regulieren?

Was sind die nächsten Schritte im Prozess?
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Überraschenderweise wird diese Dimension von den Netzwerkkoordinatorinnen und 
Netzwerkkoordinatoren als am wenigstens relevant eingeschätzt. Dies kann unter ande­
rem daran liegen, dass im Bildungsbüro nicht zwingend fachliche Expertinnen und Ex­
perten angestellt sind. Jedoch stimmt die Mehrheit der Netzwerkkoordinatorinnen und 
Netzwerkkoordinatoren zu, dass die Netzwerke bei Schwierigkeiten jederzeit auf die in­
haltlichen Impulse des Regionalen Bildungsbüros, beispielsweise in Form von Fortbildun­
gen oder Literaturhinweisen, zurückgreifen können, was sie auch als gleichermaßen rele­
vant für die Netzwerkarbeit beurteilen. Weiterhin stufen die Netzwerke es als bedeutsam 
ein, dass das Regionale Bildungsbüro unterstützend tätig ist, um die Netzwerkarbeit fach­
lich und inhaltlich zu verbessern. Für den Austausch zwischen Netzwerken mit ähnlichen 
Arbeitsschwerpunkten zeigt sich, dass zentral vom Bildungsbüro organisierte – und damit 
gegenüber den Schulleitungen legitimierte – eintägige Arbeitstreffen hilfreich sein kön­
nen, um gemeinsam an Netzwerkprodukten zu arbeiten.

Bereitstellung von Informationsmaterial

In der laufenden Netzwerkarbeit kann das Bildungsbüro regelmäßig Informationen zum 
Übergang bereitstellen und auf interessante Tagungen und neue Publikationen hinweisen. 
In einer Kommune wurden die Netzwerke zu Beginn der Arbeit mit einem Materialord­
ner versorgt, in dem Publikationen enthalten sind.

Wir haben den Netzwerken zu ihrem Auftakt einen umfangreichen Ordner mit ganz 
viel Material zur Verfügung gestellt. Mit wissenschaftlichen Artikeln, mit Kurzzusam-
menfassungen von Untersuchungen, mit Adresslisten für die Netzwerke untereinander, 
mit so ein bisschen Aufmerksamkeiten auch, einem schicken Kugelschreiber und solche 
Sachen. Diese Ordner sind sehr gut angekommen. 

Kompetenz- 
unterstützung

Autonomie-
unterstützung

Unterstützung  
durch  

Verdeutlichung  
der inhaltlichen  

Relevanz

Unterstützung der 
sozialen  

Einbindung

Beratung bei der inhaltlichen 
und fachlichen Gestaltung  

der Netzwerkarbeit

•	 Rückmeldung/Feedback 
zu Fortschritten und 
Verbesserungsmöglichkeiten

•	 Inhaltliche Impulse und 
Themenvorschläge

•	 Bereitstellung von Materialien 
für die Bearbeitung der 
Netzwerkthemen

•	 Inhaltliche Unterstützung 
durch Fortbildungen und 
Literaturhinweise

…

Kompetenz- 
unterstützung



62 Teil III: Kommunale Unterstützung schulischer Netzwerke am Übergang

Netzwerkübergreifende Veranstaltungen

Netzwerkübergreifende Veranstaltungen in der Kommune sind zum Beispiel Meilenstein­
tagungen, Impulstage, Transferveranstaltungen oder netzwerkübergreifende Fortbildun­
gen. Diese eignen sich besonders, um bestimmte Inhalte und Kompetenzen, die in der 
Kommune als relevant angesehen werden, über alle Netzwerke zu verbreiten. Sie sind 
auch das geeignete Format, bei dem sich Netzwerke gegenseitig beraten können, wenn 
Raum für Austausch über bereits stattgefundene Treffen oder die bereits entstandenen 
Produkte und Strategien des Übergangsmanagements vorgesehen ist. Ebenso wichtig ist 
aber auch die Tatsache, dass die Netzwerke sich als Teil einer kommunalen Gesamtstrate­
gie im Bereich Übergang wahrnehmen und Wertschätzung und Anerkennung für die ge­
leistete Arbeit erfahren.

Die Meilensteinveranstaltung war für uns auch intern ein Meilenstein. Man konnte 
zwar immer verfolgen, woran die Netzwerke arbeiten. Aber auf der Veranstaltung hat-
ten wir zum ersten Mal einen tiefen Einblick in die eigentlichen Produkte und das, was 
die Netzwerke bis dahin geleistet hatten, was an Produkten erstellt worden ist. Und wir 
waren alle sehr angetan. Das hat uns eigentlich erstmal auch in so eine euphorische 
Stimmung versetzt und hat dann aber gleichzeitig neue Fragen freigesetzt: Wie geht man 
jetzt mit diesen hohen Erwartungen, die man an sich selbst und an das Produkt hat, 
weiter um? Wie ist der Transfer möglich und wie tief betreibt man das? Aber die Meilen-
steinveranstaltung selbst hat allen aus unterschiedlichen Sichtweisen sehr viel gebracht.

Unterstützung netzwerkinterner Fortbildungen

Ein weiterer wichtiger Bereich ist die Unterstützung bei der Durchführung netzwerkinter­
ner Fortbildungen, zum Beispiel durch die Suche nach und Vermittlung von geeigneten 
Fortbildnerinnen und Fortbildnern, die Expertise im vom Netzwerk gewählten Schwer­
punktthema haben, oder auch durch die Unterstützung bei der Veranstaltungslogistik, 
zum Beispiel bei der Suche nach Räumlichkeiten und Catering-Möglichkeiten.

Fortbildner finden

Um geeignete Fortbildnerinnen und Fortbildner zu finden, kann Kontakt zur Schulauf­
sicht und deren Fortbildungspools aufgenommen werden (in Nordrhein-Westfalen sind 
dies die über die Bezirksregierungen koordinierten Kompetenzteams). Auch Landesins­
titute für Schulqualität haben häufig einen Fortbildner-Pool, zum Beispiel zur Prozess­
begleitung und Moderation. Schulberatungsstellen der Kommune, die Jugendhilfe, oder 
die kommunalen Integrationszentren sind weitere hilfreiche Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartner. Für konkrete Themen, wie beispielsweise Didaktik, individuelle Förde­
rung oder Sprachbildung, können Fortbildnerinnen und Fortbildner auch bei Universitä­
ten und Forschungsinstituten angefragt werden. Eine weitere Quelle, um auf Fortbildne­
rinnen und Fortbildner zu stoßen, sind die Programme von relevante Fachtagungen und 
Konferenzen. Auch Experten aus anderen Kontexten beispielsweise zum Projekt-, Netz­
werk- oder Wissensmanagement oder Moderatoren zu Innovationsprozessen können rele­
vante neue Perspektiven einbringen. Es empfiehlt sich, bereits frühzeitig eine Kontaktliste 
aller recherchierten Fortbildnerinnen und Fortbildner und Referentinnen und Referenten 
mit ihren Kontaktdaten und Schwerpunktthemen anzulegen und laufend zu erweitern.
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Individualisiertes 
Lernen

•	 Individualisierung und Differenzierung
•	 Differenziertes Unterrichten, Diversität, individuelles Lernen 
•	 Kompetenzorientiertes Lernen 
•	 Kompetenzraster 
•	 Begleitende Fortbildung zum Kompetenzpass: Arbeit mit dem Kom-

petenzpass, Kompetenzorientierter Unterricht, Aufgabenstellung & 
Diagnostik 

•	 Gehirngerechtes Lernen

Umgang mit  
Heterogenität  
am Übergang

•	 Schwierige Elterngespräche
•	 Umgang mit schwierigen Schülern und ADHS 
•	 Lernschwierigkeiten am Übergang 
•	 Inklusion
•	 Kulturelle Heterogenität, Kinder und Jugendliche mit Fluchterfahrung
•	 Begabtenförderung
•	 Durchgängige Sprachbildung

Methoden und  
Rituale 

am Übergang

•	 Methoden am Übergang
•	 Classroom Management 
•	 Verstärkersysteme

Beratung

•	 Beratung am Übergang
•	 Beratung im Umgang mit herausfordernden Situationen 
•	 Beratung von psychisch kranken Eltern
•	 Burn-out-Prävention für Lehrkräfte
•	 Schulrecht

Mögliche Fortbildungs­
themen am Übergang

3.	 Unterstützung der sozialen Einbindung

Bei der Unterstützung der sozialen Einbindung steht das Arbeitsklima im Netzwerk im 
Fokus. Praktisch gewendet bedeutet dies, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Regionalen Bildungsbüros den Netzwerken bei der Konstituierung eines Arbeitsteams zur 
Seite stehen, das sich zusammengehörig fühlt und konstruktiv zusammenarbeitet. Der 
Aufbau eines solchen Teamgedankens kann beispielsweise durch Veranstaltungen erfol­
gen, auf denen der Austausch und das gegenseitige Kennenlernen im Vordergrund stehen 
und das Zusammengehörigkeitsgefühl gestärkt werden soll. Neben solchen Auftaktveran­
staltungen berichten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regionalen Bildungsbüros 
ferner, dass auch informelle Treffen, wie beispielsweise ein gemeinsames Essen, initiiert 
wurden, um das Wir-Gefühl zu stärken. 
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Bezüglich der Unterstützung der sozialen Einbindung geben auch die Netzwerkkoordi­
natorinnen und Netzwerkkoordinatoren an, diese Form der Unterstützung als relevant 
wahrgenommen zu haben. So halten es beispielsweise zwei Drittel der Netzwerkerinnen 
und Netzwerker für bedeutsam, dass das Regionale Bildungsbüro zu einer angenehmen 
Arbeitsatmosphäre im Netzwerk beiträgt. Zudem erachtet es die Mehrheit der Netz­
werkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren als relevant, dass im Falle von Un­
stimmigkeiten im Netzwerk das Regionale Bildungsbüro kontaktiert werden kann. Be­
sonders hervorgehoben werden zudem die besonderen Bemühungen der Regionalen 
Bildungsbüros auf den zentralen Veranstaltungen auch einen netzwerkübergreifenden Ge­
meinschaftssinn innerhalb des Projekts zu etablieren.

Gegenseitiges Kennenlernen ermöglichen

Der persönliche Kontakt ist das A und O der Netzwerkarbeit – nur so kann das volle Po­
tenzial des Netzwerks ausgeschöpft werden. Dabei zählt in erster Linie der schulformüber­
greifende Kontakt der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Netzwerks selbst. Daher ist 
es sinnvoll, neben den ohnehin netzwerkinternen Netzwerktreffen auch ganztägige Team­
tage, Zielfindungsworkshops und Reflexionstage nur für das Netzwerk zu organisieren, 
um ein intensives Kennenlernen zu ermöglichen.

Die Netzwerke haben das also auch im Sinne eines Teamgedankens als äußerst positiv 
empfunden, weil man da mal einen ganzen Tag Zeit hatte, sich auch ein bisschen ken-
nenzulernen. Manche Kollegen kannten sich einfach nicht, haben auch noch nie zusam-
mengearbeitet. Dafür war das wichtig, um diesen Teamgedanken entstehen zu lassen 
und sich auch tatsächlich über das Projekt bewusst zu werden. 

Aber auch der netzwerkübergreifende Kontakt innerhalb der Kommune (z.B. bei Aus­
tauschveranstaltungen und Netzwerksprechertreffen) und der kommunenübergreifende 
Austausch (im Projekt Schulen im Team wurde dieser im Rahmen von jährlichen Impuls­
tagen vom Institut für Schulentwicklungsforschung organisiert) sind relevant, um sich ge­
genseitig über Materialien und Fortschritte zu informieren. Auf diesen Veranstaltungen 
erleben sich die Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren als Teil einer 
umfassenden Bewegung für mehr Gerechtigkeit am Übergang von der Grundschule zur 

Kompetenz- 
unterstützung

Autonomie-
unterstützung

Unterstützung  
durch  

Verdeutlichung  
der inhaltlichen  

Relevanz

Unterstützung  
der sozialen  
Einbindung

Auf das Arbeitsklima bezogene 
Beratung der Netzwerke

•	 Einbezug aller am Netzwerk 
beteiligten Akteure

•	 Rahmenbedingungen für 
soziale Umgangsweise und eine 
ausgeglichene Arbeitsteilung

•	 Organisation von 
Veranstaltungen für ein 
erstes Kennenlernen der 
Netzwerkakteure

•	 …

Unterstützung der 
sozialen Einbindung
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weiterführenden Schule. Um den Austausch zu ermöglichen, empfiehlt es sich, das offizi­
elle Programm nicht zu umfangreich zu gestalten, sondern bewusst ausgiebige Zeiten für 
Mittags- und Kaffeepausen, offenes Arbeiten oder einen Markt der Möglichkeiten einzu­
planen. Erfahrungsgemäß finden in diesen selbstbestimmten Phasen die für die Teilneh­
merinnen und Teilnehmer interessantesten Gespräche statt.

Wertschätzende Atmosphäre schaffen

Alle Bildungsbüros heben hervor, wie wichtig und motivationsfördernd eine wertschät­
zende Atmosphäre im Projekt ist. Hier werden von Schulen und vor allem von Netz­
werkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren innovative Schulentwicklungs­
maßnahmen initiiert, und dies zum größten Teil ohne angemessene Entlastung. Umso 
wichtiger ist, dass die Arbeit und das Engagement gesehen, wertgeschätzt und entspre­
chend auch innerhalb der Kommune weiter kommuniziert werden. Um diese Wertschät­
zung auszudrücken, eignen sich die übergreifenden Veranstaltungen, denen ein entspre­
chend feierlicher Rahmen gegeben werden sollte. 

Die Teilnehmenden sind alle sehr engagiert und haben sich total darüber gefreut, dass 
sie einfach mal zum Essen eingeladen werden. Sie fanden das einfach toll, weil das mal 
etwas Informelles war. Die haben sich auch viel ausgetauscht, auch Fachliches, das hat 
man schon mitgekriegt, und wir haben auch Absprachen getroffen für das nächste Halb-
jahr. Aber der Fokus war informell und war wertschätzend und das war gut. Sie haben 
sich total gefreut, auch mal eine Anerkennung zu erhalten für das, was sie in dem Jahr 
geleistet haben. Wir wollen ja auch, dass sie wertschätzend mit den Schülerinnen und 
Schülern umgehen und wollen ressourcenorientiert arbeiten, und da muss man auch mit 
den Lehrkräften im Projekt so umgehen. 

Einen geeigneten Rahmen bieten zum Beispiel Auftaktveranstaltungen, bei denen das 
Entwicklungsvorhaben feierlich initiiert und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer offi­
ziell begrüßt werden. Dies kann symbolisch mit der Unterzeichnung der Kooperations­
vereinbarung oder der Übergabe von Projektplaketten/Teilnahmeurkunden gefeiert wer­
den. Auch das Erreichen von Meilensteinetappen kann gefeiert werden, ebenso wie die 
offizielle Vorstellung und Veröffentlichung von Ergebnissen der Entwicklungsarbeit. Nicht 
zuletzt sind natürlich Abschlussfeiern der ideale Ort, um Engagement zu würdigen, ent­
standene Produkte anzuerkennen, und „einfach zu feiern“. Manche Bildungsbüros haben 
auch bei der Erweiterung eines Netzwerks zu einem informellen Abendessen eingeladen. 
Bei jedem dieser Formate steht nicht die inhaltliche Arbeit im Vordergrund, sondern die 
symbolische Signalwirkung, die damit die Atmosphäre im Projekt stark prägt.

Das Format Auftaktveranstaltung hat sich bei uns schon bewährt. Inhaltlich haben wir 
nur ein paar Punkte zum Projekt gesagt. Und ansonsten einfach einen feierlichen Rah-
men in einem Hotel geschaffen, mit ein bisschen Sekt am Ende, damit es so eine Art 
Initiation ist. Das Format stärkt aus unserer Sicht den Zusammenhalt im Netzwerk. 
Also, wenn alle da sind und man sich kennenlernt und die Gesichter sieht, dann gibt 
es ein Gefühl von Zusammengehörigkeit. Das ist einfach wichtig. Das haben wir auch 
als Rückmeldung bekommen. Man hat dann das Gefühl, wir gehören dazu. Und das 
ist ganz was anderes, als wenn jede Schule einen formalen Brief bekommt, „Herzlichen 
Glückwunsch, Sie sind dabei.“ 

Bei der Wahl der Räumlichkeiten und des Caterings lohnt es sich ebenfalls – je nach fi­
nanziellen Möglichkeiten – etwas Besonderes zu bieten. Anstelle der sonst üblichen 
Schulaula eignen sich Tagungs- und Konferenzzentren, Hotels oder auch städtische Räu­
me. Feiern kann man auch in ganz ungezwungenem Rahmen in Kleingartenvereinen oder 

Feierlicher Rahmen der 
Veranstaltungen

Wahl der Räumlichkeiten 
und des Caterings



66 Teil III: Kommunale Unterstützung schulischer Netzwerke am Übergang

Restaurants. Als wertschätzend wird zudem empfunden, wenn ausreichende und ange­
messene Verpflegung gereicht wird, beginnend mit Frühstückssnacks zur Begrüßung am 
Morgen.

Wir hatten diese gemeinsame Veranstaltung hier im Rathaus. Da gibt es diesen Lobby-
raum, der ist sehr schön. Und das ist auch einfach ein gelungener Rahmen immer, wenn 
man die Lehrkräfte mal aus der Schule holt in einen offiziellen Rahmen, und das ist auch 
eine besondere Wertschätzung in diesem Kreis. Ich glaube, das trägt dazu bei, auch jetzt 
die Arbeit des Bildungsbüros transparenter zu machen. Wenn das zum Beispiel in einer 
Schule stattfindet, dann ist es auch zerrissener und da klingelt dann bei der Schulleitung 
das Telefon oder jemand blickt in die Tür oder jemand anderes muss dann früher weg 
und so weiter. Das ist hier alles nicht, wenn man einen klaren äußeren Rahmen hat in 
einem neutralen Umfeld.

Je nach Schwerpunkt sind Veranstaltungen eine gute Möglichkeit, externe Gäste einzu­
laden. Je wichtiger die Person innerhalb der Kommune ist, umso mehr steigert deren 
Anwesenheit oder sogar persönlichen Grußworte den wertschätzenden Effekt der Ver­
anstaltung. Im Nebeneffekt lernen diese Personen auch das Projekt kennen, was für die 
Unterstützung der Netzwerkarbeit innerhalb der Kommune von großer Bedeutung ist. 
Gegenüber den teilnehmenden Lehrkräften zeigt eine breitgefächerte Anwesenheit rele­
vanter Gäste auch, dass die verschiedenen Institutionen der Kommune Kenntnis über das 
Projekt haben und dabei Hand in Hand zusammenarbeiten. Es lohnt sich außerdem, die 
lokale Presse einzuladen, die gerne über medienwirksame, schulübergreifende Projekte 
berichtet.

•	 Oberbürgermeister/in
•	 Schulamtsleitung
•	 Bildungsdezernent/in
•	 Vertreter der Schulaufsicht (obere/untere)
•	 Vertreter der Bezirksregierung
•	 Schulpolitische Sprecher der Parteien, Stadtbezirksvertretungen
•	 Lokale Hochschulvertreter
•	 Wirtschaftsvertreter
•	 Kompetenzteam
•	 Eltern- und Schülervertretungen
•	 Presse

Mögliche Personen  
auf der Gästeliste

Gästeliste

Zusammengehörigkeitsgefühl stärken

Das Zusammengehörigkeitsgefühl im Netzwerk und netzwerkübergreifend innerhalb der 
Kommune zu stärken, ist auch Teil der Unterstützung des Bildungsbüros im Bereich der 
sozialen Einbindung. Dafür kann zum Beispiel eine gemeinsame Mission oder Vision er­
arbeitet werden. Dies trägt dazu bei, dass sich alle Netzwerkteilnehmenden als Teil eines 
größeren Ganzen erfahren und verstehen, inwieweit ihr – manchmal ja nur als recht klein 
empfundener – Beitrag im Netzwerk sich zu einer größeren kommunalen Gesamtstrate­
gie zusammenfügt. Auch gemeinsame normative Wertvorstellungen für einen gerechten 
Übergang können in diesem Rahmen formuliert werden. 

Durch ein gemeinsames Motto, gemeinsames Logo oder lediglich die Nennung der be­
teiligten Schulen auf relevanten Veröffentlichungen und Veranstaltungseinladungen kann 
der Gemeinschaftssinn im Netzwerk und im Projekt gestärkt werden. 
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Ich habe dann einen Einladungsflyer gemacht mit allen Logos von allen Schulen. Dabei 
habe ich festgestellt, viele Schulen haben gar kein Logo. Also, Öffentlichkeitsarbeit ist 
für die gar kein so großes Thema. Und dann standen sie da auf einmal alle als Gemein-
schaftsveranstalter drauf. Das war äußerst wirksam, weil sie sich nicht einfach nur als 
Teilnehmer fühlten, sondern selbst Veranstalter waren. Das ist ein ganz kleiner Nebenef-
fekt, aber dass sie gemeinsam mit ihren Logos als Netzwerk einladen, und auch sichtbar 
werden als Organisatoren, das ist für sie neu gewesen. Überall anders macht man das 
immer so. Aber für die Schulen ist das neu. Das habe ich wirklich gelernt. Das sollte 
man mal öfter machen, denn solche Symbolik schafft Solidarität und stärkt auch den 
Teamgedanken. 

Bei Konflikten eingreifen

Zu den Aufgaben des Bildungsbüros innerhalb der Dimension Unterstützung der sozialen 
Einbindung gehört es auch, bei eventuell im Netzwerk auftretenden Konflikten und Pro­
blemen als unabhängige Instanz zu vermitteln. Dafür ist es bedeutsam, regelmäßig über 
den Stand der Netzwerkarbeit auf dem Laufenden zu sein, um Probleme frühzeitig mit­
zubekommen. Häufig hilft dann schon die persönliche Anwesenheit einer Bildungsbüro­
mitarbeiterin oder eines Bildungsbüromitarbeiters beim nächsten Netzwerktreffen oder 
der persönliche Kontakt im Vorfeld zu den unterschiedlichen Netzwerkpartnerinnen und 
Netzwerkpartnern. Konfliktpotenzial besteht vor allem bei der Wahl der Netzwerkschwer­
punkte, die von einzelnen Schulen unter Umständen nicht mitgetragen werden sowie bei 
der (Neu-)Besetzung der Netzwerkkoordinatorenposten, oder bei empfundener unter­
schiedlicher Aufgabenverteilung zwischen den Netzwerkteilnehmenden. 

Wir sind immer noch dabei, stärker in Kontakt zu treten, uns noch mehr zu informieren, 
was im Moment so läuft, damit beispielsweise solche Situationen, dass eine Schule weg-
bricht, gar nicht erst entstehen. Also wenn es Probleme gibt, wie auch in einem unserer 
Netzwerke, dass wir da stärker begleiten und auch schauen, wie eben solche Schulen 
auch wieder ins Boot geholt werden können. 

Für die Lösung der Konflikte habe ich den persönlichen Kontakt als sehr positiv empfun-
den. Im persönlichen Kontakt, gegebenenfalls moderiert durch jemand Externen, kann 
man klären, wie unterschiedliche Interessen sind und wie sich die einzelnen Netzwerk-
partner die Zusammenarbeit vorstellen. 

Mit einem Netzwerk sind wir im Klärungsprozess, da sie trotz Zielfindungsworkshop 
und Einigung auf ein Thema jetzt doch zwei Themenfelder quasi bearbeiten möchten, 
aber mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen der verschiedenen Mitglieder. Das ist 
so ein bisschen schwierig, weil das dann wohl doch ein sehr hoher Zeitaufwand ist, an 
beiden Themen mitzuarbeiten. Das ist nicht so, dass man dringend vor Ort eingreifen 
muss, sondern erst noch mal so versucht, dass die Netzwerkmitglieder das untereinan-
der oder teilweise über das Bildungsbüro klären. Wenn sich das jetzt gar nicht mehr so 
klären lässt, müssten wir doch noch einmal auf einem Treffen uns über die nächsten 
Schritte und ihre ersten Ziele verständigen. 
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4.	 Unterstützung durch Verdeutlichung der inhaltlichen 
Relevanz

In der Dimension Unterstützung durch Verdeutlichung der inhaltlichen Relevanz geht es 
darum, eine gemeinsam getragene Vision zur Gestaltung des Übergangs zu schaffen. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regionalen Bildungsbüros können hier unterstüt­
zen, indem sie zu verschiedenen Anlässen immer wieder die Bedeutung der Netzwerkar­
beit für die Gestaltung des Übergangs hervorheben.

Die Bildungsbüros stellen dabei die Übergangsgestaltung in einen kommunalen Ge­
samtzusammenhang und arbeiten die gemeinsame Verantwortung aller beteiligten Akteu­
re heraus, um darauf aufbauend ein gemeinsames Übergangsverständnis zu entwickeln. 
Konkret geben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regionalen Bildungsbüros an, 
die Netzwerktreffen mit den schulischen Akteuren zu nutzen, um eine gemeinsame Visi­
on hinsichtlich des Übergangs zu entwickeln. Dabei gilt es auch, die in den Netzwerken 
teilnehmenden Lehrkräfte von der Bedeutung ihres zusätzlichen Engagements zu über­
zeugen, da dies entscheidend zu ihrer Motivation für die Netzwerkarbeit beiträgt.

Wir haben die Netzwerke jetzt auf einem Treffen noch mal informiert. Uns ist nämlich 
aufgefallen, dass wir im Bildungsbüro natürlich den Überblick haben, so über das Ge-
samtprojekt, aber für die Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren doch 
immer nur so punktuell Dinge präsent sind. Wir haben dann gemeinsam besprochen, 
welche Meilensteine wir sehen und wie wir das gemeinsam mit ihnen entwickeln wollen. 
Dann haben wir die Diskussion nochmal geöffnet, um ein gemeinsames Übergangsver-
ständnis zu entwickeln, also was ist ein gelungener gerechter Übergang. Damit gingen 
Teilnehmer sehr konform, fanden das auch gut und interessant, ebenso die darunter fest-
gesetzten kommunalen Prioritäten. Sie waren dann auch einverstanden, die Kriterien 
und Indikatoren aufzustellen für ein langfristiges Übergangsmonitoring. 

Kompetenz- 
unterstützung

Autonomie-
unterstützung

Unterstützung  
durch  

Verdeutlichung  
der inhaltlichen  

Relevanz

Unterstützung  
der sozialen  
Einbindung

Schaffung einer gemeinsamen 
Vision zur Gestaltung  

des Übergangs

•	 Hilfe bei der Suche nach 
Themenschwerpunkten für die 
Netzwerkarbeit

•	 Verdeutlichung der Wichtigkeit 
der Netzwerkarbeit am Übergang

•	 Organisation von Veranstal
tungen zur Themenfindung

•	 Hervorhebung der Relevanz der 
Übergangsgestaltung für die 
Bildungsarbeit in der Region

•	 …

Unterstützung durch 
Verdeutlichung der 

inhaltlichen Relevanz
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Auch die Tätigkeiten des Bildungsbüros in diesem Bereich werden von den Netzwerkko­
ordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren als vorhanden und relevant eingeschätzt. Da­
bei wird besonders hervorgehoben, dass das Regionale Bildungsbüro dem Netzwerk das 
Gefühl vermittelt, dass die Netzwerkarbeit für die Gestaltung des Übergangs bedeutsam 
und nützlich ist. Ferner ist es für die Mehrheit der schulischen Akteure relevant, dass sei­
tens des Regionalen Bildungsbüros Veranstaltungen angeboten werden, auf denen The­
men für die Netzwerkarbeit eruiert werden.

Bildungsmonitoring zum Übergang nutzen

Um die Relevanz und Brisanz der Übergangsthematik darzustellen, eignen sich Daten, die 
zeigen, dass Chancengerechtigkeit im Übergang von der Grundschule zur weiterführen­
den Schule aktuell nicht gegeben ist. Neben allgemeinen bundesweiten Daten und Studi­
en zum Übergang ist es dabei besonders überzeugend, Daten auf kommunaler Ebene aus 
dem kommunalen Bildungsmonitoring zu nutzen. 

Bei der Vorstellung der Daten, vor allem bei der Nennung einzelner Schulen, sollte al­
lerdings der Datenschutz gewährleistet bleiben – es handelt sich hier für die Schulen um 
hochsensible Informationen, da die Schulen, sofern sie nah beieinander liegen, im Wett­
bewerb um Schülerzahlen stehen. Es darf also nicht darum gehen, einzelne an den Pran­
ger zu stellen. Im Idealfall entsteht ein konstruktives Arbeitsklima, in dem die Situation 
für die Kommune im Allgemeinen problematisiert wird und die Notwendigkeit für über­
greifende Lösungsansätze und entsprechend für schulübergreifende Zusammenarbeit er­
kannt wird. Dafür ist es zumeist gar nicht notwendig, einzelne Schulen namentlich zu be­
nennen.

Unabhängig von der Verdeutlichung der Relevanz, können diese Daten auch genutzt 
werden, um beispielsweise Netzwerke zusammenzustellen aus den Schulen, zwischen de­
nen bereits viele Schülerinnen und Schüler wechseln, beziehungsweise zwischen denen 
ein höherer Schüleraustausch gewünscht ist.

Kommunale Ziele kommunizieren

Innerhalb der Netzwerke sollte auch von Anfang an die kommunale Dimension der Ent­
wicklungsarbeit geklärt werden: Welche Ziele verbindet die Kommune in Vertretung des 
Bildungsbüros insgesamt mit der Bearbeitung des Übergangs durch Netzwerke? Welche 
langfristigen strukturellen Veränderungen sind angestrebt und sollen durch die Netzwerk­
arbeit ins Rollen gebracht werden? Welche übergeordnete Vision oder normative Zielset­
zung besteht für die Schaffung eines gerechten Übergangs in der Kommune (siehe Kapitel 
„Entwicklung einer kommunalen Strategie“)?

Bei den Fernzielen für das Übergangsmanagement in unserer Kommune ist uns wichtig, 
dass die Ergebnisse die ganze Bildungslandschaft erreichen. Da geht es auch, wenn man 
es sozialpolitisch sieht, um soziale Gerechtigkeit bei den Übergängen, um einen gemein-
samen kommunalen Handlungsplan. Wir haben zu Projektbeginn bereits versucht, das 
an den Horizont zu stellen und die Lehrkräfte haben jetzt beim letzten Treffen gesehen, 
dass es eben ein gemeinsames Ziel überhaupt der ganzen Netzwerkarbeit ist und dass 
sie, die kontinuierlich an den Fortbildungen und Treffen teilnehmen, diese Vernetzungs-
struktur als Grundlage darstellen.
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Teil IV 
Die Gestaltung des Übergangs von der Grundschule 
in die weiterführende Schule

Nachdem in den bisherigen Kapiteln die Rolle der kommunalen Koordinierung am Über­
gang anhand der Handlungsfelder des Übergangsmanagements und der Unterstützungs­
möglichkeiten für schulische Netzwerke dargestellt wurde, sollen in diesem letzten Teil 
konkrete Materialien und Konzepte vorgestellt werden, die Schulen und Kommunen um­
setzen können, um den Übergang für die Schülerinnen und Schüler zu vereinfachen. Die­
se Materialien sind im Projektkontext von Schulen im Team im Rahmen der schulischen 
Netzwerkarbeit entstanden. Auf Basis der daraus resultierenden Strategien konnte im An­
schluss unter Rückbezug auf theoretische Konzeptionen ein Qualitätsraster entwickelt 
werden, in dem für die einzelnen inhaltlichen Dimensionen des Projekts konkrete Qua­
litätskriterien und Zielvorgaben aufgeführt werden. Das Qualitätsraster ermöglicht, Qua­
lität und Nutzen einzelner Strategien und Instrumente der Übergangsgestaltung einzu­
schätzen und zukünftige Interventionen anhand konkreter Ziele zu planen. Die einzelnen 
Kriterien werden im Anschluss detailliert dargestellt. Zusätzlich werden jeweils Konzepte 
und Strategien aus dem Projekt Schulen im Team dargestellt, die zur Zielerreichung bei­
tragen können.1 

Eine ausführliche Übersicht und Kurzbeschreibungen der 
Ergebnisse der Netzwerkarbeit sowie Informationen zur 

Verfügbarkeit finden sich auf der Webseite  
www.schulen-im-team.de. 

1.	 Qualitätsraster Übergangsgestaltung

Ein wichtiges Erkenntnisinteresse im Projekt Schulen im Team lag darin, zu analysieren, 
welche Strategien zur Gestaltung des Übergangs von der Grundschule zur weiterführen­
den Schule im Zuge der interschulischen Netzwerkarbeit entstehen und wie diese hin­
sichtlich ihrer Qualität und ihres Nutzens beurteilt werden. Den Netzwerken wurde da­
bei eine große Freiheit bei der Identifikation ihrer Bedarfe, der Zielformulierung und der 
Lösungsansätze gewährt. Insgesamt sind mehr als vierzig Materialien und Strategien ent­
standen, die konzeptionell vier inhaltlichen Dimensionen der Übergangsgestaltung zu­
geordnet werden können: Lernkultur, Diagnose, Beratung sowie Curriculum und Unter­
richtsstandards.

1	 Wir danken Gina Rodenbücher und den Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren für 
ihre Beiträge, die als Grundlage für dieses Kapitel herangezogen wurden.
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Lernkultur

Curriculum  
und Standards Beratung

Diagnose

Projektmodule im Projekt 
Schulen im Team

Um eine Einschätzung des Nutzens und der Qualität der Netzwerkprodukte zu erhalten, 
wurden im Projekt Fragebogenerhebungen mit den Netzwerkkoordinatorinnen und Netz­
werkkoordinatoren, den Schulleitungen sowie mit den gesamten Lehrerkollegien durchge­
führt. Die Ergebnisse zeigen, dass sowohl die Schulleitungen als auch die weiteren Lehr­
kräfte und die Netzwerkkoordinatorinnen und Netzwerkkoordinatoren mehrheitlich 
einen Nutzen der Netzwerkarbeit attestieren, was insgesamt für eine Entwicklung bedarfs­
gerechter Produkte im Projektkontext spricht. Auch die Projektinhalte allgemein werden 
überwiegend positiv von allen Befragtengruppen gewertet. 

Auf Basis einer systematischen Auswertung der entstandenen Strategien wurde unter 
Rückbezug auf theoretische Konzeptionen ein Qualitätsraster zur Übergangsgestaltung 
entwickelt. Dieses bietet einen ersten Aufschlag für ein Instrument des Qualitätsmanage­
ments bei der Übergangsgestaltung, um Interventionen zielgenau zu planen. Zudem kann 
es verwendet werden, um die Qualität und Nützlichkeit einzelner Strategien der Über­
gangsgestaltung einzuschätzen. 

Für die Qualitätsbestimmung bedarf es einer objektiv begründbaren Auswahl von Kri­
terien oder Standards, an denen die Qualität gemessen werden soll. Das Qualitätsraster 
und die darin vorgestellten Qualitätskriterien basieren auf dem Übergangsqualitätsmodell 
von van Ophuysen und Harazd (2014), Erkenntnissen zur Qualität von Schule sowie Li­
teratur zum Qualitätsmanagement. Aus insgesamt 21 Forschungsstudien zum Übergang 
wurden mithilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse Qualitätskriterien für eine gute Über­
gangsgestaltung identifiziert (für eine genaue Beschreibung des Vorgehens und der theo­
retischen Grundlagen siehe Rodenbücher, 2016).

Die Übergangsgestaltung durch Netzwerke oder schulische Kooperationen findet in 
einem Mehrebenensystem statt. Entsprechend werden im Qualitätsraster die Netzwerk-, 
Schul-, und Individualebene unterschieden, wobei die Schulebene auch die Bereiche der 
Lehrerkompetenz im Kollegium und der Unterrichtsgestaltung umfasst. Die Qualitätskri­
terien für jede inhaltliche Dimension wurden den verschiedenen Ebenen zugeordnet. Die 
folgende Übersicht beinhaltet alle Kriterien. Die Zielformulierung der einzelnen Kriteri­
en sowie eine Zuordnung möglicher Materialien und Strategien, die zum Einsatz kommen 
können, werden im Anschluss einzeln für die verschiedenen inhaltlichen Module darge­
stellt.
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Ebene Lernkultur Diagnose Beratung
Curriculum & 
Unterrichts­

standards

Netzwerk

Strategie und Ziele
Systematischer Aus
tausch von Schüler

informationen

Übersichtlichkeit  
des lokalen Schul

systems

Abstimmung zu 
Curricula und  

Lehrmaterialien

Kooperation im  
Netzwerk

Durchlässigkeit  
des Systems

Verknüpfung/
Anpassung des  
Unterrichts der  

Schulstufen

Schulübergreifende 
Projekte

Schule/
Kollegium/
Unterricht

Schulspezifische 
Strategien und Ziele

Diagnosekompetenz 
der Lehrkräfte

Informationsstand 
und Beratungs

kompetenz

Kenntnisse über 
Anforderungen  

der anderen 
Schulformen

Verantwortlichkeits-
gefühl der 
Lehrkräfte

Diagnose und  
Dokumentation von 

Schülerinforma
tionen

Schullaufbahn- 
beratung und Über
gangsempfehlung

Unterrichtsmaterial 
am Übergang

Gestaltung des 
Übergangs

Aufbau pädago
gischer und sozialer  

Beziehungen

Absprachen zu 
Ritualen und 

Methoden

Schülerinnen
&

Schüler

Vorbereitung auf 
Lernkultur der 

weiterführenden 
Schule

Umgang mit Lern
voraussetzungen der 

Schülerinnen und 
Schüler

Passgenaue 
Schullaufbahnwahl

Angemessenes  
Level der Schüler- 

kompetenzen

Erwartungen an den 
Schulübergang

Selbsteinschätzung 
der Schülerinnen 

und Schüler

Sicherheit in der 
Schullaufbahnwahl

Anknüpfung an 
Schülerkom

petenzen

Selbstwertgefühl 
und Fähigkeits
selbstkonzept

Transparenz der 
Kompetenz- 

anforderungen

Das entwickelte Qualitätsraster bietet schulischen Praktikerinnen und Praktikern eine 
Checkliste, um neue Übergangsgestaltungsmaßnahmen zu entwickeln oder bestehende zu 
evaluieren. In einem ersten Schritt können Schulen und schulische Netzwerke eine Be­
standsaufnahme der aktuellen Übergangspraxis vornehmen und einschätzen, inwieweit 
die einzelnen Qualitätskriterien bisher erreicht werden. Daraufhin bestimmen die Akteu­
re gemeinsam Entwicklungsbereiche und einigen sich in diesen auf messbare Entwick­
lungsziele. Dazu gehört auch jeweils zu spezifizieren, anhand welcher Indikatoren die 
Zielerreichung überprüft werden kann. Im nächsten Schritt wird eine Strategie entwickelt, 
wie die Entwicklungsziele und Qualitätsstandards erreicht werden können. Dafür kön­
nen die im Projekt Schulen im Team entwickelten Strategien als Inspirationsquelle genutzt 
werden. Die Strategien sollten dann umgesetzt und durchgeführt werden, möglichst in­

Qualitätsraster  
Übergangsgestaltung 
– Übersicht über die 
Qualitätskriterien
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dem alle relevanten Akteure beteiligt werden (also je nach Strategie alle Lehrkräfte in den 
aufnehmenden und abgebenden Klassen aller relevanten Schulen, die Eltern, die Schü­
lerinnen und Schüler selbst). Im letzten Schritt gilt es, die durchgeführten Maßnahmen 
und deren Auswirkungen zu evaluieren und zu überprüfen, ob die jeweilig intendierten 
Ziele erreicht wurden. Abhängig davon können die Strategien angepasst und anhand des 
Qualitätsrasters gegebenenfalls weitere Entwicklungsbereiche identifizieren werden. Das 
Qualitätsraster bietet entsprechend eine Orientierung und einen Ausgangspunkt für die 
Planung von Übergangsprozessen. Damit wird es möglich, Strategien zu reflektieren und 
ihre Nützlichkeit in Bezug auf einzelne Qualitätskriterien zu überprüfen. Mit Blick auf 
das Qualitätsmanagement lässt sich das Raster für die Qualitätskontrolle und -sicherung 
einsetzen. 

Dabei handelt es sich beim Qualitätsraster um eine erste, theoretisch fundierte Ex­
ploration, die anhand der im Projekt Schulen im Team entwickelten Übergangsstrategi­
en plausibilisiert wurde. Es wurde allerdings bisher noch nicht in der Praxis angewendet. 
Daher liegen noch keine Erfahrungswerte in Bezug auf die Praxistauglichkeit, Nutzer­
freundlichkeit und Vollständigkeit der Qualitätskriterien vor. In jedem Fall kann das Qua­
litätsraster allerdings in seiner vorliegenden Form als Diskussionsgrundlage für eine ge­
meinsame, übergreifende Verständigung über die Qualität und Zielvorstellungen von 
Übergangsgestaltungsmaßnahmen innerhalb schulischer Netzwerke dienen. 

Im Folgenden wird für jede der vier inhaltlichen Dimensionen zunächst die theore­
tische Konzeption vorgestellt. Daran anschließend werden die Qualitätskriterien mit ih­
ren jeweiligen Zielvorgaben ausformuliert und schließlich konkrete Strategien und Maß­
nahmen der Schulen im Team-Netzwerke präsentiert. Insgesamt handelt es sich bei diesen 
praktischen Materialien um einen breiten Fundus, von dem sich Schulen und ihre Netz­
werkpartnerinnen und Netzwerkpartner inspirieren lassen können, um eine passgenau 
auf ihre Übergangsziele abgestimmte Strategie und Maßnahmenplanung zu entwickeln.

2.	 Modul Lernkultur

Wenn eine bruchlose Übergangsgestaltung angestrebt wird, sollten die pädagogischen Ak­
zentsetzungen und qualitativen Voraussetzungen, unter denen Lernen und Unterricht 
stattfinden, bedacht werden. Dabei sollte am Übergang auf eine Passung von Lernfor­
men und Lernkulturen zwischen den verschiedenen Schulformen geachtet werden (vgl. 
Beutel & von der Gathen, 2012). Unter Lernkultur versteht man nicht nur das Lernen im 
Unterricht an sich, sondern auch das Arbeitsklima und das daraus resultierende emotio­
nale Empfinden der Schülerinnen und Schüler, sowohl im unterrichtlichen also auch im 
außerunterrichtlichen Bereich. Diese Faktoren können das Lernen und damit auch den 
gelingenden Übergang entscheidend beeinflussen, denn „je ausgeprägter die schulische 
Lernfreude ist, desto günstiger sind die Voraussetzungen für den weiteren erfolgreichen 
Verlauf einer Schullaufbahn“ (Büchner & Koch, 2001). Daher sollte der Unterricht pro­
duktive und spannende Angebote beinhalten und nachhaltiges Lernen fördern. Eine för­
dernde Lernkultur trägt dazu bei, dass die Schülerinnen und Schüler ihre Fähigkeiten frei 
entfalten und die Schule als angenehmen Lernort empfinden können (Kolbe, Reh, Fritz­
sche, Idel & Rabenstein, 2008). Sie zeichnet sich durch eine gute Interaktionsstruktur zwi­
schen allen am Unterricht beteiligten Personen aus, die eine soziale Ordnung des Unter­
richts ermöglicht (Kolbe et al., 2008). Dadurch unterstützt die Lernkultur gleichzeitig die 
Bearbeitung von Differenzen zwischen Aneignung und Vermittlung im schulischen Lern­
kontext (Kolbe et al., 2008). Sie hilft außerdem dabei, den Unterricht zu stabilisieren und 
das Lernen und die Lernkultur der verschiedenen Schulformen zu verbinden (Kolbe et 
al., 2008; Kiper, 2012). 
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Gerade Grundschulen und weiterführende Schulen unterscheiden sich zum Teil in 
großem Maße in Bezug auf ihre Lernkulturen. Zur Angleichung zwischen den Schulfor­
men können unterschiedliche Strategien und Konzepte angewendet werden, wie der ge­
genseitige Austausch mit Lehrkräften oder älteren Schülerinnen und Schülern, das Ken­
nenlernen von und das Vertrautwerden mit der Lernkultur der weiterführenden Schule, 
gemeinsame Projekte oder Schnupperbesuche. Konkret können Produkte und Strategien 
im Modul Lernkultur daher in drei Unterbereiche gefasst werden: Unterstützung sozialer 
Beziehungen am Übergang, Absprachen zu Ritualen zwischen Grundschule und weiter­
führender Schule, sowie Näherbringen der Lernkultur der weiterführenden Schule.

Ebene Qualitätskriterium Zielformulierung

Netzwerk

Strategie und Ziele
Das Netzwerk hat eine abgestimmte Strategie und realistische 
messbare Ziele zur Übergangsgestaltung vereinbart und evaluiert 
diese regelmäßig.

Kooperation im 
Netzwerk

Die am Übergang unterrichtenden Lehrkräfte der Netzwerkschulen 
kooperieren schulformübergreifend und tauschen sich über Koope-
rationsformen, Unterrichtsformate und einzelne Schülerinnen und 
Schüler aus.

Schulübergreifende 
Projekte

Im Netzwerk finden regelmäßig fest in den Schulkonzepten veran-
kerte schul(form)übergreifende Projekte statt.

Schule/ 
Kollegium/ 
Unterricht

Schulspezifische 
Strategien und Ziele

Schulspezifische Strategien und Ziele zur Übergangsgestaltung sind 
klar formuliert, transparent und in das pädagogische Konzept der 
Schule integriert. Sie sind im Kollegium bekannt und werden umge-
setzt und evaluiert.

Verantwortlichkeits- 
gefühl der Lehr-

kräfte

Alle am Übergang beteiligten Lehrkräfte fühlen sich gemeinsam 
verantwortlich für einen gelungenen Übergangsprozess.

Gestaltung des 
Übergangs

Es finden Maßnahmen, Veranstaltungen und Rituale zum Abschied-
nehmen, zur Vorbereitung des Übergangs und zur Eingewöhnung 
in das neue Schulumfeld statt.

Aufbau pädagogi-
scher und sozialer 

Beziehungen

Pädagogische und soziale Beziehungen (zwischen Schülerinnen 
und Schülern untereinander, zwischen Schülerinnen und Schülern 
und Lehrkräften sowie zwischen Lehrkräften unterschiedlicher 
Schulstufen) werden aufgebaut, die Viertklässler lernen bereits im 
Vorfeld die neuen Lehrkräfte und Klassenkameraden kennen und 
bekommen erste Einblicke in den neuen Schulalltag und die neue 
Lernumgebung.

Absprachen zu Ritu-
alen und Methoden

Die Rituale, die an den anderen Schulen und Schulformen genutzt 
werden, sind in den Kollegien bekannt, es werden Absprachen 
getroffen zu Ritualen, die an allen Schulen bzw. Schulformen ver-
wendet werden.
Es gibt schulformübergreifende Absprachen zu verwendeten 
Unterrichtsmethoden; die Schülerinnen und Schüler werden auf 
diese Methoden vorbereitet bzw. an ihre Methodenkenntnisse wird 
angeknüpft.

Schülerinnen 
& Schüler

Vorbereitung auf 
Lernkultur der 

weiterführenden 
Schule

Schülerinnen und Schüler sind mit der neuen Lernumgebung ver-
traut und wissen, welche Änderungen auf sie zukommen.

Erwartungen an den 
Schulübergang

Schülerinnen und Schüler freuen sich auf den Übergang und die 
neue Schule und sind motiviert.

Selbstwertgefühl 
und Fähigkeits
selbstkonzept

Schülerinnen und Schüler sind überzeugt, dass sie in der Lage sind, 
die auf sie zukommenden neuen Aufgaben und Veränderungen gut 
bewältigen zu können.

Qualitätsraster  
Lernkultur
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Strategien und Materialien der Übergangsgestaltung aus dem Projekt Schulen im Team

Unterstützung sozialer  
Beziehungen und Kennenlernen  

der Lernkultur der   
weiterführenden Schule

•	 Schnupperunterricht (Oberhausen)
•	 (Lese-)projekte (Oberhausen)
•	 MINT schulübergreifend gestalten (Mülheim)
•	 Besuchsrunden (Oberhausen)
•	 Gemeinsames Fortbildungskonzept (Mülheim)

Absprachen zur Anpassung der
Lernkultur

•	 Broschüre Arbeitsformen und Rituale in der Grundschule (Dort-
mund)

•	 Liste bewährter Methoden mit Beschreibung (Hagen)
•	 Methodenkoffer (Hagen)
•	 Flyer Methoden Sprungbrett (Mülheim)
•	 Konzept zur Gestaltung von Lernzeiten und Einführung eines 

Lernplaners (Bochum) 

Übergangsportfolios
•	 Bildungspass (Dortmund)
•	 Übergangsmappe 4/5 (Krefeld)

Materialien und Strategien aus Schulen im Team

Konzepte und Strategien zum Näherbringen der Lernkultur der weiterführenden Schu­
le können dazu beitragen, dass die Kinder eine Vorstellung davon bekommen, was sie an 
der neuen Schule erwartet. Entsprechend können sie dem Grundschulübergang und ihrer 
zukünftigen Schulzeit mit mehr Sicherheit, Vertrauen und Vorfreude entgegensehen. Zu­
sätzlich haben die Schülerinnen und Schüler dadurch die Möglichkeit, ihre zukünftigen 
Klassenkameraden, Lehrkräfte und ältere Peers kennenzulernen, und so bereits Kontakte 
zu Vertrauenspersonen oder Paten an der weiterführenden Schule zu knüpfen. 

Dies kann zum Beispiel durch Schnupperunterricht stattfinden, der nach den Anmel­
dungen an den weiterführenden Schulen stattfindet. Die Lehrkräfte vereinbaren indivi­
duell einen Termin, die teilnehmenden Kinder werden von den Klassenlehrerinnen und 
Klassenlehrern begleitet. Die Kinder haben die Möglichkeit, während des Schulvormit­
tags in unterschiedlichen Klassen und Fächern zu hospitieren, am Unterrichtsgeschehen 
teilzunehmen und eine Pausenzeit mitzuerleben. Die Kinder erhalten erste Informationen 
und Einblicke in die Abläufe (wie zum Beispiel das Fachlehrerprinzip) und die Arbeit im 
fünften Schuljahr. 

Darüber hinaus können auch regelmäßige schulformübergreifende Projekte zum Auf­
bau sozialer Beziehungen beitragen, wie die Leseaktion Große lesen Kleinen vor, bei der 
Schülerinnen und Schüler höherer Jahrgangsstufen die Grundschulkinder regelmäßig zum 
Vorlesen besuchen. In Mülheim wurde eine ganze Reihe zu MINT-Unterrichtsprojekten 
konzipiert, für die die Schülerinnen und Schüler ein eigenes Forscherheft (MINT-Pro­
jektheft) und einen MINT-Pass erhalten. Diese dienen zur Dokumentation langfristiger 
Lernfortschritte und nach dem Wechsel zur weiterführenden Schule als Portfolio für die 
Erfahrungen in den MINT-Unterrichtsfächern. Darüber hinaus findet ein MINT-Fes­
tival statt. Innerhalb einer Woche sollen Gastvorträge, Experimente und Vorlesungen 
ein spannendes Lernangebot zum Hören, Sehen und Anfassen an den Netzwerkschulen 
schaffen, das bei den Kindern Interesse für Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik erweckt. Auf einer internen Internet-Plattform können die Netzwerkschu­
len selbstständig Einträge von Angeboten im MINT-Bereich eingeben und koordinieren.

Etwas übergeordnet sind Hospitationen oder Besuchsrunden einzuordnen. Dabei hos­
pitieren jeweils Kolleginnen und Kollegen der weiterführenden Schulen an den im Netz­
werk beteiligten Grundschulen und umgekehrt. Bei diesen gegenseitigen Besuchen er­
halten die Lehrkräfte der Sekundarstufe Einblicke in den Entwicklungsstand sowie die 
inhaltlichen und methodischen Kompetenzen, die die Grundschülerinnen und Grund­
schüler in die weiterführenden Schulen mitbringen. Im Gegenzug sehen die Lehrkräfte 
der Primarstufe, wie an den weiterführenden Schulen unterrichtet wird. Dieses verbes­

Unterstützung 
sozialer Beziehungen 

und Kennenlernen 
der Lernkultur der 

weiterführenden Schule

Schnupperunterricht

Schulformübergreifende 
Projekte

Hospitationen und 
Besuchsrunden
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serte Wissen über Anforderungen und Kompetenzen hilft, die Schülerinnen und Schü­
ler besser vorzubereiten und auf ihre Kompetenzen einzugehen. Je besser strukturiert die 
Hospitationen sind und beispielsweise Beobachtungsbögen, Vor- und Nachbereitungsge­
spräche beinhalten, umso effektiver können sie dem Austausch dienen.

Den Austausch zwischen den Lehrkräften der verschiedenen Schulformen befördert 
auch ein gemeinsames Fortbildungskonzept. Ein Netzwerk organisiert beispielsweise kolle­
giumübergreifende Fortbildungen mit theoretischen wissenschaftlichen Inputs und prak­
tischen Workshops zu Themen, die stadtteilübergreifend für die Schulen relevant sind, 
zum Beispiel zu Schulentwicklungsmöglichkeiten an Schulen in schwieriger Lage. An den 
Fortbildungen nehmen alle Lehrkräfte teil, die in verschiedenen schulübergreifenden Ar­
beitsgruppen aktiv sind. Sie haben hier Gelegenheit, ihre eigene Netzwerkarbeit zu reflek­
tieren, bewährte Vernetzungsideen aufzufrischen und neue Konzepte zu entwickeln. Die 
Lehrkräfte berichten zudem von positiven Effekten des persönlichen Kennenlernens und 
Austauschs mit den Kolleginnen und Kollegen der anderen Schulform. Auch kollegium- 
und schulformübergreifende Angebote der kollegialen Fallberatung oder Supervision kön­
nen hierfür hilfreich sein.

Rituale und Methoden mit Wiedererkennungseffekt helfen allgemein dabei, die Lern­
atmosphäre durch kontinuierliche Praktiken oder Orientierungshilfen zu stabilisieren. Sie 
finden regelmäßig und wiederholt statt und unterstützen somit die Gemeinschaftsbildung 
(Wulf, 2008). Durch Absprachen zu Ritualen kann die Lernkultur der Grundschule mit 
der Lernkultur der weiterführenden Schule verbunden werden (Kiper, 2012). Dadurch 
wird den Schülerinnen und Schülern Sicherheit und Verlässlichkeit vermittelt, die gerade 
in einer Umbruchsituation wie dem schulischen Übergang eine große psychologische Be­
deutung haben (Wulf, 2008). Die Wiedererkennung von aus der Grundschule Bekanntem 
kann den Schülerinnen und Schülern helfen, sich an der neuen Schule zu orientieren und 
den Übergang weniger als Bruch zu erleben. 

Mehrere Netzwerke haben zum Teil auf Basis einer detaillierten Abfrage an allen 
Grundschulen des Netzwerks eine Übersicht über die am häufigsten eingesetzten Regeln, 
Rituale, Methoden und Arbeitsformen erstellt. Diese dient als Arbeitsgrundlage für die 
weiterführenden Schulen, indem die Lehrkräfte bereits vorhandenes methodisches Wis­
sen der Schülerinnen und Schüler aufgreifen und weiterführen können. Die Übersichten 
sind unterschiedlich detailliert, einige enthalten auch eine ausführliche Beschreibung so­
wie die jeweiligen Einsatzmöglichkeiten und Bedingungen oder Schwierigkeiten der ver­
schiedenen Methoden.

Darüber hinaus wurde in einem Netzwerk ein schulformübergreifendes Konzept ent­
wickelt, um die Lernzeiten, die an vielen Ganztagsschulen die Hausaufgaben ersetzen, 
nachhaltig, effektiv und individuell für die Schülerinnen und Schüler zu gestalten. Zur 
Ausgestaltung wurden Empfehlungen zu zeitlichen, räumlichen und inhaltlichen Rah­
menbedingungen entwickelt. Ein wichtiger Teil dieses Konzepts ist die Einführung und 
Nutzung eines Lernplaners an den Grundschulen, der auch an den weiterführenden Schu­
len fortgeführt werden kann. Dieser besteht aus Lernmethodenbeschreibungen und soll 
den Schülerinnen und Schülern dabei helfen, ihre Lernzeit für sich sinnvoll zu planen 
und zu nutzen. 

Gemeinsames 
Fortbildungskonzept

Übersicht über Rituale 
und Methoden

Schulformübergreifendes 
Konzept

Absprachen zur 
Anpassung der Lernkultur 
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Materialien wie der Bildungspass oder die Übergangsmappe sollen die Schülerinnen und 
Schüler in der Phase des Übergangs kontinuierlich begleiten und ihnen als Grundlage für 
die Weiterentwicklung ihrer methodischen und fachlichen Kompetenzen dienen. Durch 
die Verwendung derselben Dokumentationsform in der Grundschule und weiterführen­
den Schule ist eine Anschlussfähigkeit für die Lernenden gewährleistet. Gleichzeitig kön­
nen die Lehrkräfte der weiterführenden Schule sich individuell über die Stärken und be­
reits bekannten Methoden ihrer neuen Schülerinnen und Schüler informieren und an 
diese anknüpfen. Im Sinne eines Portfolios beschäftigen sich die Kinder in der Grund­
schule mit ihren Stärken und Vorlieben, heften persönliche Dokumente ab, reflektieren 
ihre methodischen Fähigkeiten und dokumentieren, was sie in der Grundschule gelernt 
haben. In der fünften Klasse dienen Arbeitsbögen zur Reflexion, zum Beispiel über die 
neue Schule und Klasse, Kompetenzen und den eigenen Lerntyp. Das Methodenreper­
toire wird durch zusätzliche Arbeitsbögen zu Arbeitstechniken, Lesestrategien, Techniken 
der Kommunikation und Kooperation sowie der Arbeitsorganisation weiterentwickelt. Ein 
zum Portfolio gehörendes Begleitheft bietet den Lehrerinnen und Lehrern zusätzliche di­
daktisch-methodische Erläuterungen. 

3.	 Modul Diagnose 

Wenn es darum geht, den Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schu­
le möglichst passgenau zu gestalten, spielen diagnostische Kompetenzen von Lehrkräften 
eine wichtige Rolle. Um von vornherein Stolpersteine für die Schülerinnen und Schüler 
beim Beschreiten ihres Bildungsweges zu vermeiden, sollten geeignete Übergangsempfeh­
lungen ausgesprochen werden. Außerdem soll direkt an vorhandene Kompetenzen ange­
knüpft werden. Somit können Lernlücken vermieden und die Kinder in ihren Fähigkeiten 
und Entwicklungsfeldern individuell gefördert werden (Hempel, 2010; Kiper, 2012; Ra­
cherbäumer, 2012). Dementsprechend bedarf es besonderer diagnostischer Kompetenzen 
seitens der Lehrkräfte, die im Stande sein sollten, Informationen über die Schülerinnen 
und Schüler urteilsfrei zu verarbeiten (van Ophuysen & Harazd, 2011; Schrader, 2013). 
Daher werden mit den Übergangsstrategien in diesem Modul folgende Zielsetzungen ver­
bunden: 
•• Sie helfen Lehrkräften dabei, ihre Urteile über Schülerinnen und Schüler systematisch 

zu hinterfragen (van Ophuysen & Harazd, 2011). 
•• Sie helfen Lehrkräften dabei, das eigene Handeln und die Interaktion mit den Schüle­

rinnen und Schülern reflexiv zu betrachten (ebd.).
•• Sie helfen Lehrkräften dabei, ihre Attribution von Ursachen für ein bestimmtes Ver­

halten richtig einzuordnen (ebd.).

Des Weiteren dienen die Strategien in diesem Modul der besseren Planung und Gestal­
tung des Unterrichts an der weiterführenden Schule auf Basis einer möglichst genauen 
Analyse des Vorwissens. Die Materialien sollten daher auch folgende Merkmale aufwei­
sen: 
•• Sie helfen Lehrkräften dabei, den Unterricht an die aktuellen kognitiven, sozialen und 

motivational-emotionalen Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler anzu­
passen (van Ophuysen, 2010).

•• Sie helfen Lehrkräften dabei, den Schülerinnen und Schülern angemessene Lerngele­
genheiten zuzuweisen (ebd.). 

•• Sie helfen Lehrkräften dabei, den Lernprozess zu optimieren (ebd.).

Übergangsportfolios
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Die im Rahmen des Projekts Schulen im Team entwickelten Produkte aus dem Bereich 
Diagnose zielen darauf ab, einerseits die Lernenden hinsichtlich ihrer unterrichtsbezoge­
nen Persönlichkeitsmerkmale und fachlichen Fähigkeiten möglichst optimal einzuschät­
zen und andererseits den Schülerinnen und Schülern Möglichkeiten und Instrumente zur 
Selbsteinschätzung zu geben. 

Ebene Qualitätskriterium Zielformulierung

Netzwerk
Systematischer 
Austausch von 

Schülerinformationen

Im Netzwerk gibt es ein System zur Weitergabe von Schülerinfor-
mationen zur individuellen Förderung. Lehrkräfte der abgeben-
den und aufnehmenden Schulen tauschen sich über relevante 
Schülerinformationen aus.

Schule/ 
Kollegium/
Unterricht

Diagnosekompetenz 
der Lehrkräfte

Die Lehrkräfte verfügen über gute Diagnosekompetenzen.

Diagnose und 
Dokumentation von 

Schülerinformationen

Leistungs- und verhaltensbezogene Merkmale der Schülerinnen 
und Schüler werden systematisch gesammelt, aufbereitet und do-
kumentiert. Urteile über Merkmale oder Attributionen von Verhal-
tensursachen werden systematisch hinterfragt und im Interesse 
der Schülerinnen und Schüler richtig eingeordnet.

Schülerinnen 
& Schüler

Umgang mit 
Lernvoraussetzungen 
der Schülerinnen und 

Schüler

Individuelle Kompetenzen und Förderbedarfe am Ende der 
Grundschule sind in weiterführender Schule bekannt und werden 
aufgegriffen. Der Unterricht und die Lerngelegenheiten sind an 
die aktuellen kognitiven, sozialen und motivational-emotionalen 
Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler angepasst.

Selbsteinschätzung 
der Schülerinnen und  

Schüler

Schülerinnen und Schüler können ihre eigenen Kompetenzen 
und Arbeitsverhalten einschätzen und Entwicklungsbereiche 
identifizieren.

Strategien und Materialien der Übergangsgestaltung aus dem Projekt Schulen im Team

Dokumentation von
Schülerleistungen und

Selbsteinschätzung

•	 Kompetenzpass (Bochum)
•	 Kompetenzpass (Hagen)
•	 Dokumentationsbögen für Fähigkeiten, Leistungen und Verhal-

ten (Duisburg)
•	 Materialpool zur Einschätzung des Lern- und Arbeitsverhaltens 

(Krefeld)
•	 Selbsteinschätzungs- / Dokumentationsbogen (Oberhausen)

Materialien und Strategien aus Schulen im Team

Eine ganze Reihe von Materialien soll die Lehrkräfte dabei unterstützen, Informatio­
nen über unterrichtsrelevante Merkmale (Informationen über Lernergebnisse, Lernvor­
aussetzungen, Lernvorgänge und Arbeitsverhalten) von Schülerinnen und Schülern sys­
tematisch zu sammeln und aufzubereiten (van Ophuysen, 2010; Schrader, 2013). Damit 
können Lehrkräfte das Vorwissen der Schülerinnen und Schüler analysieren, die Lern­
verläufe dokumentieren, Interventionen darauf aufbauend planen und somit herkömm­
liche Leistungsüberprüfungen ergänzen (Schrader, 2013). Der Bochumer Kompetenzpass 
dokumentiert beispielsweise Methodenkompetenzen, Sozialkompetenzen und Kompeten­
zen im Bereich Arbeiten und Lernen und deren Fortschritte jeweils am Ende der zweiten, 
vierten und sechsten Klasse. Er wird also auch an der weiterführenden Schule fortgeführt. 

Darüber hinaus erleichtern die kriteriengeleiteten Beobachtungs- und Dokumentati­
onsbögen die Weitergabe von Informationen über einzelne Schülerinnen und Schüler. Die 
Bögen des Netzwerks Duisburg-Marxloh dienen zudem als Grundlage für die Beratung 
und Formulierung der Übergangsempfehlung, die in diesem Netzwerk auch standardisiert 
wurde. Die Nutzung gleicher Kategorien begünstigt dabei das Lesen und Beurteilen der 
Übergangsempfehlungen für die weiterführenden Schulen. 

Qualitätsraster Diagnose

Dokumentation von 
Schülerleistungen und 
Selbsteinschätzung
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Die meisten der entwickelten Materialien enthalten auch Elemente der Selbsteinschät­
zung. Über die eigene Erkenntnis zu Lernfortschritten aber auch zu Entwicklungsfeldern 
werden Schülerinnen und Schüler in ihrer Selbstkompetenz und Lernorganisation ge­
stärkt. Zudem wird ihnen deutlich, an welchen Grundkompetenzen sie bis zum Wechsel 
auf die weiterführende Schule noch arbeiten können. Die Selbsteinschätzung kann auch 
als Grundlage für Gespräche zur Übergangsempfehlung mit den abgebenden Klassenleh­
rerinnen und Klassenlehrern sowie für kennenlernende Gespräche mit den neuen Lehr­
kräften dienen. 

Die Materialien aus Krefeld beinhalten außerdem einen Einschätzungsbogen für die 
Eltern, sowie eine Vorlage für die Rückmeldung zum Lern- und Arbeitsverhalten an die 
Eltern, wodurch der Austausch in Bezug auf die Übergangsberatung weiter gestärkt wer­
den kann.

In Oberhausen werden die Beobachtungsbögen auch als Grundlage für Gespräche mit 
den Kolleginnen und Kollegen der weiterführenden Schulen über jedes einzelne Kind ge­
nutzt. Auf diese Weise kommt es zu einem Austausch wichtiger Informationen, die für die 
Klassenbildung oder die Einrichtung von Fördergruppen von Bedeutung sind. So kön­
nen die individuellen Bedürfnisse und Lernvoraussetzungen der einzelnen Schülerinnen 
und Schüler sehr viel besser berücksichtigt und frühzeitige Fördermaßnahmen umgesetzt 
werden. Vor dem Übergang füllen die Viertklässlerinnen und Viertklässler in der Grund­
schule einen Selbsteinschätzungsbogen aus. 

4.	 Modul Beratung

Im Modul Beratung wird der Fokus auf die Schullaufbahnberatung als Orientierungs- und 
Entscheidungshilfe gesetzt. Für den Übergang zwischen der Primar- und der Sekundar­
stufe müssen die Kinder und deren Eltern gesicherte Informationen bekommen, um an­
hand dieser eine möglichst passgenaue und dem Wohl und der Entwicklung des Kindes 
dienlichen Entscheidung bezüglich des künftigen Bildungswegs treffen zu können (Heller, 
1979; Baumert et al., 2010). Dabei geht es einerseits allgemein um Informationen zu den 
verschiedenen möglichen Bildungsgängen des Sekundarschulsystems, ihren jeweiligen 
Abschlussqualifikationen und möglichen Aufstiegschancen (Heller, 1979). Andererseits 
sind auch konkrete Informationen zu den Bildungsangeboten der einzelnen weiterführen­
den Schulen in der Kommune notwendig, um eine möglichst optimale Entscheidung tref­
fen zu können.

Zusätzlich soll der gegenseitige Austausch der Eltern und der Lehrpersonen über Fä­
higkeiten und Verhaltensweisen der Schülerinnen und Schüler gefördert werden (van 
Ophuysen & Harazd, 2011). Denn nur eine „gemeinsame Beratung ermöglicht es, dass 
Probleme hinsichtlich der Lern- und Leistungsentwicklung gleich zu Beginn ihrer Entste­
hung angegangen und Lösungswege hinsichtlich einer gezielten Förderung gefunden wer­
den können“, beispielsweise durch die Erstellung von individuellen Lern- und Förderplä­
nen (Jooß & Philipps, 2013, S. 32). Durch Strategien aus dem Modul Beratung wird eine 
offene Kommunikation ermöglicht und entsprechend eine hohe gegenseitige Akzeptanz 
bei allen Beteiligten gefördert (Hertel, 2009; Jäger-Flor & Jäger, 2009; Zürcher, Rapp & Si­
chermann, 2013).

Nicht zuletzt sollen die Lehrerinnen und Lehrer in ihrer Beratungskompetenz und ih­
rem Wissen über die anderen Schulen und Schulformen gestärkt werden, zum Beispiel 
durch gemeinsame Fortbildungen oder Gesprächsleitfäden für Beratungsgespräche.
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Ebene Qualitätskriterium Zielformulierung

Netzwerk

Übersichtlichkeit des 
lokalen Schulsystems

Das lokale Schulsystem und die Schwerpunkte der verschiede-
nen weiterführenden Schulformen sind bekannt und übersicht-
lich und verständlich (ggf. mehrsprachig) präsentiert.

Durchlässigkeit des 
Systems

Schulformwechsel in höhere oder niedrigere Schulformen 
werden individuell ermöglicht und durch schulübergreifende 
Kooperationen erleichtert.

Schule/ 
Kollegium/
Unterricht

Informationsstand und 
Beratungskompetenz 

der Lehrkräfte über  
Bildungswege

Die Lehrkräfte verfügen über das notwendige Wissen in Bezug 
auf die lokalen Bildungswege sowie die Angebote und erforder-
ten Kompetenzniveaus der Schulen im Umfeld, um Schülerinnen 
und Schüler und Eltern umfassend beraten zu kommen.

Schullaufbahnberatung 
und Übergangs

empfehlung

Es gibt ein Konzept für die Schullaufbahnberatung sowie ein 
strukturiertes, einheitliches Vorgehen bei der Übergangsemp-
fehlung, das angewendet wird.

Schülerinnen 
& Schüler

Passgenaue 
Schullaufbahnwahl

Schullaufbahnentscheidungen erweisen sich als angemessen. In 
den seltensten Fällen muss im weiteren Verlauf ein Schulwechsel 
auf eine niedrigere Schulform erfolgen. 

Sicherheit in der 
Schullaufbahnwahl

Aufgrund der Beratung ist es Eltern und Schülerinnen und 
Schülern möglich, eine angemessene und dem Wohl und der 
individuellen Entwicklung dienliche Übergangsentscheidung zu 
treffen.

Strategien und Materialien der Übergangsgestaltung aus dem Projekt Schulen im Team

Informationen zu 
Bildungswegen und Schulen

•	 Broschüre  „Wegweiser“; „Schulwegweiser“ (Bochum, Krefeld)
•	 Flyer zur Elterninformation (Dortmund)
•	 Gemeinsame Informationsveranstaltung für Eltern im  

Stadtbezirk (Dortmund)
•	 Übergangskalender (Krefeld)
•	 Elterninformationsabende (Mülheim)

Systematisierung der Beratung und  
Übergangsempfehlung

•	 Materialpool zur Beratungskompetenz (Krefeld)
•	 Materialpool zur Übergangsempfehlung (Krefeld)
•	 Gesprächsleitfaden zum Informationsaustausch zwischen 

Grundschule und weiterführender Schule (Hagen)
•	 Beratungsbogen (Oberhausen)

Austausch zwischen Lehrkräften
•	 Erprobungsstufenkonferenz (Hagen) 
•	 Lehrer-/innensprechtag (Mülheim, Oberhausen) 
•	 Abgabegespräche (Hagen)

Materialien und Strategien aus Schulen im Team

Vielen Eltern fehlt es an Informationen über die verschiedenen Bildungswege, die damit 
verbundenen Abschlüsse und weitere Ausbildungsmöglichkeiten. Für viele erscheint das 
Gymnasium als der einzig erstrebenswerte Weg für ihre Kinder. Möglichkeiten, die zum 
Beispiel das duale Ausbildungssystem bietet, sind vielen nicht bekannt. Zudem sind das 
lokale Schulangebot und die unterschiedlichen pädagogischen Schwerpunkte für viele El­
tern unübersichtlich. Daher haben mehrere Netzwerke Materialien entwickelt, die Ori­
entierung über die verschiedenen weiterführenden Schulen und Schulformen sowie den 
Übergangsprozess bieten sollen. 

Auf den Mülheimer Elterninformationsabenden erhalten die Eltern der Viertklässlerin­
nen und Viertklässler an drei gemeinsamen Informationsabenden Einblick in die loka­
le Schullandschaft. Dabei werden zentrale Merkmale der jeweiligen Schulform dargestellt. 

Die Bochumer Broschüre Wegweiser weiterführende Schulen richtet sich an die Eltern 
der Viertklässlerinnen und Viertklässler und beinhaltet einheitliche Schulsteckbriefe und 
Kurzinformationen zum Schulsystem sowie weiterführende Informationen. Der Wegwei­
ser wird zusätzlich durch den Internetauftritt der Kommune unterstützt. 

Qualitätsraster Beratung

Informationen zu 
Bildungswegen und 
Schulen

Elterninformations­
abenden

Wegweiser 
weiterführende Schulen
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Im Krefelder Übergangskalender wird schulübergreifend festgehalten, wann welche 
Veranstaltungen (Tag der offenen Tür, Schulbesuche, Schulanmeldungen) stattfinden. Dies 
ermöglicht den Lehrkräften und Eltern eine bessere Planung des Übergangs. Der Kalen­
der wird jährlich mit den relevanten Daten aktualisiert und verteilt. Damit wird die Ab­
stimmung zwischen den Schulen im Stadtteil erleichtert und das Übergangsprozedere für 
alle Beteiligten besser planbar und transparenter.

Weitere in diesem Modul entwickelte Materialien sollen den Lehrkräften helfen, ihre Be­
ratung für die Eltern und die Schülerinnen und Schüler in Bezug auf den Übergang zu 
verbessern und die Kommunikation und den Informationsaustausch zu unterstützen. 
Durch den Austausch zwischen Lehrkräften der verschiedenen Schulformen, den Eltern 
und den Schülerinnen und Schülern selbst entsteht eine Multiperspektivität bezüglich 
der Fähigkeiten und des Verhaltens der Kinder (van Ophuysen & Harazd, 2011), aktu­
elle Lern- und Leistungsschwierigkeiten werden verdeutlicht (Maaz, Baumert, Gresch & 
McElvany, 2010) und es kann ein gemeinsames Verständnis über die nächsten Förder­
schritte und die Übergangsempfehlung erreicht werden.

Die Materialien in den Krefelder Materialpools bieten ein Gesamtkonzept zur Ver­
besserung der Beratungskompetenz der Lehrkräfte und zur Standardisierung der Über­
gangsempfehlungen. Zunächst können die Lehrerkräfte sich mit dem Formblatt Beob­
achtungen zur Unterrichtshospitation ein Bild über den Alltag und die Arbeitsweisen der 
jeweils anderen Schulform machen. Ihre Eindrücke bilden dann eine gute Informations­
grundlage für die weitere Übergangsberatung. Mithilfe von Fragebögen können die Lehre­
rinnen und Lehrer genauer überprüfen, wie viel sie bereits über die anderen Schulen wis­
sen oder welche Kenntnisse ihnen für eine gute Beratung der Eltern noch fehlen. Zudem 
sollen die Übergangsempfehlungen über die Schulen hinweg standardisiert werden: Kon­
krete Vorgaben und klaren Richtlinien helfen dabei, die Übergangsempfehlungen nach­
träglich nachzuvollziehen und mit den Eltern zu besprechen.

Gesprächsleitfäden und Beratungsbögen sind hilfreich, das Beratungsgespräch zum 
Übergang systematisch anzugehen und mit den Eltern alle wichtigen Details für die Über­
gangsempfehlung zu besprechen. Wichtig ist, dass diese in ein Gesamtberatungskonzept 
eingebunden sind. Grundschuleltern und Klassenlehrerinnen und Klassenlehrer füllen 
den Bogen unabhängig voneinander zum Termin der Übergangsberatung aus. Während 
des Beratungsgesprächs findet ein Abgleich der einzelnen Bereiche statt. Auf dieser Basis 
und hinsichtlich der Leistungsnoten schließt sich die Schulformberatung an. Ziel des ab­
gestimmten formalisierten Vorgehens ist es, die Beratung mithilfe des Bogens zielgerichtet 
durchzuführen, das heißt eine möglichst große Einigung und Übereinstimmung zwischen 
Eltern und Lehrkräften bezüglich der neuen Schulform zu erzielen. Die Lehrkräfte der 
weiterführenden Schulen nutzen die Beratungsbögen dann zum Austausch mit den ehe­
maligen Grundschullehrkräften, zum Beispiel während eines Sprechtags für Lehrerinnen 
und Lehrer. Auch hierbei soll hinterfragt werden, ob die Schülerinnen und Schüler an der 
für sie geeigneten Schulform sind.

In verschiedenen Formaten soll der Informationsaustausch zwischen den Lehrkräften 
über die einzelnen Schülerinnen und Schüler verbessert werden. Üblicherweise laden 
dazu die weiterführenden Schulen die Grundschulkolleginnen und Grundschulkollegen 
zu den Erprobungsstufenkonferenzen ein, was für diese aufgrund der vielen weiterführen­
den Schulen und Klassen allerdings mit einem hohen Aufwand verbunden ist. Die in den 
Netzwerken erprobten Formate sollen diesen Austausch erleichtern. Während der Ver­
anstaltungen haben die Lehrkräfte der Grundschulen die Möglichkeit, die individuelle 
Entwicklung ihrer ehemaligen Schülerinnen und Schüler zu verfolgen und wichtige Hin­
tergrundinformationen zum Beispiel über das familiäre Umfeld und den bisherigen Bil­
dungsweg an die weiterführende Schule weiterzugeben. 

Übergangskalender

Systematisierung 
der Beratung und 

Übergangsempfehlung

Beratungskonzept

Austausch zwischen 
Lehrkräften
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Beim Sprechtag für Lehrerinnen und Lehrer, der einmal jährlich im Herbst an einem 
langfristig im Voraus angekündigten Nachmittag mit allen Schulen im Stadtteil zentral an 
einer Schule stattfindet, hat jede Lehrkraft der fünften Klassen einen Tisch, die Grund­
schullehrkräfte rotieren und unterhalten sich mit den neuen Pädagogen ihrer ehemaligen 
Schülerinnen und Schüler.

Die Abgabegespräche finden dagegen schon vor dem Übergang statt. An einem ge­
meinsamen Termin treffen sich die Lehrkräfte aller abgebenden Grundschulen und aller 
aufnehmenden weiterführenden Schulen, um den Austausch möglichst effektiv zu gestal­
ten. So können frühzeitig Informationen über spezielle Entwicklungen oder Förderbe­
darfe von Schülerinnen und Schülern weitergegeben werden. Für Diagnostik, Klassenbil­
dungskriterien und zügige Fördermaßnahmen direkt zu Beginn des Schuljahres sind diese 
Informationen notwendig und hilfreich. 

5.	 Modul Curriculum und Unterrichtsstandards

Wenn es darum geht, den Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schule 
möglichst passgenau zu gestalten, spielen Unterrichtscurricula eine wichtige Rolle. Diese 
dienen vor allem einer detaillierten Planung von Unterricht, also seinen Inhalten, seinem 
Ablauf und den konkreten Lernzielen (Reisse, 1972; Rumpf, 1975). In der Durchführung 
der Unterrichtsgestaltung vor Ort unterscheiden sich die Vermittlungsformen und Unter­
richtsmethoden, aber auch die erworbenen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler 
allerdings zum Teil erheblich. Lehrkräfte beider Schulstufen berichten außerdem, dass ih­
nen zum Teil die an den weiterführenden Schulen erwarteten Standards beziehungswei­
se die schon erworbenen Kompetenzen der Grundschülerinnen und Grundschüler nicht 
klar sind. Für die Kinder entsteht hier ein weiterer Bruch, wenn zum Beispiel bereits vor­
handenes Wissen und Methoden nicht mehr genutzt, neue Unterrichtsmethoden gefor­
dert und Wissenslücken identifiziert werden. 

Für Übergangsstrategien im Bereich Curriculum und Unterrichtsstandards ist es daher 
eine wichtige Voraussetzung, dass die Lehrkräfte über die fachlichen Ziele der verschie­
denen Bildungswege informiert sind und miteinander kooperieren, um einen Konsens 
über curriculare Vorgaben, Lehrmethoden und Lernmaterialien treffen zu können (Kiper, 
2012). Ziel ist es, den Wissensaufbau zwischen der Grundschule und der weiterführen­
den Schule aufeinander abzustimmen und zu verzahnen, um Wissenslücken und Brüche 
bei den Lernenden zu vermeiden (Beck et al., 2008; Hempel, 2010; Kiper, 2012; Racher­
bäumer, 2012). Strategien, die zum Modul Curriculum und Standards gehören, lassen sich 
durch folgende Merkmale definieren (Kiper, 2012):
•• Sie helfen den Lehrkräften dabei, sich über die Ziele des gesamten Bildungsgangs, über 

den intendierten Wissensaufbau und über das zu erreichende Kompetenzniveau zu in­
formieren.

•• Sie fördern die Kooperation mit Kolleginnen und Kollegen, bei der curriculare Vorga­
ben, Schulbücher und Lernmaterialen kritisch überprüft und aufeinander abgestimmt 
werden. 

•• Sie sichern einen systematischen Wissensaufbau bei den Schülerinnen und Schülern in 
einzelnen Fächern.

•• Sie verzahnen verschiedene Lernbereiche, Fächer, Domänen und Themen miteinander. 

Sprechtag für Lehrerinnen 
und Lehrer

Abgabegespräche
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Ebene Qualitätskriterium Zielformulierung

Netzwerk

Abstimmung zu  
Curricula und  

Lehrmaterialien

Im Netzwerk werden die schulinternen Curricula und die Lehr-
materialien der Grundschulen und der weiterführenden Schulen 
aufeinander abgestimmt.

Verknüpfung/ 
Anpassung des  
Unterrichts der  

Schulstufen

Die Lernangebote der Grundschulen und der weiterführenden 
Schulen sind in verschiedenen Fächern aneinander angepasst, z.B. 
durch gemeinsam erarbeitete Unterrichtseinheiten am Übergang, 
die in allen Schulen angewendet werden.

Schule/ 
Kollegium/
Unterricht

Kenntnisse der  
Lehrkräfte über Anfor-
derungen der anderen 

Schulformen

Lehrkräfte verfügen über relevantes Wissen zu curricularen Vor-
gaben und Unterrichtsmethoden der anderen Schulformen, um 
Schülerinnen und Schüler adäquat vorbereiten bzw. direkt an 
bestehendes Schülerwissen anknüpfen zu können.

Unterrichtsmaterial am 
Übergang

Lehrkräfte verfügen über abgestimmtes stufenübergreifendes 
Unterrichtsmaterial am Übergang. Die Materialien bauen sys-
tematisch aufeinander auf und erleichtern einen lückenlosen 
Wissensaufbau. Die Materialien und Entwürfe entsprechen den 
Qualitätsstandards guten zeitgemäßen Unterrichts.

Schülerinnen 
& Schüler

Angemessenes Level 
der Schülerkompe-

tenzen

Schülerinnen und Schüler weisen das erforderliche Leistungsni-
veau auf, um nahtlos an den Unterricht in der weiterführenden 
Schule anknüpfen zu können.

Anknüpfung an  
Schülerkompetenzen

Fachliche und methodische Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler werden von Lehrkräften aufgegriffen und angewendet.

Transparenz der  
Kompetenz- 

anforderungen

Schülerinnen und Schüler wissen, welche Kompetenzen von 
ihnen in der weiterführenden Schule erwartet werden.

Strategien und Materialien der Übergangsgestaltung aus dem Projekt Schulen im Team

Unterrichtsmaterial zur 
Verknüpfung von Wissen

•	 Schülerarbeitsheft Lese- und Rechtschreibfähigkeit am  
Übergang (Krefeld)

•	 Englisch-Unterrichtseinheit All about me (Mülheim)
•	 Goodbye & Welcome Packages (Oberhausen)
•	 Wortspeicherheft in Mathematik (Mülheim)

Gemeinsame Standards 
und Materialien

•	 Naturwissenschaftliches Arbeiten: Materialpool für Experimente 
(Duisburg)

•	 Grundwissen Deutsch zum Ende der Klasse 4 (Krefeld)
•	 Spiele zur Sprachförderung im Mathematikunterricht (Duisburg)
•	 Das Üben in die Schule holen: Der Übergang im Fach Englisch 

(Duisburg)
•	 Neue Methoden, Lernformen und gemeinsame Standards der 

Sprachförderung (Duisburg)

Materialien und Strategien aus Schulen im Team

Um systematisch auf dem Wissen der Schülerinnen und Schüler aus der Grundschule 
aufzubauen und ihnen einen kontinuierlichen und bruchlosen Wissensaufbau am Über­
gang zu gewährleisten, haben die Schulnetzwerke Unterrichtseinheiten am Übergang ent­
wickelt. Das Besondere hieran ist, dass diese in der vierten Klasse begonnen und in den 
ersten Wochen nach dem Übergang fortgesetzt werden. 

Für die Entwicklung solcher gemeinsamer Materialien im Netzwerk wurden zunächst 
jeweils die methodisch-didaktischen Konzepte der Grundschulen und der weiterführen­
den Schulen abgeglichen und abgestimmt. Die Materialien haben einen hohen Wiederer­
kennungseffekt, der im Schülerarbeitsheft zur Lese- und Rechtschreibfähigkeit zum Beispiel 
über die Identifikationsfigur der Außerirdischen von Sabeliwopu gegeben ist. In die illus­
trierte und durch Arbeitsbögen ergänzte Geschichte werden Rechtschreib- und Gramma­
tikphänomene integriert. 

Qualitätsraster 
Curriculum und 

Unterrichtsstandards

Unterrichtsmaterial zur 
Verknüpfung von Wissen 
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Auch im Fach Englisch wurden derartige Materialien entwickelt. So werden in der 
Unterrichtseinheit All about me Kommunikationssituationen eingeübt, die zum Kennen­
lernen der neuen Mitschülerinnen und Mitschüler genutzt werden können. Mithilfe des 
Goodbye Packages sollen die Schülerinnen und Schüler des vierten Jahrgangs in ihrer 
Kompetenz bestärkt werden, indem sie zuvor erarbeitete Materialien (z.B. Steckbrief) an 
einem Besuchstag in der Gastklasse (Jg. 5) anwenden. Nach dem Übergang erweitern die 
Schülerinnen und Schüler des dann 5. Jahrgangs ihre zuvor erworbenen Kompetenzen 
mit dem inhaltlich anschließenden Welcome-Package. 

Für das Fach Mathematik wurde ein Wortspeicherheft konzipiert, in dem die wichtigs­
ten Mathewörter aufgelistet und mit Begriffsdefinitionen versehen sind. Das Heft wird in 
der Grundschule begonnen und in der weiterführenden Schule ergänzt. Es soll zu einer 
effizienten und nachhaltigen Sicherung der im Unterricht behandelten Mathematikbegrif­
fe beitragen und auf diesem Wege den Schülerinnen und Schülern die Kommunikation 
über mathematische Inhalte erleichtern. 

Weitere Netzwerke beschäftigen sich damit, gemeinsame Standards für den Übergang zu 
definieren. Hierbei geht es darum, das am Übergang vorausgesetzte methodische und 
fachliche Grundwissen sowohl den Lehrkräften der verschiedenen Schulstufen, als auch 
den Schülerinnen und Schülern transparent zu machen. Darüber hinaus wurden in den 
Netzwerken verbindliche Absprachen zu verwendeten Materialien, Konzepten der Sprach­
förderung in allen Fächern, kooperative Lernmethoden oder inhaltliche Schwerpunkt­
setzungen in einzelnen Fächern getroffen. Um diese Absprachen treffen zu können, ist 
es hilfreich, im Vorfeld wechselseitige Unterrichtshospitationen durchzuführen. Neu be­
schaffte Materialien können in gemeinsamen und zentral verwalteten Materialpools von 
den verschiedenen Schulen parallel genutzt werden. So werden in einem Netzwerk zum 
Beispiel Materialkisten für naturwissenschaftliche Experimente angeschafft. Diese Kisten 
werden an verschiedenen Schulen verwahrt und können bei Bedarf von allen Schulen aus 
dem Netzwerk ausgeliehen werden. Die verwahrende Schule übernimmt jeweils die Kon­
trolle über die Vollständigkeit der Materialien in ihrer Kiste. Auch diese gemeinsam ver­
wendeten Lernmaterialien erleichtern den Übergang für die Schülerinnen und Schüler, da 
ihnen die Konzepte und Materialien bereits vertraut sind.

Gemeinsame Standards 
und Materialien
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Übersicht der Netzwerke und teilnehmenden Schulen

Bochum

Netzwerk I Netzwerk II Netzwerk III Netzwerk IV

Liboriusschule Gertrudisschule Auf dem Alten Kamp
Hans-Christian- 
Andersen-Schule

Arnoldschule Glückaufschule Waldschule Frauenlobschule

Gemeinschaftsschule 
Bochum-Mitte

Liselotte-Rauner-Schule Hans-Böckler-Schule Maischützenschule

Heinrich-Böll- 
Gesamtschule

Maria-Sibylla-Merian 
Gesamtschule

Erich Kästner-Schule
Werner von  
Siemens-Schule

Goethe-Schule Märkische Schule Hildegardis-Schule Anne-Frank-Schule

Neues Gymnasium  
Bochum

Heinrich-von-Kleist-
Schule

Dortmund

Netzwerk 10 Netzwerk 11 Netzwerk 12 Netzwerk 13

Geschwister-Scholl- 
Gesamtschule

Reinoldi-
Sekundarschule

Albrecht-Brink-
mann-Grundschule

Graf-Konrad- 
Grundschule

Johann-Gutenberg-
Realschule

Bodelschwingh-
Grundschule

Anne-Frank-
Gesamtschule

Herder-Grundschule

Käthe-Kollwitz-
Gymnasium

Schopenhauer-
Grundschule

Diesterweg-Grundschule
Anne-Frank- 
Gesamtschule

Kreuz-Grundschule
Westhausen-
Grundschule

Gertrud-Bäumer-
Realschule

Hauptschule Am 
Externberg

Landgrafen-
Grundschule

Albert-Schweitzer-
Realschule 

Grundschule Kleine 
Kielstraße

Heisenberg-
Gymnasium

Leibniz-Gymnasium
Sekundarschule 
Westerfilde

Hauptschule am Hafen

Ostenberg- 
Grundschule

Heinrich-Heine-
Gymnasium

Helmholtz-Gymnasium

Ricarda-Huch-
Realschule

Jeanette-Wolf-Schule am 
Mengeder Markt 

Lessing-Grundschule

Stadtgymnasium Overberg-Grundschule Libellen-Grundschule

Wilhelm-Röntgen- 
Realschule

Regenbogen- 
Grundschule

Nordmarkt-Grundschule

Winfried- 
Grundschule

Schragmüller- 
Grundschule

Oesterholz-Grundschule

Wilhelm-Rein-
Schule

Duisburg

Netzwerk 1 Netzwerk 2 Netzwerk 3 Netzwerk 4

Elly-Heuss-Knapp- 
Gymnasium

GGS Laar
Gesamtschule 
Meiderich

Europaschule Krupp- 
Gymnasium

GGS Sandstraße GGS Lange Kamp
GGS Heinrich-
Bongers-Schule

GGS Am Borgschenhof

Herbert-Grillo-
Gesamtschule

Gustav-Stresemann- 
Realschule

GGS Zoppenbrückstraße GGS Van-Gogh-Straße

KGS Henriettenstraße KGS Fährmannschule Max-Planck-Gymnasium Lise-Meitner-Gesamtschule

Theodor-König- 
Gesamtschule 

Otfried-Preußler-Schule
Heinrich-Heine- 
Gymnasium
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Krefeld

Netzwerk 1 Netzwerk 2 Netzwerk 3 Netzwerk 4

GGS Horkesgath
GGS Buscher  
Holzweg

Geschwister-Scholl- 
Schule

Bismarckschule

GGS Hüls 
Astrid-Lindgren-Schule

Gesamtschule  
Kaiserplatz

Realschule Oppum
Gymnasium am 
Moltkeplatz

Grundschule an der Burg
Gymnasium am 
Stadtpark Uerdingen

Schönwasserschule Jahnschule

Gymnasium 
Horkesgath

Johansenschule Stephanusschule
Ricarda-Huch-
Gymnasium

Lindenschule Sollbrüggenschule

Marienschule

Pestalozzischule

Realschule Horkesgath

St.-Michael-Schule

Robert-Jungk-
Gesamtschule

Essen

Netzwerk Borbeck Netzwerk Essen Mitte Netzwerk Essen Süd

Bergmühlenschule Grundschule an der Heinickestraße Grundschule Burgaltendorf

Höltingschule Schule am Wasserturm Andreasschule

Gesamtschule Borbeck Frida-Levy-Gesamtschule Gymnasium Essen-Überruhr

Städt. Mädchengymnasium Borbeck Viktoria-Gymnasium Maria-Wächtler-Gymnasium

Hagen

Haspe Mitte Hohenlimburg

Christian-Rohlfs-Gymnasium Albrecht-Dürer-Gymnasium Grundschule Berchum-Garenfeld

Grundschule Geweke Fichte-Gymnasium Grundschule Im Kley/ Standort Reh

Grundschule Hestert Fritz-Steinhoff-Gesamtschule Gymnasium Hohenlimburg

Ernst-Eversbusch-Schule Grundschule Boloh Hauptschule Hohenlimburg

Heinrich-Heine-Realschule Heide-Grundschule

Henry-van-de-Velde- Grundschule Kath. Grundschule Wesselbach

Hermann-Löns-Grundschule Realschule Hohenlimburg

Janusz-Korczak-Schule

Liselotte-Funcke-Sekundarschule
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Oberhausen

Netzwerk 1 Netzwerk 2 Netzwerk 3

Adolf-Feld-Schule Dunkelschlagschule Steinbrinkschule

Fasia-Jansen-Gesamtschule Freiherr-vom-Stein Gymnasium Alsfeldschule

Heinrich-Heine-Gymnasium Grundschule Schmachtendorf Friedrich-Ebert-Realschule

Luisenschule Heinrich-Böll-Gesamtschule Gesamtschule Weierheide

Jacobischule Sophie-Scholl-Gymnasium

Melanchthonschule Königschule

Osterfelder-Heide-Schule Grundschule Schwarze Heide

Theodor-Heuss-Realschule

Mülheim an der Ruhr

Netzwerk I Netzwerk II Netzwerk III

Katharinenschule GGS an der Trooststraße EGS an der Zastrowstraße

Realschule Broich Karl-Ziegler-Schule GGS Zastrow

Gesamtschule Saarn Martin-von-Tours-Schule Brüder Grimm Schule

Gymnasium Broich Otto-Pankok-Schule KGS Styrum

OGS Krähenbüschken
Realschule an der Mellinghofer 
Straße

Willy-Brandt-Schule

Realschule Stadtmitte

Schildbergschule
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